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Horst Stenger 

Berufsausbildung und Arbeit im Jugendstrafvollzug 

Daten und Thesen zur beruflichen Resozialisation 

Der Aufsatz benennt auf der Basis netJen empirischen Materials 
einige grundlegende Daten der quantitativen Dimensionen von 
Arbeit und Ausbildung im Jugandstrafvollzug. Es wird gezeigt, 
daß eine 1VIehrheit der Jugendlichen im Vollzug sich in dequali· 
fizierenden Arbeitszusammenhängen befindet, dia die gesell· 
schaftliche Eingliederung eher behindern als fördern. Zudem 
werden einige Probleme angedeutet, die mit der intendierten 
in1e9"ativen Wirkung von Berufsausbildung verbunden sind. 
Berufsausbildung wird als Chance für eine gesellschaftliche 
Eingliederung verstanden, der jedoch in erheblichem Maße 
Hindernisse entgegenstehen, die im Jugendstrafvolb:ug allge· 
mein und in der Vollzugsausbildung i m  besonderen mitproduziert 
werden. 

EniehungsauftTag und Berufsausbildung 

Der gesetzliche Auftrag des Jugendstrafvollzugs in der Bundes· 
republik ist die Erliehung der Insassen (vgl. § 91 Jugendgerichts· 
gesetz). Im Rahmen der erzieherischen Aktivitäten haben berufs· 
bildende Maßnahmen eine zentrale Bedeutung. In der Konse· 
quenz bedeutet dies, daß ihnan ein Großteil der Resozialisierungs· 
hoffnungen und ·ansprüche aufgeladen wird. Das folgende Zitat 
aus einer I nformationsbroschüre belegt und begründet den hohen 
Stellenwert, der berufsbildenden Maßnahmen von der Justizver· 
waltung zugewiesen wird: "Vielmehr bedeutet es einen klaren 
Hinweis darauf, daß Mangel an beruflicher Ausbildung, Leistung 
und Erfolg eine wesentl iche Ursache für die Straffälligkeit junger 
Menschen ist. Damitwird zugleich der wichtigste Ansatzpunkt für 
den Jugendvollzug aufgezeigt: Hauptaufgabe der im Jugendvoll· 
zug zu leistenden Erziehungsarbeit muß sein, den Jugendlichen 
auf eine erfolgreiche berufliche Tätigkeit in der Freiheit vorzu· 
bereiten" (Justizministerium Baden-Württemberg o. J., S.40). 
Auf die Problematik der Ursachenkonstruktion von Kriminalität 
im Zitat kann an.dieser Stelle nur hingewiesen, jedoch nicht ein· 
gegangen werden. Festzuhalten ist, daß berufsbildenden Maß· 
nahmen im Jugendvollzug heute - zumindest kom:eptionell -
ein hoher Stellenwert eingeräumt wird (vgl. u. a. BU LCZAK 1979, 
Justizministerium N RW 1980). Demgegenüber steht die Tatsache, 
daß Untersuchungen über Art und Ausmaß der integrativen 
Wirkung einer im Vollzug absolvierten Berufsausbildung fehlen. 
Grundsätzlicher ist festzustellen, daß den Prozessen beruflicher 
Sozialisation bei straffälligen Jugendlichen bislang keine beson· 
dere wissenschaftliche Aufmerksamkeit zuteil wurde (zum For· 
schungsstand vgl. lAB 1981, STENGER 1983, S. 20 ff). 
Vor diesem Hintergrund sollen hier einige Rahmendaten beruf· 
licher Sozialisation im Vollzug präsentiert werden, anhand derer 
zumindest ansatzweise die Problematisierungswürdigkeit allw 
naiver Resozialisierungshoffnungen deutlich wird. 

Beschäftigungsfonnen im Vollzug 

Ein problemangemessenes Verständnis von beruflicher Soziali· 
sation, etwa im Sinne von LEMPERT, der berufliche Soziali· 
sation als ,Jegliche Prägung von Individuen für und durch Tätig· 
keiten im Beschäfti!J.Ingssystem" versteht (1974, S. 40), verweist 
auf die Tatsache, daß für die berufl iche Sozialisation bzw. Resozia· 
lisation nicht allein Formen organisierten beruflichen Lernens 
(Berufsausbildung) relevant sind. Berufssozialisatorische Einflüsse 
sind vielmehr mit der Gesamtheit gegenwärtiger und biographisch 
vorgelagerter Lebensbedingungen verbunden. Dies bedeutet hin· 
sichtlich der Beschäftigung mit Berufsausbildung alseinem "Kern-

stück" beruflicher Sozialisation, daß auch andere Beschäftigungs· 
formen im Vollzug in die Analyse einbezogen werden müssen .. 
übersicht 1 zeigt, wie sich die Zahl der Insassen auf die verschie· 
denen Beschäftigungsformen verteilt (Quelle: STENGER 1983, 
s. 113). Die Zahlen basieren auf den Angaben von 8 der 22 
bund esdeutschen Jugendstrafa nstalten. 

Übersicht 1: Verteilung der Insassen im Jugendstrafvollzug auf 
verschiedene Beschäftigungsformen 

Beschäftigu ngsform " % 

Schulische Maßnahmen 258 12,9 
Berufsbildende Maßnahmen (Langzeit, 
Kurzzeit, Therapie und Berufsfindung) 527 26,4 
Arbeit in Eigenbetrieben 208 10,4 
Arbeit in Unternehmerbetrieben 465 23,2 
Arbeit in Außenkommandos 44 2,2 
Arbeit als Freigänger 101 5,0 
Sonstige Arbeiten (Hausarbeiter) 130 6,5 
Arbeitslos 268 13,4 

Gesamt 2001 100,0 

Bevor interpretierende Anmerkungen zu den in Übersicht 1 ent· 
haltenen Zahlen und Relationen gemacht werden, sind einige 
kurze Erläuterungen zu den einzelnen Beschäftigungsformen 
vorauszuschicken. 

Schulische Maßnahmen umfassen Förderunterricht für Lern· 
schwache und Analphabeten, Vorbereitungskurse für Haupt· 
schu labsch lußku rse, Hau ptschu lab schi ußku rse, sand erschu· 
lische Maßnahmen und Realschulabschlußkurse. 
Berufsbildende Maßnahmen schließen die Ausbildung in aner· 
kannten Ausbildungsberufen, Kurzausbildungen unterhalb 
dieser Ebene mit und ohne extern gültiger Zertifikation sowie 
berufs'lorbereitende Maßnahmen ein. 
EigenbelTiebe sind industrielle oder handwerkliche Produk· 
tionsbetriebe, die der Vollzug gänzlich in eigner Regie betreibt. 
Häufig sind die Ausbildungsbetrlebe im Vollzug Eigenbetriebe 
oder Bestandteil von Eigenbe1rieben. 

Beim Unternehmer betrieb stellt dieJVA�) einem Unternehmer 
Produktionsräume, die Arbeitskraft der Gefangenen sowie 
die des Aufsichtspersonals gegen Entgelt zur Verfügung. Der 
Unternehmer sorgt für Maschinen, Geräte und Werkzeug $(1Nie 
für die produktionsnotwendigen Roh·und Werkstoffe. Durch· 
gängig handelt es sich bei den anfallenden Arbeiten um stumpf· 
sinnige, repetitive Einfachsttätigkeiten, die keinerlei Qualifi· 
kation voraussetzen und auf problemlose Austauschbarkeit 
der Arbeitskräfte angelegt sind. Beispiele für solche Tätig· 
keiten: Polieren von Telefonhörern, Falten von Schachteln, 
Gummitrennarbeiten, Entgräten von Plastikteilen, Abpacken 
von Schrauben, Tennisbällen oder Kerzen. 
,,Außenkommando" ist der übliche Ausdruck für Gruppen 
von Gefangenen, die mit Außenarbeiten beschäftigt werden. 
Die Gefangenen arbeiten zwar außerhalb der Anstalt, jedoch 

*) JugendJtrafvollrugsannalt 
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unter Aufsicht eines Beamten der JVA. Maler-oderGärtnerei­
arbeiten sind häufige Einsatzformen von Außenkommandos. 
Als Freigänger werden Gefangene bezeichnet, die außerhalb 
der Anstalt ein Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis eingehen 
(ohne Aufsicht!. Der Vollzug ist in diesen Fällen nicht aufge­
hoben, abends kehreln die Freigänger in die Anstalt zurück. 
Hilusarbeiter sind die Gefangenen, die mit anstaltsinternen 
Hilfsarbeiten beschäftigt werden. Dies bedeutet z. B. die 
Arbeit in der Küche, in der Kleiderkammer , der Bücherei, 
Reinigungsarbeiten, Gärtnereiarbeiten u _ ä. 

Bildungsdefizite der Insassen 

Bei einer Bewertung der in Übersicht 1 enthaltenen Zahlen ist 
sowohl der pädagogische Auftrag des Vollzugs als auch das spe· 
zifische Defizitprofil seiner Insassen zu berücksichtigen. 
Mit graduellen Unterschieden weisen die Insassen von Jugend­
strafanstalten in allen Untersuchungen ähnliche Bildungsmängel 
auf. 
Die Untersuchung der Verfassers ergab, daß 

93 Prozent eine Sonder· oder Hauptschule besucht haben; 
etwa 50 Prozent einen Schulabschluß erreicht haben; 
nur etwa 12 Prozent eine Berufsausbildung abgeschlossen 
haben (STENGER 1983,S. 51 ffl. 

Weiterhin kann als sicher angenommen werden, daß 
die Mehrheit der jugendlichen Insassen vor der Inhaftierung 
Tätigkeiten für Ungelernte im manuellen und nicht-manuellen 
Bereich ausübte (etwa 70% bei BLATH/DILLIG/FREY 1980, 
etwa 75% bei KOFLER 1980), 

Pädagogischer und 
qualifikatorischer Bezug von Beschäftigungsformen 

Der berufssozialisatorische Bezug des Schulbildungsniveaus ergibt 
sich unter anderem aus der Tatsache, daß eine berufliche Quali· 
fikation zum Teil einen Schulabschluß voraussetzt und allgemein­
bildenden Maßnahmen deshalb eine berufspropädeutische Funk· 
tion zukommt. 
Berufliche Qualifizierung und die ihr propädeutisch vorge­
lagerte allgemeinschulische Bildung sollten mithin angesichts des 
gesetz�ichen Erziehungsauftrags, der mit Berufsausbildung ver· 
bundenen Resozialisierungshoffnungen auf Seiten der Justiz­
verwaltung sowie der beträchtlichen Bi Idungsmängel der Insassen 
im Mittelpunkt vollzuglicher Beschäftigungsformen stehen. 
Dem ist jedoch nicht so: Wenn man die Beschäftigungsformen 
bk:>ckweise gegenüberstellt, zeigt sich trotz der Tendenz zur 
Pädagogisierung, daß die Mehrheit der Insassen überwiegend 
nicht in pädagogischen Zusammenhängen beschäftigt wird. 

übersicht 2: Anteile pädagogisierter und nicht pädagogisierter 
Beschäftigu ngsformen 

Schulische Maßnahmen 
Berufsbildende 
Maßnahmen 

Arbeit 

Beschäftigungslos 

12,9% 

I 39,3% 
26,4% 

47,3% 

I 60,7% 
13,4% 

überwiegend 
in pädagogischen 
Zusammenhängen 

überwiegend nicht 
in pädagogischen 
Zusammenhängen 

"überwiegend nicht in pädagogischen Zusammenhängen" be· 
deutet, daß beschäftigungslose Jugendliche oder solche in einem 
Arbeitsverhältnis lediglich nebenher eine schulisch-pädagogische 
Betreuung erhalten (T eilzeitberufsschulunterricht, Förderunter­
richt). Die Zusammenfassung verdeckt jedoch, daß in der Kate­
gorie Arbeit sehr unterschiedliche Formen von Beschäftigung ent­
halten sind, Es scheint deshalb sinnvoll, auch unter dem Aspekt 

der Qualifikation um Resozialisierungdie Beschäfti�ngsformen 
des Jugendstrafvollzugs zusammenzufassen. 
Als im weiteren Sinne der Qualifikation und Resozialisierung 
förderlich können in der Kategorie I schulische und berufs· 
bildende Maßnahmen sowie die Arbeit als Freigänger zusammen­
gefaßt werden. Der Kategorie III werden die besonders dequali· 
fizierenden Formen der Beschäftigung zugeordnet (Arbeit in 
Unternehmerbetrieben, Hausarbeiten, Arbeitslosigkeit). In der 
mittleren Kategorie II verbleiben die Formen der Arbeit in 
Eigenbetrieben und in Außenkommandos. Wie so oft ist die 
Besetzung mittlerer Wertungsbereiche schwieriger als die der 
Extrempositionen. Die Arbeit in Eigenbetrieben und in Außen­
kommandos kann unter Qualifizierungsaspekten sehr hete­
rogen sein, dUrfte aber insgesamt der Kategorie III näher stehen 
als der Kategorie 1. Andererseits unterscheiden sich Grundmerk· 
male der Arbeit doch so sehr von den in Kategorie III zugeord­
neten, daß eine Subsummierung in-dieser Kategorie nicht gerecht­
fertigt erscheint. 

Übersicht 3: Verteilung der Beschäftigungsformen auf drei 
Qual ifikationskategorien 

Qualifikationskategorie 
(schulische und berufsbildende 
Maßnahmen, Freigänger) 

II (Arbeit in Eigenbetrieben und 
Außenkommandos) 

III (Arbeit in Unternehmerbetrieben, 
Hausarbeiten, Arbeitslose), 

Prozentanteil 

44,3 

12,6 

43,1 

100,0 

Bei dem auf den ersten Blick hohen Anteil dequalifiziert Be­
schäftigter sind einige wesentliche Aspekte zu berücksichtigen, 
Die Unternehmerbetriebe sind für die An�talten wichtige ökono­
mische Größen, was auch durch den hohen Anteil von über 
23 Prozent in dieser Form Beschäftigten unterstrichen wird. 
Sowohl die Arbeit in Unternehmerbetrieben als auch die Haus­
arbeiten haben daneben für die Anstaltsorganisation bestimmte 
funktionale Qualitäten, Mit der dequalifizierenden Arbeits­
struktur verbindet sich eine vollständige personelle Austausch­
barkeit, die es ermöglicht, prinzipiell jeden Insassen auf eine 
solche Weise zu beschäftigen. Damit aber ist gewährleistet, daß 
auch Insassen, die im Rahmen gegebener Strukturen nicht sinn­
voller (soll heißen: qualifizierender und pädagogisierter) be­
schäftigt werden können, überhaupt einen Arbeitsplatz haben, 
Betroffen sind vor allem Kurzstrafige, Bildungsverweigerer, 
Bildungsungeeignete (da wo Fördermaßnahmen nicht existieren 
oder nicht ausreichen) und Jugendliche, die Wartezeiten zu über­
brücken haben. Der hohe Anteil an dequalifiziert Beschäftigten 
ergibt sich also aus der strukturell bedingten Transit· und Resi­
dualfunktion derartiger Arbeitsformen, die sich auch durch die 
relativ niedrigste Aufenthaltsdauer der Beschäftigten auszeichnen 
dürften, 

Zwischenergebnis: Dequalifizierende Arbeitsstrukturen 
Unter dem Aspekt beruflicher Sozialisation und gesellschaftlicher 
I ntegration ist festzuhalten, daß über die Hälfte aller inhaftierten 
Jugendlichen aufgrund der strukturellen Bedingungen keinerlei 
berufsqualifizierende und handlungskompetenzerweiternde Er· 
fahrungen machen kann. Der Widerspruch zwischen der immer 
wieder verkündeten Wichtigkeit von Bildung und Ausbildung für 
die Resozialisierung und der Tatsache, daß auch im Vollzug nur 
eine Minderheit in den Genuß der wichtigen Förderung kommt, 
ist offensichtlich *), Für die Mehrheit der Jugendlichen im 

*) Die",r Wider$pruch wird teHweise V<'!ßtändlich, aber nicht aufgehoben 
bei der Berücksichtigung vollzugssp!!zifischer Struk.tur- und Funk.tions· 
prinzipien . Darauf wird an anderer Stelle l!ifl9';'gangen Ivgl. STENGER 
1983) 
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Jugendstrefvollzug gilt mithin, daß die sozialiSCItorischen Ein­
flüsse sich auf den Drill formaler �rbeit5tugenden (ohne Inter­
nalis�ungserfolge) sowie die Verstärkung und Ausprägung 
devianter Hendlungsmu!ter lIufgrund der Oberlebemnotwen­
digkeit in der Ins.a$$Msubkultur beschränken ('191. STENGER 
1983, S. 279 ff). E in &.itrag def dominanten Arbeitss1rukturen 
im Vollzug zur g8Stll.ehafdichen Inte...,tion straflälliger Jugend· 
licher ist nicht erkennbar (vgl. auch CALUESS 1970, ORTNER 
1975, KERSTENNON WOLFFERSDORFF-EHLERT 1980). 

Zur Au5bi ldung im Vollzug 
Aber auch der Minclerheit der Jugendlichen, die in pädagogischen 
und auf Qualifikation gerichteten Zusammenhängen beschäftigt 
werden, können nicht per 51.' beS5ert! Integrationschancen zuge­
schrieben werden. Entscheidend ist, inwieweitdemjugendlichen 
im Rahmen einer Maßnahme Erfahrungen möglich sind, die das 
in aller Regltl gestörte Verhältnis :wr eigenen Person und zur 
sozialen Umwelt verändern können. Oie angedeuteten übrigltn 
sozialisatorischen Einflüsse Im Vollzug sind durchweg in ihrer 
Wirkung auf eine Beibehaltung und Verstärkung der Störung 
gerichtet. 
Im Rahmen der bestehenden Vollzu�strukturen bieten die Aus­
bildungtln in anerkannten Ausbildun�berufen aufgrund der zeit­
lichen Da�r �wie der Intensität und Qualität von Anforde­
rungen ul"ld Blltreuung mit die bes.ten Möglichkeiten integrations­
fördernder Lernerfahru"gen. Kurzau.sbildungen si"d unter berufs· 
piidil909isch�. resozialisatorischen und qualifikatorischen 
Aspekten bereiu ,Is sehr viel problematischer einzuschätzen. In· 
wieweit allerdings Langzeita usbildungen das hier grundsätzlich 
unierstelIte Inlegrellonspot�lial entfallen können, wird '+'00 
za hlreichen Merkmalen der Ausbildungsstruktur im Jugendvoll­
zug beeinflußt. Einigtl- QI.Iarllitathre uAd qualitative Struktur­
elemente werdm im folgenden geoannt. 

Einigt Zahfe:n zur VollzulJllUsbildung 

Für etwa 5500 Insassen von Jugendstrafanstalten stehen etwa 
1200 Ausbildungspliine zur Verfügung, die ungefähr zu drei 
Viert61n beSittit sind. Insgesamt gibt es bundesweit 43 Beruh· 
abschlußmäglichkeiun (alle Angaben nach STENGER 1983, 
S. 56 ff). In der Ausbildungsstruktur dominiert eindeutig dltf 
Metallber,lch (41% der besetzten Platze ohne NRW). Lediglich 
vier Ausbildungsberufe (.9,3%) werden so häufig angeboten, 
daß silt als bundllwelteJ Angebot bezeichnet werden können 
{Tischler, Maler und Lackierer, Maurer, Schlosser). Dagegen 
sind fast 70 Prozent aller Ausbildungsmäglichkeiten "Einzel­
angltbote" mit einer sehr geringen oder überhaupt kltiner Streu­
ung. Bundesweit ist mithin von einer Konzentration auf wenige 
AuslJildunQSberufe auszugehen. Gleichermaßen konzentriert ,ich 
das Angebot auf den sekundären WirtschafusektOt (97 ,4%). Der 
tertiäre Bereich ist nicht vertreten. 
Für den einzelnen Ju�ndlichen ist im Normalfall nur d8$ Aus­
bHdungsangebot der ihm zugrwie$enen Anualt bzw. bestenfalls 
• .seinH" Bundeslandes ztJginglich, so daß sich im konkreten Fall 
du anstaltsbezOQene Angebot aul durchschnittlich fünf bis sieben 
Ausbildungsben..If. beschränkt. 

Einflußf.tonn einer 
integrll!Ven Wirkung von 8erohausbildung 
Damit ist angedeutet, daß bereits auf den ersten Blick Beruh­
wahlm6glichkeiten tür den Insassen nur in sehr geringem Umfanlf 
gegeben sind. Da erfolgreich abgeschlossen� Ausbildungen der 
Anstalt als Nachwel, eigener Leistungsfähigkeit dienen, werden 
formelle Wahl möglichkeiten durch das Selektions- und Allo­
kationsinteresse der Anslalt weitgehend eingeschränkt. 
Eine AnalySit des Verfassers zeigte, daß für den konkreten Inte­
grationsverlauf die Berufswahl· Ibzw. ·zuweisungs)bedingungen 
eine wichtige Einflußgröße darstellen. Sie bestimmen zum Teil 
das inhaltli�he Intere .. e des Jugendlichen an der gewählten bzw. 
realisierten Ausbildung. Allgemeiner formuliert wird die ·Art der 

Ausbiktufl9$l11Otlvation (intvJltlich gegenUber pr�!}Tlatisch) durch 
den Prozeß der ZUWf:isung beeinflußt. Auch das Prestige der Aus­
bildung ist eine relevante Einflußgröße fUr die Art der Au,­
bildungsmotivation. Oie Tätigkeiumöglichkeiten im Vollwg 
sind in das hierarchisc he System der Subkuttur i ntegri ert. Ent­
sprechend erfahren auch die verschiedenen Ausbildungsangebote 
eine je unterschiedliche Bewertung und sind mit unterschied­
lichem Prestige ausgestattet. Im Vollzug auflretende Berufswahl· 
bedürfnisSit tendieren zu den Prestigetriichtlgsten Ausbildungs· 
berufen. 
Art dltl Ausbiktungsmotivation und Prestige der Ausbildung ent­
scheiden wesentlich über den ldentifikltionsgrad mit dltr Aus­
bildung . Diese drei Faktoren wiederum haben erheblichen Ein­
fluß auf die Aft und Welse der Bewältigung a) kurzfristiger und 
b) langfristiger Integrationsprobleme entlassener Jugendlicher 
im Beschähigungssystem. Als IlngfristiQM Integfllltioniproblem 
ist der Umgang mit der lieh nach �iniger Zeit nahezu zwangs­
läufig einstellenden Unzufriedenheit mit Arbeitsinhalten und 
-bedingungen zu sehen. Hlllr besteht potentiell immer die Gefahr, 
daß dltf Jugendliche auf deviante oder deliquente Handlungs­
mU$tl!r zurückgreift. 
Kurzfristige Inlegrationsprobleme entstehen unmittelbar mit der 
Aufnahme einer Tätigkeit im Beschäftigungssystem und resul. 
tieren zum einen aus der VOlilUgsSoziaJisation allgemein (z. B. 
.. Lerneffekte" Unselbständigkeit, unangemessenes Konflikt. 
verhalten), zum anderen aus der Diskrepanz zwischen der beruf­
lichen Sozialisation im Vollzug und den Anforderungen. die im 
Beschäftigungssystem an Absolventen eine1 Ausbildungsberufe 
gesteIlI werden. Unter anderem sind folgende UnteßChiede zwi. 
sehen 8eschäftigunglSystem und VoUzug erkennbiU" (die er$te 
Nennung kennzeichnet die Situation im BMchiftigungssystltm, 
die zweite enUprechend die unter Vollzugsbedingungen): 

PfoduktiolUOfientierte gegenijber ausbildungsorien1ierten be. 
ruflichen Handlungssituationm. 
Sozialel Druck gegenüber pidagogiscner Schollflumatrno­
sphiif1l. 
HÖherer Zeit- und L.inu�ruck im Betrieb gege�iiber der 
vollzugllchen AU$bJldungssituation. 
Andersartigkeit der Leistungskrltltfien bzw. deren Gewichtung 
im Vollzug und dreußen. 
Unterschiedliche Konsequenzen beruflichen Handeins im Voll­
zug und draußen. 

Insbesondere für Jugendliche. die über kainerlei Vorerfahrungen­
im Beschäftigungssystem verfügen, kann der Wechsel vom Voll­
zug in einen BetrIeb aufgrUnd weitgehend unterschiedlicher Ver­
haltenserwartungen und Handlungsanforderungen zu einer krisen­
haften Lebenuituation werden. Gerade in Situationen besonderer 
psycho-sozialer Belastung aber besteht die Gefahr des Riickgriffs 
auf integrationÜlinderliche und problem unangemessene ("unver­
nijnftige") Vemaltemweiuln, die letztlich dazu fiihren, daß der 
Jugendliche weder psychische noch soziale Bindungen in bezug 
aul RoUe und Position im Beschäftigungs system aufbauen kann . 
Integr.uion SeiLt mithin "Beharrungsvermögen" und e.ine be­
trächtliche Frustrationstoleranz voraus. Inwieweit belastende 
Situationen (ge�ade zu Beginn) ,usgehalten werden, hängt ganz 
welentlich von den oben gen,nnlen Faktoren, z_ B. Ausbildungs· 
motivation und IdentifikllllonSi,jrad mit der Ausbildung, ab. Im 
Gegensatz 2U den Jugendlichen, deren berufliche �qualifikation 
im Vollzug fortgeschrieben wird, haben die Ausbikiungsab�l­
vltntltn Jedoch die Chance, mit Arbeitsinhalten und -bedingungen 
erheblich geringeren Entfremdungsgra-des umzugehen und even· 
tuell $Ogar berufsbezogen konstruktive Perspektiven zu ent­
wickeln. Gerade diese Chance "höht die Wahrscheinlichkeit, 
daß Belastungssituat!onen eher ausgehalten werden und der 
Kreislauf von unar:"gemessenem Verhalten und negativer gesell­
schaftlicher Reaktion durchbrochen wird. 
Gltsellschaftliche lIIicl arbeltsmarktliche Integration ist für keinen 
haftentlassenen Jugendlichen ein problemloser und krisenfreier 
Prozltß. Berufsausbildung Ist keineswegs eine Resozialisierungs-
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garantie, sondern unter günstigen (pädagogisch und politisch 
stark beeinflußbaren) Bedingungen eine Integrationschance, die 
aufgrund der Gestalt gegenwärtiger Strafvollwgsstrukturen ihr 
kompetenzerweiterndes Potential nur sehr eingeschränkt und 
zum Teil mangelhaft reiJIisieren und vermitteln kann. Da die voll­
zugsspezifische Sozialisation in sich widerspriK:hlich ist, werden 
die Integrationskrisen, in denen der Jugendliche gesellschaftlich 
erneut zu scheitern droht, letztlich durch den Vollzug selbst und 
die dort vorfindbaren Arbeits- und Ausbildungsstrukturen mit­
prcxluziert. 
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Berufsausbildung von behinderten Jugendlichen 

noch viele Probleme ungelöst 

Auf der Grundlage von Einzeffall.analysen, die in der Zeit von 
Oktober 1981 bis November 1982 stattfanden, wurde den Er· 
fahrungen, Kritikpunkten und Problemlösungsan5ätzen nachge· 
gangen, die behinderte Jugendliche im Zusammenhang mit der 
Berufsausbildung und Berufseinmündung äußern. Ziel die"" 
Vorhabens war einerseits, wichtige Erfahrungen und Einschät· 
zungen für andere Behinderte und deren Eltern sowie für Aus· 
bilder, lehrer. Berufsberater und son$1:ige Verantwortliche nutz· 
bar zu machen; andererseits sollten die durch Repräsentativ· 
erhebungen und Expertengespräche [1) ergänzten Fallstudien 
zur Entwicklung von Konzepten beitragen, die auf eine dauer· 
hafte berufliche und soziale Integration abzielen. Oie wesent· 
lichen Ergebni$S8 und Empfehlungen zur Verbesserung des Be· 
rufswahlprozes.ses, des Beruhbildungmrlaufs und der Beruh· 
einmündung behinderter Jugendlicher sind l\achfolgend wieder­
gegeben [2]: 

Probleme der Berufswahl und Lehn;tellensuche 
Die dauerhafte Eingliederung behinderter Jugendlicher in Arbeit, 
Beruf und Gesellschaft i$1: unbe$1:ritten eine wichtige sozial· und 
bildungspolitische Aufgabe. Von der Einlösung dieses Anspruchs 
sind wir allerdings noch weit entfernt. Das zeigt nicht erst die über· 
durchschnittlich hohe Arbeitslosenquote dieser Jugendlichen: 
Bereit$ die Berufswahlvorbereitung an den allgemeinbildenden 
Schulen (vor allem an den Sonderschulen für Lernbehindertel (3) 

und die Berufsberatung d\!f Arbeitsjimter lassen für Behinderte 
viele Wünsche offen. 

Beratungs· und V\!fmittlungsprobleme ergeben sich häufig aus 
dem zu geringen Ausbildungsplatzangebot, insbesondere bei be· 
trieblichen Ausbildungsplätzen. Hier ist nur jeder 120, Ausbil· 
dungsplatz mit einem Behinderten besetzt. Erst eine drastische 
Erweiterung des Ausbildungsplatzangebots für diesen Personen­
kreis (auf etwa das Dreifache des gegenwärtigen Volumens) 
könnte die Voraussetzungen schaffen, bei der Beratung und Ver· 
mittlung behinderter Jugendlicher individuelle Interessen und 
Fähigkeiten in den Vordergrund zu stellen. Gegenwärtig müssen 
sich Behinderte meist mit dem mehr oder weniger zufälligen An· 
gebot an freien Plätzen in Rehabilitationsei_nrichtungen abfinden, 
Durch das dort vergleichsweise geringe Ausbildungsberufsspek· 
trum können se)b$1: angemessene Berufswünsche oft nicht reali· 
siert werden. Wie eng dieses Spektrum ist, wird daran deutlich, 
daß fa$1: jede zweite Behinderte, die außerbetrieblich ausgebildet 
wird, einen Beruf erlernt, der an typische "hausfrauliehe" Tätig· 
keiten angelehnt ist (hauswirtschaft$1:echnische Helferin, Näherin, 
Schneiderin, Wäscherin, Plätterin). 

Läßt sich einerseits feststellen, daß nur zusätzliche Ausbildungs· 
plätze und ein erweitertes Berufsspektrum den notwendigen 
Spielraum schaffen, um bei der Beratung die individueUe Neigung 
und Eignung des Jugendlichen angemessen zu berücksichtigen, 
so zeigt sich andererseits hinsichtlich der Beratungsqualität, daß 
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in der Regel nur die praktische Nachvollziehbarkeit der Berufs· 
entscheidung zu einer subjektiv po�itiven Beurteilung der nach· 
folgenden Ber-ufsausbildung und ·einmÜndung führt. Die Forde· 
rungen (behinderter) Jugendlicher nach einer praxisnahen Berufs­
wahlvorbereitung in der Schule, nach einer "kooperativen Kom· 
munikation

" 
mit dem Arbeitsamt und nach ausreichend langen 

und gut betreuten Praktika oder ausbildungsvorbereitenden 
Lehrgängen, drücken im Kern dasselbe Bedürfnisaus: Dominanz, 
Bevorzugung, 

"
ÜberredungsvefSuche" oder auch 

"
bürokratische 

Abfertigung" nehmen den Jugendlichen die Möglichkeit zu einem 
eigenverantwortlichen und selbstbestimmten Handeln. Nicht 
lebenslange Unterstützung, sondern Befähigung zur Selbstbe· 
stimmung ist gefordert - analog zur Devise "ich will selber indio 
viduell ausprobieren, wofür ich ganz persönlich geeignet bin". 

Notwendig ist die Fortbildung von Lehrern an allgemeinbilden· 
den Schulen sowie von Rehabilitations- und Berufsberatern hin­
sichtlich von Behinderungen, deren Auswirkungen auf Lernen 
und Arbeiten und geeigneten Berufs· und FörderungsITlÖglich· 
keiten. Darüber hinaus sollte ein Ausbau personeller Kapazitäten 
erfolgen, um verstärkt Betriebskontakte herstellen und die Bera· 
tung Behinderter im einzelnen verbessern zu können. 

Auch Maßnahmen der Berufsfindung (Mindestdauer 3 Monate) 
und Ausbildungsvorbereitung (in der Regel einjährige Lehrgänge) 
können wesentliche Hilfen im Berufswahlprozeß sein. Insbeson· 
dere wenn dem Jugendlichen die Fähigkeit zur Ausbildung in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf abgesprochen und statt 
dessen eine Sonderausbildung erwogen wird, sollten entspre· 
chende Maßnahmen obligatorisch vorgeschaltet werden. 

Betriebliche Ausbildung: Pro und contra 

Insgesamt zeigen die Untersuchungsergebnisse [4]. daß die rund 
14000 betrieblichen Ausbildungsplätze für Behinderte (selbst 
unter Hinzurechnung der 9000 Ausbildungsplätze in Rehabili· 
tationseinrichtungen) noch lange nicht ausreichen, um allen 
Behinderten, die eine Berufsausbildung wollen und mit entspre· 
chender Förderung auch dazu fähig sind, die Voraussetzungen 
für ihre beruflich·soziale Eingliederung zu gewährleisten. Noch 
nicht einmal jeder 50. Ausbildungsbetrieb beteiligt sich an der 
Ausbildung von behinderten Jugendlichen. Großbetriebe sind 
dabei noch seltener engagiert als Kleinbetriei)e (rund 70% der 
erfaßten Ausbildungsverhältnisse mit Behinderten wurden in 
Betrieben abgeschlossen, die weniger als 50 Personen beschäf· 
tigen). 

Zwei Drittel aller behinderter Auszubildenden im Handwerk, in 
der Landwirtschaft und in der Hauswirtschaft sind "Lernbehin· 
derte". Im öffentlichen Dienst und in den freien Berufen kon· 
zentriert sich die Ausbildung hingegen auf Körperbehinderte 
(über 80%). Im Ausbildungsbereich Industrie und Handel sind 
Lern· und Körperbehinderte mit jeweils 40 Prozent gleichhäufig 
vertreten. 

Im betrieblichen Bereich werden 94 Prozent der behinderten 
Jugendlichen in 182 verschiedenen anerkannten Ausbildungsbe· 
rufen aU!gebildet. Weitere 6 Prozent durchlaufen Sonderausbil· 
dungsgänge, die unterhalb des Niveaus anerkannter Ausbildungs· 
berufe liegen. Über die Hälfte der Behinderten erlernt Fertigungs· 
berufe, wobei die Sclmerpunkte bei den Schlosser· und Mecha· 
nikerberufen, den Ernährungsberufen sowie den Bauberufen 
liegen, Diese Schwerpunkte erklären sich aus dem hohen Anteil 
der Lernbehinderten (52% aller betrieblich ausgebildeten Behin· 
derten), die fast ausnahmslos Fertigungsberufe erlernen. 

Die mit Behinderten besetzten Ausbildungsplätze in Betrieben 
verteilen sich zu 68 Prozent auf männliche und zu 32 Prozent 
auf weibliche Auszubildende. Der Anteil behinderter Frauen an 
behinderten Auszubildenden liegt damit unterhalb des Anteils 
bei Auszubildenden insgesamt (38 Prozent). 0 ies steht im Wider· 
spruch zu den besseren Bildungsvoreussetzungen behinderter, 
Frauen im Vergleich zu behinderten Männern (Auszubildende). 
Behimerte Jugendliche, die eine betriebliche Ausbildung absol· 
vieren, machen dort in der Regel vergleichbare Erfahrungen wie 

Nicht·Behinderte. Faßt man die wichtigsten Aussagen dieser Ju· 
gendlichen zum Wert der betrieblichen Ausbildung zusammen, 
so ergeben sich zwei Hauptpunkte; 

o Betriebliche Ausbildung steht quasi für das Versprechen, eine 
"normale" Ausbildung in "normaler

" 
Umgebung mit 

"
nor· 

maler
" 

Kommunikation zu erhalten, und für die Chance, nach 
Abschluß der Ausbildung übernommen zu werden. 

o Betriebliche Ausbildung garantiert den Jugendlichen mehr 
Praxisnähe und unmittelbar verwertbares Wissen als dies z. B. 
in Berufsbildungswerken der Fall ist. 

Spezielle Au sbi Idu ngsei nrichtu ngen/ Rehabilitationszentren 
möchte man allenfalls für Schwerstbehinderte eingerichtet 
wissen, da Lernen unter "Sonderbedingungen" eben kaum 
für die Bewältigung der alltäglichen Praxisanforderungen 
befähigt. 

Auf der Negativseite ist festzuhalten, daß unter Ausbildern, Vor· 
gesetzten und betrieblichen Mitarbeitern zu wenig Erfahrungen 
mit Behinderten vorliegen. Häufig wird Behinderten eine ausrei· 
chende Arbeits· und Leistungsbereitschaft abgesprochen, sie 
übernehmen daher nicht selten Sundenbockfunktion, werden 
unterfordert, bevormundet usw. Hier müssen dringend durch Er· 
fahrung, Beratung und Information Vorurteile abgebaut werden. 

Probleme und positive Aspekte 
dar Ausbildung in Rehabilitationseinrichtungen 

Neben den 14000 betrieblichen Ausbildungsplätzen werden für 
behinderte Jugendliche rund 9000 AusbiJdungsplätze in Berufs­
bildungswerken uryd vergleichbaren RehabiJitationseinrichtungen 
angeboten. Aufgabe dieser Einrichtungen ist die Ausbildung der· 
jenigen Behinderten, die eine kontinuierliche ausbildungsbeglei· 
tende Betreuung durch Ärzte, Psychologen und andere Fach· 
kräfte sowie speziell qualifiziertes Ausbildungspersonal benö· 
tigen und für die in der Ausbildungsorganisation sowie in den 
Ausbildungsmethoden - gegebenenfalls auch in den Prüfungs· 
bedingungen - eine besondere Anpassung an die Behinderung 
und die Behinderungsauswirkungen erforderlich ist. 

Die Ausbildungsplätze in den Rehabilitationseinrichtungen [5 ] 
vertellen sich zu 72 Prozent auf männliche und zu 28 Prozent 
auf weibliche Auszubildende. Der Frauenanteil ist damit noch 
niedriger als bei der betrieblichen Ausbildung Behinderter (32%1-

Die größte Anzahl von Ausbildungsveruägen wird mit lernbehin­
derten Jugendlichen [6 ] abgeschlossen (54%). Es folgen Körper· 
behinderte mit starken Bewegungseinschränkungen (15%), Hör· 
und Sprachbehinderte (13%), Körperbehinderte mit Herz· und 
Gefäßkrankheiten (6%) und Sehbehinderte/Blinde (5%). Im 
Vergleich zur betrieblichen Ausbildung Behinderter werden in 
Rehabilitationseinrichtungen häufiger Lernbehinderte, schwer 
Sehbehinderte und Blinde sowie ,,amere" Behinderte (z. B. 
psychisch Behinderte) ausgebildet. Etwa gleich hoch ist in Be· 
trieben und Einrichtungen der Anteil von Hör· und Sprach· 
behinderten. Nur Körperbehi,nderte werden anteilsmäßig häufiger 
in Betrieben ausgebildet. 

Das Ausbildungsspektrum der Berufsbildungswerke und ver· 
gleichbaren Rehabilitationseinrichtungen ist mit insgesamt 
105 Berufen etwa halb so groß wie das der Betriebe, die Behin· 
derte ausbilden. Die Konzentration innerhalb der angebotenen 
Ausbildungsberufe ist sehr hoch. Bei weiblichen Auszubildenden 
ist das Berufsspektrum noch stärker eingeschränkt (B4% in 
15 Berufen) als bei männlichen Auszubildenden (62% in 15 Be· 
rufen). Allein im Bereich der Hauswirtschaft und in vergleich· 
baren Berufen werden 50 Prozent der Mädchen ausgebildet, die 
Mehrzahl davon in einem entsprechenden Sonderausbildungs· 
gang. Auch bei männlichen Behinderten nimmt ein Sonderaus· 
bildungsgang (Metallwerker) den ersten Platz ein. 

Während bei der betrieblichen Ausbildung Behinderter unter den 
15 am stärksten besetzten Ausbi Idu ngsberufenSonderausbi Jdungs· 
gängen überhaupt nicht vertreten sind, haben die in der Regel 
unterhalb des Niveaus anerkannte Ausbildungsberufe liegenden 
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gesondert geregelten Ausbildungsgänge bei Rehabilitatlonsein­
richtungen entscheidendes Gewicht (35% aller Ausbildun�ver­
hältnisse). Dieser Unterschied ließe sich nur rechtfertigen, wenn 
Auszubildende in Rehabilitationseinrichtungen nach Art und 
Schwere der Behinderung wesentlich ungünstigere Vorausset­
zungen mitbrächten als Behinderte, die in Betrieben ausgebildet 
werden. Zumindest hinsichtlich der Behinderung:;arten ergeben 
sich keine gravierenden Abweichungen. Ähnliches muß auch für 
die Schwere der Behinderung vermutet werden, die allerdings 
kaum meßbar ist, da der Grad der Minderung der Erwerbsfähig· 
keit (MdE) - der meist zur Beurteilung herangezogen wird -
wenig Aussagekraft hat. Würde es zur Grundlage gemacht, läge 
die durchschnittliche "Behinderungsschwere" bei betrieblich 
ausgebildeten Behinderten mit einem MdE von 31 Prozent 
sogar über der von Auszubildenden in Rehabil itationseinrich­
tungen (MdE .. 27%) {7J. 
Auch in den Berufsbildungswerken und vergleicllbaren Einricll· 
tungen sollten Behinderte soweit wie möglicll nacll den normalen 
Ausbildungsordnungen aUsgebildet werden, damit sie anerkannte 
Abschlusse und Qualifikationen erwerben, die am Arbeitsmarkt 
nachgefragt werden. Zu der Benacllteiligung im Arbeitsleben, 
die in der Behinderung liegt, darf nicht ohne Grund ein Weniger 
in der Berufsausbildung hinzukommen. Berufliche Bildung darf 
sich nicht darin genügen, für Behinderte Sonderformen auf nie­
drigerem Niveau zu schaffen. 

Hauptkritikpunkte der in Einzelgesprächen befragten Jugend- -
lichen sind die Praxisferne der außerbetrieblichen Ausbildung 
und das Konzept der Internatsunterbringung. 

Kritisiert wird insbesondere die Ausbildung in "Übungsfirmen" 
und Lehrwerkstätten. Offenbar gelingt die Simulation des Be· 
triebsalltags nur sehr unzureichend: Zeit spielt keine Rolle, Aus­
d�uer braucht man nur mäßig, Materialverbrauch stellt keine be· 
deutende Größe dar und das Spektrum der Tätigkeiten, wie sie 
in normalen Betrieben anfallen, ist im allgemeinen eingeschränkt. 
"Da macht man so ein Werkstückehen, das keinen Sinn hat, 
Nuten reinfräsen, einpassen und drehen, bis man es kann. Was 
man wirklich gelernt hat, ist, die Maschinen zu bedienen, aber 
wie die Produktion draußen ist, daß man anderen zuarbeitet, das 
fehlt." Die AusbBdung wird als um so sinnvoller eingeschätzt, je 
mehr sie auf die praktischen Anforderungen eines "normalen

" 

Berufslebens hin orientiert ist. 

Dazu parallel werden auch "normale" Bedingungen für den pri­
vaten Lebensbereich gefordert: Das Konzept der Internatsunter­
bringung fördert die Isolation, die Verbindungen zum normalen 
leben sind beträchtlich reduziert. Wenn die Einrichtungen über· 
dies wegen ihrer Größe bürokratisch verwaltet werden, hat der 
einzelne überhaupt keinen Spielraum mehr. Für einige Jugend­
liche wird dann die Überreglementierung, für andere die Über­
versorgung zum Hauptkritikpunkt. lösungsvorschläge zielen 
folgerichtig auf eine "Verkleinerung" der Einrichtungen selbst, 
die Formierung von autonomen Wohngruppen außer halb der Ein­
richtung und die Förderung von Wohngemeinschaften zwischen 
Behinderten und Nicht-Behinderten ab. 

Mit den Ausbildern uTKI lehrern sind etwa ein Drittel der Jugend­
lichen unzufrieden. Man findet, daß diese oft entweder "zuviel 
Einmischung" 'oder "zuwenig Initiative" praktizierten. Auch hier 
wird mehr Anpassung an persönliche Bedürfnisse und Fähigkeiten 
der Jugendlichen vorgeschlagen. Ob das allerdings "nur" mit 
eIner besseren Ausbildung des Personals - wie vorgeschlagen -
erreicht werden kann, wird bezweifelt, denn auch die Erzieher 
handeln unter den Bedingungen knapper Ressourcen (fehlende 
Personalsteilen). 

Die verschiedenen Dienstleistungsangebote (psychologischer, so· 
zialer und medizinischer Dienst) spielen aus der Sicht der Auszu­
bildenden eine untergeordnete Rolle. Viel wichtiger ist den Ju­
gendlichen, daß die sozialen Beziehungen zu der unmittelbaren 
Umgebung (Freunde, lehrer, Erzieher, Meister) gut sind, so daß 
keine gesonderten Hiffen beansprucht werden müsSen. 

Trotz der dezidierten Kritik, die an Ausbildung und Internats­
leben geübt werden, lehnen nur wenige die außerbetriebliche 
Ausbildung total ab. Die meisten Befragten heben neben vielen 
Kritikpunkten positive Einzelaspekte hervor. Positiv wird insbe­
sondere gewertet, daß in Rehabi litationseinrichtungen mehr als 
in einem Betrieb Rücksicht auf die individuelle Behinderung 
genommen werden kann. Je nach Selbstblld und Behinderungs· 
art gehen die Jugendlichen allerdings unterschiedlich auf die Ge­
währung von Sonderbedingungen ein. Während viele keine Aus­
nahmeregelung in Anspruch nehmen wollen, um sich ihre Persön­
lichkeit zu beweisen, sehen andere ihre Handicaps so klar, daß 
sIe auch Ausnahmeregelungen beantragen können, ohne dabei 
ihr Selbstverständnis zu verletzen. 

Abschlußprüfung und was danach? 
Ausbildung darf n icht 
durch Arbeitslosigkeit entwertet werden 
Behinderte Jugendliche, die ihre Berufsausbildung erfolgreich 
abgeschlossen haben (das sind im Durchschnitt über 90 Prozent 
aller Prüfungstellnehmer), scheitern immer häufiger an der 
Schwierigkeit, einen Arbeitsplatz zu finden. Die Untersuchungs­
ergebnisse zeigen, daß die VermittlungSChancen auf dem Arbeits'­

markt vor allem für solche Behinderte ungünstig sind, die außer· 
betrieblich - in Berufsbildungswerken und vergleichbaren Re­
habilitationseinrichtungen - ausgebildet werden. Dort ist jeder 
vierte Absolvent längerfristig arbeitslos und von den Berufstätigen 
wiederum jeder fünfte nicht der Ausbildung entsprechend be­
schäftigt. 
Hier ist zunächst an die Bereitschaft der Arbeitgeber zu appel· 
lieren, nicht nur die im eigenen Betrieb ausgebildeten Behin· 
derten zu übernehmen, sondern auch für die Absolventen der 
Rehabilitationseinrichtungen Arbeitsplätze bereitzustellen. Sie 
können dafür in der Regel finanzielle Mittel aus dem Ausgleichs­
abgabe-Fond in Anspruch nehmen. Aber auch die außerbetrieb­
lichen Einrichtungen können mit zur lösung der Beschäftigungs­
probleme beitragen. Für diesen Bereich wird empfohlen {aJ, 

die Sonderausbildung weitgehend abzubauen und statt dessen 
verstärkt die allgemein geltenden anerkannten Ausbildungs­
berufe anzubieten, da von den Behinderten, die nach Abschluß 
der Ausbildung arbeitslos sind, annähernd 80 Prozent spezielle 
Sonderausbildungsgänge durchlaufen haben, 
die Wahlmögtichkeiten unter den Ausbildungsberufen insbe· 
sondere für Mädchen zu erweitern (zur Zeit lernt noch jede 
Zweite einen hauswirtschaftlichen Beruf), 
das Nachholen des Hauptschulabschlusses während der Aus­
bildungsvorbereitung oder der Ausbildung zu ermöglichen 
(die Hälfte aller Auszubildenden in Rehabilitationseinrich­
tungen hat vorher die Schule ohne einen entsprechenden Ab­
schluß verlassen) , 
durch Einbindung in Entscheidungsprozesse und Verantwor­
tung die Selbstiindigkeitsentwicklung der Jugendlichen zu 
fördern und sie auf die Zeit nach der Ausbildung besser vor­
zubereiten, 
durch mehrmalige Betriebspraktika oder Ausbildungsverbund 
mit einem oder mehreren Betrieben die Ausbildung in Reha· 
bilitationseinrichtungen praxisnäher zu gestalten, 
die Vermittlungschancen durch Öffentlichkeitsarbeit der 
Ausbildungsstätten (Einladung z. B. von Arbeitgeber, Personal­
referenten, Mitarbeiter der Arbeitsämter und Hauptfürsorge­
stellen, Vertrauensleute für Schwerbehinderte), durch Bera­
tung (über finanziefle Hilfen, rechtliche Aspekte, behinderten· 
gerechte Arbeitsplatzgestaltung) sowie durch Förderung von 
betrieblichen Patenschaften zu erhöhen. 

Darüber hinaus wn-d angeregt, die Rehabilitationseinrichtungen 
stärker als Beratungs-, Betreuungs- und Schulungszentren auszu­
bauen und dafür die Ausbildung selbst - die Vermittlung der be­
ruflichen Qualifikationen im engeren Sinn - für eInen Teil der 
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Rehabilitanden (für einzelne Ausbildungsabschnitte oder insge­
samt) in den betrieblichen Bereich zu verjagern. Durch eine früh­
zeitige Einbindung von Betrieben in die Ausbildung ließen sich 
nicht nur die Beschäftigungschancen von Behinderten verbessern, 
sondern auch die Gefahr einer Ghettoisierung in Sondereinrich­
tungen vermeiden. 

Künftige Aufgaben für Berufsbildungspolitik und -planung 
Zur nachhaltigen Verbesserung der Ausbildungs- und Beschäfti­
gungschancen behinderter Jugendlicher wird ein Qualifizierungs­
konzept empfohlen, das die jeweiligen Vorteile der betriebl ichen 
und der außerbetriebJichen Ausbildung verbindet: Werden ver­
stärkt betriebliche AusbIldungskapazitäten in ein Ausbildungs­
konzept für behinderte Jugendliche einbezogen, so wird damit 
ein Hauptvorzug betrieblicher Ausbildung genützt, nämlich.die 
erwiesene Erhöhung späterer Beschäftigungschancen (Abbau 
von ,,8erührungsängsten" und EinstelJungshemmnissen)_ Ein 
weiterer Vorteil liegt darin, daß der Jugendliche praxisnah aus­
gebildet wird und von vornherein in die betrieblichen Sozial­
strukturen integriert ist. Er kann so Erfahrungen sammeln, die 
sich außerbetrieblich kaum vermitteln lassen. 
Auf der anderen Seite haben außerbetriebliche AusbiJdungsein­
richtungen den Vorteil, daß sie in der Regel über besonders 
qualifiziertes Personal. begleitende Dienste (pädagogischer, 
psychologischer/medizinischer Dienst) sowie technische Hilfs­
mittel verfügen und durch langjiihrige Erfahrungen in sonder- und 
sozialpädagogischen Fr agen, in der psychologischen Betreuung 
sowie in der Diagnostik (Arbeitserprobung/Berufstindung) das 
notwendige "Know-how" aufweisen, ohne das eine intensive und 
ganzheitliche Förderung behinderter Jugendlicher nicht möglich 
ist_ 
Zur Verknüpfung dieser Vorzüge bietet sich ein durch Mentoren 
unterstütrtEH' Ausbildungsverbund an, in dem Betriebe und Re­
habiJitationreinrichtungen eng zusammenarbeiten. So könnten 
z. B. spezielle Phasen der praktischen Ausbildung in einem oder 
mehreren Betrieben durchgeführt werden, während das Berufs­
bildungswerk und angegliederte dezentra le Mentoren die Grund­
ausbildung und Prüfungsvorbereitung sowie den (Block) Berufs­
schulunterricht und die "begleitende Betreuung" übernehmen 
bzw. organisieren. Der betrieblichen Ausbildung käme dabei das 
in Behindertenfragen qualifizierte Personal und die begleitenden 
Dienste der Einrichtungen zugute. Die Arbeitgeber, betrieblichen 
Ausbilder, Ausbildungsberater, Vertrauensleute für Schwerbe­
hinderte und andere Ansprechpartner würden im Rahmen des 
Verbundmodells zielgerichteter informiert und beraten sowie 
verstärkt für die Ausbildung und Berufseingliederung Behinderter 
motiviert werden können. Die Informationen könnten sich z. B. 
auf die Ausbildungs- und Beschäftigungssituation der Jugend­
lichen, die verschiedenen Behinderungen und deren Auswir­
kungen für Lernen und Arbeiten, auf pädagogisch/Psychologische 
Fragen, organisatorische Probleme, technische Hilfsmittel, bau­
liche Veränderungen und finanzielle FörderungslllÖglichkeiten 
beziehen. 
Mit dem "Rückhalt" der Rehabilitationseinrichtungen und der 
Mentoren dürften zusätzliche Betriebe für die Ausbildung Behin­
derter oder wenigstens für die übernahme einzelner Ausbildungs­
phasen zu gewinnen sein. Auch könnten sich dadurch d ie über­
nahmechancen in ein Arbeitsverhältnis für Behinderte nach Ab­
schluß der Ausbildung verbessern. 
Organisatorisch setzt das beschriebene Verbundmodell die de­
zentrale Errichtung von Mentorengruppen voraus, die so gestreut 
sind, daß der regionale Einzugsbereich überschaubar bleibt. 
Die Mentoren (Berater, Erzieher, Fürsprecher) sollen nicht in 
erster linie selbst Fördermaßnahmen wie Stützkurse für Jugend­
liche mit Lernschwierigkeiten, sozialpädagogische Betreuungs­
maßnahmen usw. durchführen, sondern eher koordinierende 
und beratende Funktionen wahrnehmen, was z. B. auch heißt, 
daß sie dem Jugendlichen nicht alle Schritte abnehmen, sondern 
ihm Hilfe zur Selbsthilfe anbieten (gezielte Förderung von Be-

nachteiligten und gaflZheitlicher Ansatz, z. B. durch soziale Stüt­
zung f!uch im Wohn· und Freizeitbereich). 
An der übergangsschwelle von der Ausbildung in eine Beruf� 
tätigkeit müßten sich die Mentoren verstärkt einsetzen, da die 
Schwierigkeiten einer Arbeitsaufnahme in den Jahren bis 1990 
allgemein eher noch zunehmen werden [gJ. 
Zielgruppen der Mentoren sind nicht nur die Jugendlichen, son­
dern gleichermaßen auch die Eltern, die Ausbilder und Berufs· 
schullehrer sowie die Stellen und Personen, die Beratungsauf· 
gaben wahrnehmen oder unmittelbar zur Einrichtung von Au� 
bildungsstellen und Arbeitsplätzen für diesen Personenkreis bei­
tragen können (Betriebe, Arbeitsamt, Ausblldungsberater u. a.).  
Hier steht die Beratungs- und Akquisitionstätigkeit im Mittel­
punkt. 
Ein solches Konzept von Ausbildungsverbund und unterstüt­
zenden Mentoren geht von einer erweiterten Aufgabensiellung 
der Einrichtungen aus und schließt im Ausbildungsbereich die 
Vorteile beider Lernorte ein, während ihre Nachteile weitgehend 
vermieden werden könnten. 
Diese Nachteile sind vor allem darin zu sehen, daß in Betrieben 
bisher nicht in dem Maße wie in Einrichtungen auf individuelle 
Behinderungen Rücksicht genommen werden kann. Unkenntnis 
über Behinderungen und deren Auswirkungen führt häufig zu 
Unter- oder Überforderung der behinderten Auszubildenden. 
Nicht selten wird auch dem Arbeits· und Leistungswillen der Ju­
gendlichen mißtraut. Allerdings sprechen sich auch viele Betriebe, 
die seit Jahren behinderte Jugendliche ausbilden, positiv über 
deren Einsatzbereitschaft und Arbeitsleistung aus [10]. Aber 
verbreitete Vorurteile können erst durch unmittelbare Erfah­
rungen mit Behinderten ausgeräumt werden. In besonderem 
Maße bedarf es auch der Aufklärung bei Arbeitskollegen, da hier 
nicht selten eine Konkurrenzsituation unter den Auszubildenden 
und Beschäftigten vorliegt, in der Behinderte leicht ins Abseits 
geraten können. 
Die Hauptkritik an Einrichtungen bezieht sich auf eine gewisse 
Praxisferne der Ausbildung, auf das eingeschränkte Ausbildungs­
spektrum (insbesondere für Mädchen) und auf das Konzept der 
Internatsunterbringung, die die Isolation fördert und die Verbin· 
dung zum Leben "draußen" reduziert. Hinzu kommt d ie häufig 
monierte Überversorgung und überreglementierung, die als Vor­
bereitung auf eine selbständige Lebensführung nach der Ausbil­
dung nicht geeignet erscheint. Als größter Nachteil der außerbe­
trieblichen Ausbildung gilt jedoch die geringe Vermittlungsquote 
ihrer Absolventen in qualifizierte Arbeitsstellen. Diese ungünstige 
Situation dürfte sich bei der erwarteten Zunahme der Arbeits­
platzbewerber künftig noch weiter verschärfen. Der Abbau all 
dieser Nachteile und die Nutzung von Vorzügen beider Lern­
und Ausbildungsorte ließe sich durch mentorenunterstützte Aus· 
bildungsverbundmodelle verwirklichen. Zur weiteren Verbesse· 
rung dieses Ansatzes � notfallsauch aisAlternative zum Verbund­
modeli - bieten sich auch Austauschprogramme zwischen Betrie­
ben und Rehabilitationseinrichtungen an. Hier ist an eine Öff­
nung der außerbetrieblichen Einrichtungen für Nichtbehinderte, 
aber ebenso an die Öffnung der Betriebe für Behinderte gedacht. 
Vorstellbar ist beispielsweise, daß Nichtbehinderte ihre prak­
tische Ausbildung im ersten Jahr in eInem Berufsbildungswerk 
zusammen mit behinderten Jugendlichen durchlaufen, während 
behinderte Jugendliche im letzten Jahr in einem "Partner"­
Betrieb ihre praktische Ausbildung absolvieren. 
Auf diese Weise könnte der notwendige PraxisbezUQ hergestellt 
und gleichzeitig die Isolation behinderter Jugendlicher verringert 
werden. Nichtbehinderte hätten außerdem die Möglichkeit, Er­
fahrungen mit Behinderten zu sammeln. Hierdurch könnten so­
wohl bei Betriebsleitern und Ausbildern Vorurteile abgebaut, 
als auch bei künf.tigen Arbeitskollegen ein größeres Verständnis 
für die behinderten Mitmenschen geweckt werden. 

Schon heute durchlaufen zwar behinderte Auszubiklende aus 
Einrichtungen teilweise Betriebspraktika. Es wäre aber zu wün­
schen, daß auch umgekehrt - nichtbehinderte Auszubildende 
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Praktika in  Rehabilitationseinrichtungen absolvieren können. 
Auch ein Austausch von Ausbiklern wäre unter Fortbildungs­
gesichtspunkten wichtig. Ausbilder aus Einrichtungen und aus 
Betrieben könnten wechselseitig hospitieren und wertvolle 
Erfahrungen an beiden Lernorten sammeln. Diese Erfahrungen 
ließen sich dann praxisorientiert in den jeweiligen Arbeitsberei­
chen umsetzen. 

Die Durchsetzung von Ausbildungsverbundmodellen, die für 
behinderte Jugendliche sowohl quantitativ (mehr Ausbildungs­
plätze, bessere Arbeitsmarktchancen) als auch qualitativ (bessere 
Ausbildung) neue Perspektiven eröffnen, ist daran gebunden, 
daß engagierte Träger die Initiative übernehmen und mentoren· 
unterstützte Verbundsysteme auf regionaler Ebene einrichten. 
Der Anstoß könnte sowohl von den für die Berufsausbildung zu· 
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ständigen Stellen (insbesondere Kammern) als auch von Verbän· 
den und Organisationen, die in der Jugendhilfe arbeiten, sowie 
von den Berufsbildungswerken und sonstigen <lußer- oder über­
betrieblichen Einrichtungen der beruflichen Bildung ausgehen. 
Vor<lussetzung ist die Bereitschaft der Betriebe, <In einem solchen 
Verbund mitzuarbeiten [ 1 1 ]. 
Das skizzierte Modell durfte auch für die Ausbildung und beruf­
liche Integration anderer benachteiligter Gruppen (z_ S_ Jugend­
liche ohne Schu labsch luß, ausländische Jugend liehe, Ausb ildungs­
<lbbrecher) in den Grundstrukturen übertragbar sein [12]. Glei· 
ches gilt für die Nachqualifizierung bzw. Umschulung von Er­
w<lchsenen in Berufsförderungswerken. Hier könnte ebenfa lls 
eine stärkere Einbeziehung von Betrieben in die Bildungsrnaß­
nahmen integratkmsfördernd wirken. 
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bildung in Wissen.chaft und Pra"is, 12.Jg. (1983), Horlt 1 ,  S. 32-35. 

141 Zu den einzelnen Daten und Er�bnissen vgl.: K103s, P.-W. und 
Wiederhoki·Fritz. S.; a.�.O. 

j5) VgJ . dazu im einzelnen Kio.s. P.-W.: Strukturanalyse Zur Berufsaus­
bHdun� von behinderten Jugendlichen in Rehabilitatiomeinrichtun· 
gen. In: Berufliche Rehabilitetion. Bundesinstitut flir Berufsbildung 
(Hrsg.): Berlin 1983 (Materialien und statistische Analysen lur be· 
ruflichen Bildung. Heft 35). 

{61 Zur bildungspolitischen Auseinandersetz4ng um dm Personenkreil 
"Lernbehinderte" vgl. Kloas, P.·W. und Stenger, H� 8&rufsschüler 
ohne Berufschance? Bundesinstitut für Berufsbi ldung (Hrsg,): Han· 
nover: Schr�1 1 900 (Schriften zur Blrufsbildungsforschung. 
Band 60. S. B-15). 

[7) Auch die sondig!m Voraussetzungen behinderter Auszubildender in 
Betrieben und Rlhabilitationseinrichtun�n unterscheiden ,ich - im 
statistilchen Durchschnitt betrachtet - nur unwesentlich: Betrilbe 
können auf eine geringfügig bessere schUlische Vorbildung Behinder­
ter aufheuen; dafür hat ein vergleichsweise größerer Anteil der Jugend­
lichen in den Rehabilitation.einrichtungen vorher an aUlblldungsvor­
bereitenden Maßnahmen -wilgeJlOmmen. Vgl. dazu Hülsmann, S.: 
Soziodemographische Analyse zu behinderten Auszubildenden. In: 
Berufliche Rehabilitation. BundesinJtitut für Berufsbildung IHrsg.): 
Berlin 1983 IMater ialien und stat istisch. AnalYMn Zur beruflichen 
Bildung. Heft 351. 

(81 VIII . dazu im einzelnen Kloas, P.-W.: Ausbildung und was danach? 
Überlegungen Zur beruflichen und sozialen Integration von Behin­
derten. Bundesinstitut fur Beruhbildung �Hrsg.): Berlin 1982 �Be· 
riChte ZUr beruflichen Bildung. Heft 52). 

(91 Prognosen gehen davon aus, daß bei Fachkräften inllgeUmt dil Zahl 
der Arbejtspjatzbewerber in diesem Zeitraum um weitere vier MiI· 
lianen zunjmmt !in der Regel junge Leute mit abgeschlossener Aus· 
bildung), während nur zwei Millionen auS dlm Erwerbsleben aus· 
5cheiden. 

(I 0) Vgl. W�lden, G. und Wiederhold-Fritz, S.: Erfahrungen von Betrieben 
mit der Entausbildung behinder-wr Jugendlicher. Bundesinstitut für 
Berufsbildung �Hrsg.): Berlin 1983 (Berichte �ur berufliChen Bildung. 
Heft 55,S. 15ff1. 

{ 1 1 /  Ein erstes mit dem hierdiskutierten Konzept in wesentlichen Punkten 
ubereinstimmendes Verbundmodall wird bereits in Nlirnberg prakti­
ziert (BerufsausbHdungswe.-k für Mittelfrankenl. 

(121 Vgl. dazu KI03s, P.-W.: AU:!bildungsverbund - mehr Chancen für 
Benachteiligte? In: Berufsbildung in Wimlnschaft und Pra�is, 12. Jg. 
�1983). Hlft 2, S. 61---63. 

Startbahn oder Parkplatz, Aufzug oder Abweg? 

Bildungsgänge und Berufsverläufe gelernter Dreher, Maschinenschlosser 
und Werkzeugmacher im Spiegel einer repräsentativen Erhebung [1]  

Gibt es typische Bildungs- und Berufsbiographien von Fach­
arbeitern? Folgen deren Lebensläufe weitgehend einem einheit­
lichen MU$1er, oder heben sich mehrere solcher MU$1er deutlich 
voneinander ab? 1$1 dieses Muster bzw. sind jene V<lriant9n bei 
F<lcharbeitern, die verschiedenen Altersgruppen angehören, im 
wesentlichen gleich odereher unterschiedlich ausgeprägt? Wirken 
aktuelle Veränderungstendenzen der Bildungs- und Arbeitsstruk· 

turen sich bemerkenswert auf die Rekrutierung und auf die Be­
rufswege von Facharbeitern aus? Wenn ja: Wieweit werden ver­
schiedene Gruppierungen von Lehrabsolventen durch diese 
strukturellen Wandlungen in gleicher Weise betroffen, wieweit 
bringen derartige Tendenzen untenchiedliche Effekte hervor? 
Und: Wie verändern sich in ihrem Gefolge die Funktionen der 
Ausbildung zum Facharbeiter? 
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Die gestellten Fragen sollen nicht global behandelt, sondern be­
rufsspezifisch beantwortet werden, denn die Bildun9""änge und 
Berufswege \/on Lehrabsolventen variieren stark nach ihren Lehr­
berufen, unter anderem nach deren Ausbildungsdauer, Tätigkeits­
art, Spezialisierungsgrad und Sozialprestige. Wir haben für unsere 
Untersuchung drei Berthe ausgewählt, die sich nach diesen 
Merkmalen beträchtlich voneinander unterscheiden: Dreher, 
Maschinenschlosser und Werkzeugmacher. So sind charakte­
ristisch 

für den D r e h  e r beruf: eine verhältnismäßig ku�e Ausbil­
dungsdauer (vorgeschrieben sind drei Jahre), das Vorherrschen 
der Maschinenarbeit, ein hoher SpezWilisierungsgrad und ein 
relativ geringes soziales Ansehen, 
für den M a s c h i  n e n $ c h l o � s e r  eine längere AUiibil­
dungszeit (dreieinIlaIb Jahre), eine eher handwerkliche Tätig­
keit, eine außerordentliche Vielseitigkeit und ein besseres 
Renomme und 
für den W e r  k z e u 9 m a c  h e r  ebenfalls eine längere Lehr­
zeit, eine ziemlich hohe handwerkliche Qualifikation und 
- innerhalb der Gruppe der Facharbeiter - ein besonders 
hohes Sozialprestige_ 

Damit ist e i n  e der oben formulierten Fragen bereits vorläufig 
beantwortet: Facharbeiter und Facharbeiter ist keineswegs das­
selbe; Ausbildung, Tätigkeit und Sozialstatus verschiedener 
Gruppen von F<lcharbeitern weichen vielmehr mrk voneinander 
ab. Worin die Abweichungen im einzelnen bestehen, welche 
Unterschiede der Werdegänge uoo K<lrrieren auch innerhalb der 
einzelnen Berufe und zwischen verschiedenen Altersgruppen 
hervortreten - das ist das Thema der Hauptteile dieses Artikels_ 

1 Ei nzelne Ergebnisse [2) 

1.1 E l t e r n h a u s, S c h u l e ,  B e r u f s w a h l 
u n d  L e h r e  

In  welchen Elternhäusernw<lchsen angehende Dreher, Maschinen­
schlosser und Werkzeugmacher <lut, welche <Illgemeinbildenden 
Schulen absolvieren sie, wie finden sie ihren Ausbildungsplatz, 
und durch welche Bedingungen ist ihre berufliche Erstausbildung 
bestimmt? Das heißt, welche Sozialisations- und Selektionspro­
zesse haben sie bereits durchlaufen, ehe sie ihre erste Erwerbs­
tätigkeit aufnehmen, und welche Unterschiede sind in dieser 
Hinsicht zwischen verschiedenen Ausbildungsberufen und Alters­
gruppen sowie innerhalb der einzelnen Berufe zu erkennen? 
Wenn Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeugmacher sich nach 
ihrem sozialen Ansehen voneinander unterscheiden,dann ist auch 
damit zu rechnen, daß ihre sozialen Rekrutierungdelder diffe­
rieren. Tatsächlich treten unter den befragten Lehrabsolventen 
berufsspezifische Unterschiede der sozialen Herkunft in Erschei­
nung (Tabelle 1)_  

Tabelle 1:  Gelernte Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug­
macher nach der beruflichen Stellung des Vaters in 
der Bundesrepublik Deutschland 1979 - v_ H. 

beruflicha Stellung des Vaters 

Hilfs- AngestelIte 

lehrberuf 
arbeiter, Fach- Beamte, 

angelernte arbeiter Selb- zusammen 

Arbe iter ständige 

Dreher 23 55 22 '00 

Maschinen- , . 44 3. '00 schlosser 

Werkzeug-
12 42 47 100 macher 

Am deutlichsten werden diese Unter:ochiede vielleicht, wenn 
man die beiden Arbeiterkategorien der Vätergenerationen zu­
sammenfaßt und sie den übrigen Vätern gegenüberstellt. Danach 
sind fast vier Fünftel der Dreher und knapp zwei Drittel der 
Maschinenschlosser, aber nur wenig mehr als die Hälfte der 
Werkzeugmacher Arbeiterkinder. Das heißt einmal, daß die An­
gehörigen aller drei Berufe nach der sozialen Herkunftverhältnis­
mäßi9 inhomogen zusammengesetzt sind, und zum anderen, daß 
sie sich nach den beruJsspezifischen Proportionen der Herkunfts­
schichten entsprechend den eingangs angedeuteten Differenzen 
des Sozialprestiges voneinander unterscheiden: Der Dreherberuf 
nimmt die unterste Position, der Beruf des Werkzeugmachers 
den höchsten Rang ein, und der Maschinenschlosser liegt ziemlich 
genau in der Mitte. 
Zwischen den einzelnen Alterskohorten - e,wurden j9'Neils zehn 
Geburtsjahrgänge zu einer Gruppe zusammengefaßt - sind keine 
regeJhaften Unterschiede der Anteile der Herkunftsschichten �u 
erkennen. Demnach sind die sozialen Rekrut ierungsfelder der 
drei Berufe während der letzten Jahrzehnte verhältnismäßig 
konstant geblieben. 
Berufsspez ifische Differenzen, die den Unterschieden des Sozial· 
prestiges entsprechen, zeigen sich auch bei der allgemeinen 
Schulbildung der befragten Dreher, Maschinenschlosser und 
Werkzeugmacher (Tabelle 2). 

Tabelle 2: Gelernte Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug­
macher nach der allgemeinen Schulbildung i n  der 
Bundesrepublik Deutschland 1979 - v. H. 

allgemeine Schulbildung 

Volks-

Lehrberuf 
schu le, mittlere 

Abitur Haupt· Reife zusammen 

schule 

Dreher 92 • , '00 

Maschinen-
.5 10 5 '00 schlosser 

Werkzeug· 
78 1 7  6 100 macher 

Nur 9 v. H. der gelernten Dreher, aber 1 5  v. H. der Maschinen­
schlosser und 23 v. H. der Werkzeugmacher haben die allgemein­
bildende Schule mindestens bis zum Erwerb der mittleren Reife 
besucht. Allerdings überwiegt der Anteil der Volks- und Haupt­
schulabsolventen in allen drei Berufen bei weitem - weit stärker 
als der Anteil der Kinder aus der Unterschicht; nach der schuli­
schen Vorbildung sind ihre Angehörigen also homogener zu· 
sammengesetzt als nach den Herkunftsschichten. 

Zu erwarten war auch, daß die Quoten der Dreher, Maschinen­
schlosser und Werkzeugmacher mit gehobener Schulvorbildung 
zumindest bei der jüngsten Geburtskohorte überdurchschnittlich 
hoch sind, denn während der leuten Jahrzehnte haben sich die 
Anteile der Jugendlichen mit mittlerer Reife und Abitur unter 
den Kindern aller Gesellschaftsschichten stark erhöht. Diese 
Hypothese wird jedoch durch die Erhebungsergebnisse des B IBB 
und des lAB nicht gestützt. Nach der amtlichen Berufsberatungs­
statistik aber betrugen die Anteile der Lehranfänger mit minde­
stens mittlerer Reife 1969/70, d. h. zu der Zeit, als die ältesten 
Angehörigen der jüngsten Alterskohorte unserer Stichprobe ihre 
Berufsausbildung begannen, unter den Drehern 1 ,2, unter den 
Maschinenschlossern 10,1 und unter den Werkzeugmachern auch 
nur 7,3 v. H.; zehn Jahre später dagegen waren die entsprechen­
den Werte auf 21,0, 41,B und 51 ,9 v. H. angestiegen. 
Der Obergang au� der Schule in die Berufsausbildung ist in der 
Bundesrepublik während der letzten zehn Jahre durch einen zu-
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nehmenden Lehrstellenmangel bestimmt, besonders in sozial 
angesehenen Ausbildungsberufen. Demnach müßte die Lehr­
nellenverknappung sich eher bei den Werkzeugmachern und bei 
den Maschinenschlossern als bei den Drehern bemerkbar machen. 

Hierzu gibt die Befragung des BIBB und des lAB allerdingsnichts 
her. Wiederum können wir statt dessen auf die Berufsberatungs­
nCltistik zurückgreifen. Sie bestätigt unsere Vermutung; Noch 
1979/80 kamen bei den Drehern auf 100 Lehrstellenbewerber 
109 angebotene Ausbildungsplätze; bei den Maschinenschlossern 
dagegen sank diese Quote scnon 1974/75 erstmCllig unter 100 
und bis 1979/80 weiter auf 79 ab; bei den Werkzeugmachern 
liegt sie ebenfalls seit einigen Jahren unter 100 und betrug 
1979/80; 89. 
Die Qualität und der Erfolg der betrieblichenAusbildung können 
durch repräsentative Untersuchungen oder gar Vollerhebungen 
(im Rahmen der amtlichen Statinik) nur punktuell und verhält­
nismäßig oberflächlich erfaßt werden. 

Für welche Arbeiten die Auszubildenden im Betrieb qualifiziert 
werden sollten, ist von den bundeseinheitlich festgelegten Berufs­
bildern abzulesen. Danach sollten Dreherlehrlinge - wie könnte 
es anders sein - besonders mit Dreharbeiten aller Art vertraut 
gemacht, aber auch in die spanende MetClllbearbeitung Cln an­
deren, z. B. Hobel- und Fräs-Maschinen eingeführt werden, 
Maschinenschlosser das Hernellen von Maschinen- und Apparate­
teilen sowie das Zusammenbauen und Instarnlsetzen von Ma· 
schinen und Apparaten, Werkzeugmacher das Fertigen und 
Instandset;.:en von Schnitten, Stanzen, Vorrichtungen, Formen, 
Schneid·, Span- und Meßwerkzeugen erlernen. Für alle drei 
Gruppen gehört außerdem das Pflegen und Instandhalten der 
verwendeten Arbeitsgeräte, Maschinen und EilYichtungen zum 
Ausbildungsprogramm. Nach den geltenden Vorschriften ist die 
Ausbitdung der Drehei- also von vornherein stärker spezialisiert 
als die der Maschinenschlosser und der Werkzeugmacher. Nach 
diesen Vorschriften sind auch - wie schon früher berührt - die 
Ausbildungszaiten in den drei Berufen verschieden lang; Sie be­
tragen drei Jahre für die Dreher und dreieinhalb Jahre für die 
beiden anderen Lehrberufe. Diese Zeiten werden in der Praxis 
zwar sowohl über- als auch unterschf"itten; dadurch dürften sich 
die Relationen zwischen den miteinander verglichenen Berufen 
jedoch nur wenig ändern. So deuten sowohl die verordneten 
fachlichen Inhalte als auch die vorgeschriebenen Ausbildungs­
zeiten darauf hin, daß die Statusdifferenzen zwischen gelernten 
Drehern einerseits, Maschinenschlossern und Werkzeugmachern 
andererseits auf Unterschieden nicht nur der Auslese (nach 
sozialer Herkunft und schulischer Vorbildung), sondern auch 
der Ausbildung fußen. 
Als grobe Kennzeichen für das Gelingen bzw. Mißlingen der Aus· 
bildung können die Quoten der vorläufigen Auflösungen von 
Ausbildungsverträgen und der M�erfolge bei den Abschlußprü­
fungen betrachtet werden. 

Auch hietiiber gibt unsere Spezialauswertung von Befragungs­
daten des BIBB und des lAB wenig Auskunft. Die amtliche Sta· 
tistik hilft uns jedoch auch diesmal weiter, denn sie bezieht alle 
relevanten Fälle ein - zum inden für die letzten Jahre. Danach 
lagen die Quoten der vorzeitig aufgelösten Lehrverhältnisse in 
der Bundesrepublik Deutschland 1980 bei den Drehern um 12 
und bei den Maschinenschlossern und den Werkzeugmachern um 
8v. H.; und in den Lehrabschlußprüfungen betrugen die Miß· 
erfolgsquoten im selben Jahr bei den Drehern 6,0, bei den 
Maschinenschlossern 3,0 und bei den Werkzeugmacharn 3,3 v. H. 
Ein Teil dieser Differenzen könnte auf der schärferen Auslese 
beruhen, die die Firmen unter den 8ewerbern um Ausbildungs· 
plötze für Maschinenschlosser und Werkzeugmacher vornehmen 
konnten (vgl. oben). Für den Einfluß der vorgängigen Auslese auf 
den nachfolgenden Ausbildungs-undPrirfungserfolg spricht auch, 
daß die Mißerfolgsquoten bei den Lehrabschlußprüfungen noch 
1976 in allen drei Berufen sahr viel höher lagen - bei 10,1, 10,6 
und 6,1 v. H. - und erst seit 1977, als die erste von der Lehr­
stellenknappheit betroffene Lehrlingskohorte ihre Ausbildung 

abschloß, zurückgegangen sind. In ihrer Veränderungstenden<: 
folgen die berufsspazifischen Quoten auch der Bewegung der 
Anteile der Durchgefallenan an der Gesamtheit der Telloohmer 
an Lehrabschlußprüfungen in Handwerk, HClndel und Indunrie, 
nur waren sie ständig niedriger als diese, die 1976 noch 1 4,2 und 
auch 1980 noch 9,5 v. H. betrugen. Bei den Auflösungsquoten 
dagegen ist kein eindeutiger Trend zu erkennen. 

1.2 E r w e r b s t ä t i g k e i t  u n d  
b e r u f l i c h e  K a r r i e r e  

Wie verlaufen die weiteren Berufswege gelernter Dreher, Werk· 
zeugmaeher und Maschinenschlosser? Wie sehen ihre ersten Er· 
werbstätigkeiten aus, wann und warum verlassen sie ihre Lehr­
betriebe, wie viele von ihnen absolvieren weiterführende Bildung$­
einrichtungen, mit welchen Tätigkeiten und in welchen Steilun­
gen sind sie gegenwärtig beschäftigt, und wie ist ihre Position 
auf dem Arbeitsmarkt? 
Beginll8n wir mit der emen Erwerbstätigkeit (Tabelle 3). 

Tabelle 3; Gelernte Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug­
macher nach der ersten Erwerbstätigkeit in der Bun; 
desrepublik Deutschiand 1979 - v.  H. 

ente Erwerbstlitigkeit 

I, ,', 

Im Techniker Sonstige Lehr· anderem "" 

beruf Lehr-
Metall-

"'oe (Berufs-
beruf .) Ingenieur wechsler) sammen 

beruf b) 'I 

Dreher 86 4 1 10 100 

Maschinen-
78 12 2 8 100 schlosser 

Werkzeug-
82 6 3 9 100 macher 

·1 Dreher: Berufskennliff ... 221; MaschlnenlChlo$$8r: 270083; Werk· 
zeugma.c:her; 291. 

b) Berufsgruppen 19·30 oder 32. 
c) Berufsgruppen 60 oder 62. 

Nach der Tabelle 3 arbeitete zwar die weit uberwiegende Mehr­
zahl der Absolventen aller drei Berufe - 86 v. H. der Dreher, 
78 v. H. der Maschinenschlosser und 82 v. H .  der Werk;.:eug­
macher - zunächst im Ausbildungsberuf; die Wechsler verteilen 
sich aber berufsspezifisch verschieden: bei den Drehern und 
WerkzeugmClchern ist die Kategorie der gänzlich ausbildungs· 
fremd Beschäftigten (mit 10 bzw. 9 v. H.) stärker besetn, bei 
den Maschinenschlossern die Gruppe der Abwanderer in andere 
Metallberufe (12 v. H.l - vermutlich eine Folge der besonderen 
Vielseitigkeit der Maschinenschlosserlehre. Die Quoten derer, 
die erst nach einer Weiterqualifi;.:ierung zum Techniker oder 
Ingenieur erwerbstätig wurden, erscheinen (mit 1 bis 3 v. H.) 
vernachlässigbar gering. 
Die unter 25jährigen Lehrabsolventen aller drei Berufe waren 
zunächn fast ausschließlich (zu 98 bis 100 v. H.) im Lehrberuf 
und in anderen Metallberufen beschäftigt. Diesdeutet auf eine im 
leuten Jahrzehnt (noch) steigende Neigung junger Facharbeiter, 
ihre erste Erwerbstätigkeit im Bereich ihres Aushildungsberufs 
aufzunehmen. 
Die ;.:wei folgenden Tabellen (4 und 5) beziehen sich auf das 
Verlassen des Ausbildungsbetriebs - einen weiteren wichtigen 
Schritt in der beruflichen Karriere. 
In allen drei Berufen war zur Zeit der Befragung nur noch ein 
reichliches Viertel im Lehrbetrieb beschäftigt, fast drei Viertel 
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dagegen arbeiteten woanders (oder studierten; Tabelle 4). Zwei 
Fünftel der Dreher und fast die Hälfte der Maschinenschlosser 
und Werkzeugmacher hatten ihren Ausbildungshetrieb schon 
innerhalb der !!rsten zwei Jahre nach dem Abschluß ihrer Lehre 
verlassen. Daß die Lehra�ol\lenten - wenn überhaupt - eher 
beizeiten als erst nach vielen Jahren aus dem Lehrbetrieb aus­
scheiden, kommt auch in Unterschieden zwischen den einzelnen 
Altersgruppen zum Ausdruck; Die "Verbleibsquoten" fallen von 
der jüngsten zur zweit jüngsten Alterskohorte sehr stark ab und 
sinken dann nur noch mäßig weiter. 

Tabelle 4: Gelernte Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug­
macher nach der Verbleibdauer i m Ausb i Idungsbetr ieb 
in der Bundesrepublik Deutschland 1979 - v. H. 

Verbleibd<luer im Ausbildungsbetrieb 

Lehrberuf 
bis zu länger <lls heute 

2 Jahren 2 Jahre noch dort zusammen 

Dreher 41 30 29 100 

M<lschinen- 49 24 2B 100 schlosser 

Werkzeug- 48 24 27 100 macher 

Deutlichere Differenzen zwischen den drei Berufen treten bei den 
Gründen für den Weggang <lUS der Lehrfirm<l hervor (T<lbelle 5). 

Tabelle 5: Gelernte Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug­
macher, die nicht mehr im Ausbiklungsbetrieb arbei­
ten, nach den Gründen für den Weggang aus dem Aus­
bildungsbetrieb in der Bundesrepublik Deutschland 
1959 - v. H. 

Gründe für den Weggang 
<lUS dem Ausbildungsbetrieb a) 

",-
günstige man· weitere 

Lehr- Entlas- Arbeits- gelnde Aus· 50"-
beruf "'" bedin- Aufstiegs- bildung stlgesb)  

chancen gungen 

Dreher 12  1 7  33 6 37 

Maschinen-
1 0  1 6  25 1 1  42 schlosser 

Werkzeu9-
, 4 1 6  26 1 7  43 macher 

8) Mehrfachnennungen. 
b) Einlchließlicll Einberufung zum Wehr-oder Zivildienn. 

12 v. H. der Dreher und 10 v. H. der Maschinenschlosser, aber 
nur 4. v,H. der Werkzeugmacher, die ihren Lehrbetrieb verließen, 
gingen unfreiwillig - sie wurden entlassen; 33 v. H. der Dreher, 
25v. H. der Maschinenschlosser und 26 v. H. der Werkzeugmacher 
kündigten von sich aus wegen mangelnder Aufstiegschancen; 
6

'
v,. H. de� Dreher, 1 1  v. H. der Maschinenschlosser und 1 7  v. H. 

der Werkzeugmacher wandten sich einer weiteren Ausbildung zu; 
und nur die Anteile derer, die als Kündigungsgründe ungünstige 
Arbeitsbedingungen nannten, sind in allen drei Berufen an­
nähernd 'gleich - sie liegen überall bei etwa einem Sechstel. 

---------

Die referierten Unterschiede sprechen dafür, daß die untersuchten 
Berufe nicht nur wegen der unterschiedlichen Tätigkeiten und 
Stellungen, die unmittelbar an die Lehre anschließen, verschieden 
attraktiv sind, sondern daß ihr unterschiedlicher sozialer Status 
auch auf spezifischen Sicherheitsrisiken und Karriereperspektiven 
beruht. I n dieselbe Richtung weisen die Anteile derer, die eine 

. Weiterbildung an Fach-, Fachhoch- oder Hoch:;chulen, deren 
Abschluß in der Regel in eine Angestelltenposition führt, erfolg­
reich absolvierten. Sie betragen 18 v. H. bei den D rehern, 25v. H. 
bei den Maschinenschlossern und 28 v. H .  bei den Werkzeug· 
machern. Darunter besuchten die Dreher ausschließlich Fach· 
schulen - wahrscheinlich überwiegend Techniker- und Meister· 
schulen; 7 v. H .  der Maschinenschlosser und 5 v. H. der Werk· 
zeugmacher dagegen haben ein Studium an einer Fachhochschule 
oder gar an einer Hochschule abgeschlossen. 

I n allen drei Berufen sind die Fortbildungsquoten bei der jüngsten 
Altersgruppe lunter 25 Jahre) besonders niedrig (3 bis 4 v. H.l 
und bei der mittleren (35 bis unter 45 Jahre) besonders hoch 
(27 bis 48 v. H.). Diese Kohortendifferenzen sind auf das Zu­
sammenwirken von a lters- und periodenspezifischen Bedingungen 
zurückzuführen, 
Wir "springen" jetzt in die Gegenwart bzw. in das Jahr der Be­
fragung. durch die unsere Daten gewonnen wurden. Dabei möchte 
ich zuerst auf die aktuellen Tätigkeiten der Befragten eingehen. 
War die überwiegende Mehrheit der Lehrabsolventen nach dem 
Abschluß ihrer Ausbildung zunächst im Lehrberuf beschäftigt 
gewesen (Tabelle 3), so trifft das 1979 nur noch für die knappe 
Hälfte der Dreher und für je ein reichliches Drittel der Maschinen· 
schlosser und Werkzeugmacher zu (Tabelle 6). Bei den unter 
25jährigen sind noch die meisten Befragten im erlernten Beruf 
tätig, die 25- bis unter 35jiihrigen l iegen bereits weit darunter, 
alle übrigen Kohorten noch tiefer. Dabei setzt sich die Abnahme 
der Quoten jedoch nur bei den Drehern durchgängig fort. 

Tabelle 6: Gelernte Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug­
macher nach der beruflichen Funktion in der Bundes­
republik Deutschland 1979 - v. H .  

berufliche Funktion 

.1, 
i" Industrie-

lehr· 
im 

anderem 
meister, Sonstige 

Lehr· Techniker (Berufs- ,"-
beruf beruf �) Metall· oder wechsler) sammen 

beruf b) Ingenieur 

I ' i  

Dreher 46 1 1  13  30 100 

Maschinen· 
36 14 18 33 100 schlosser 

Werkzeug· 
37 1 0  24 29 100 macher i I , 

a) Dreher: BerufskennliHer 221; M.JchinenschlossQr: 270083; Werk-
zell9macher: 291. 

b) Berufsgruppen 19-30 oder 32. 
C) Berufsgruppen 60 oder 62. 

Nach wie vor arbeiten vor allem Maschinenschlosser in anderen 
MetaHberufen - 14 v. H. im Unterschied zu 1 1  v. H. der Dreher 
und 10 v. H. der Werkzeugmacher; 13  v. H. der Dreher, 18 v. H. 
der Maschinenschlosser und .24 v. H. der Werkzeugmacher sind 
als Industriemeister, Techniker oder Ingenieure beschäftigt; und 
knapp ein Drittel der Lehrabsolventen aller drei Berufe ist in 
Tätigkeiten untergekommen, die mit ihrer ursprüng lichen Aus­
bildung zumindest äußerlich wenig gemein haben. 
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Meister-, Techniker- und Ingenieursposten stellen nicht die einzi· 
gen Aufstiegspositionen für Metallfacharbeiter dar; deshalb liegen 
die Aufstiegsquoten insgesamt noch höher, als die Tabelle 6 er­
kennen läßt. Faßt man alle Angestellten und Beamten als sozial 
Aufgestiegene zusammen, dann betragen diese Anteile 26 v. H. 
für die gelernten Dreher, 35 v. H_  für die Maschinenschlosser und 
38 v. H_ für die Werk.zeugmacher (Tabelle 7). 

Tabelle 7: Gelernte Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug· 
macher nach der beruflichen Stellung in der Bundes­
republik Deutschland 1979 - v. H. 

berufliche Stellung 

Hilfs- Ange· 
Lehr· arbeiter, Fach· stellte ,"-
beruf ngelernte arbeiter ood Sonstige sammen 

Arbeiter Beamte 

Dreher 6 64 26 4 100 

Maschinen 
5 57 35 I 3 100 schlosser 

Werkzeug-
4 53 38 5 100 macher 

Zu Angelernten oder gar Hilfsarbeitern abgestiegen sind dem­
gegenüber nur 6 v. H. der Dreher, 5 v. H. der Maschinenschlosser 
und 4v. H. der Werkzeugmacher, auf dem Facharbeiterniveau 
verblieben 64 bzw. 57 bzw. 53 v. H. Wie schon die Fortbildungs· 
quoten, so sind auch die Anteile der Aufgestiegenen bei der 
jüngsten Alterskohorte am niedrigsten und bei der mittleren am 
höchsten. 
Welche Aufstiegswege haben die aufgestiegenen Lehrabsolventen 
der drei Berufe beschritten? Wie elWähnt, hat sich nur ein Teil 
von ihnen über den Besuch einer Fach-, Fachhoch- oder Hoch­
schule weiterqualifiziert, ein anderer Teil die Position eines 
Angestellten oder Beamten über eine andersartige formelle Fort­
bHdung, vor allem über Meisterkurse oder/und Ausbilderlehr­
gänge erreicht. Eine letzte Gruppe hat die nötigen Zusatzqualifi­
kationen ausschließlich durch Lernen am Arbeitsplatz erworben. 
Hierzu gehören immerhin 1 3 v. H .  der Dreher, 1 7 v. H. der 
Maschinenschlosser und 1 5  v. H. der Werkzeugmacher. 0111' Ober­
gang in betriebliche Aufstiegspositionen ist also nicht durchweg 
an den Nachweis bestimmter formeller Ausbildungsabschlüue 
gebunden; vielfach zählt auch die Qualifizierung durch Berufs­
erfahrung. Sie ist nach wie vor möglich und wird auch tatsächlich 
praktiziert und honoriert. 
Facharbeiter haben nicht nur nach wie vor Aufstiegschancen, 
auch ihnen droht zunehmend der Verlust des Arbeitsplatzes: 
5 v. H. der in der Erhebung des B IBB und lAB befragten gelernten 
Dreher, 6 v. H. der Maschinen5ChlosSIW und 7 v. H. der Werkzeug· 
macher waren während der letzten fünf Jahre (mindestens einmal) 
arbeitslos, und je ein Fünftel der Befragten aller drei Berufe sah 
�einen Arbeitsplatz zur Zeit der Befragung (1979) als gefährdet 
an. Bei den jüngeren Kohorten liegen diese Prozentsätze noch 
höher. Das gilt besonders für die Befürchtung drohender Arbeits­
losigkeit: Hier tritt auch einmal mehr das Gefälle zwischen den 
drei Berufen hervor: Unter den Angehörigen der jüngsten Alters­
gruppe hielten 45 v. H. der Dreher, 31 v. H. der Maschinen· 
schlosser und 25 v. H. der Werkzeugmacher ihren Arbeitsplatz 
nicht für sicher. Bei den über 35jährigen liegen die betreffenden 
Werte mit einer AU5l1ahme (35· bis unter 45jährige Werkzeug­
macher) unter dem Durchschnitt. 
In allen drei Berufen ist die Zahl der offenen Stellen in der ersten 
Hälfte der siebziger Jahre (nach der amtlichen Statistik) stark 

zurückgegangen und hat seither auf einem verhältnismäßig nied­
rigen Niveau geschwankt. 

2 Zusammenfassung und Interpretation 

Im folgenden werden die wichtigsten Ergebnisse anhand der ein­
leitend formulierten Hauptfragestellungen dieses Artikels syste­
matisch resümiert. Das heißt, ich gehe nacheinander auf Gemein­
samkeiten der lebensläufe von Angehörigen aller drei Berufe 
und aller Altersgruppen, berufstypische Besonderheiten ihrer 
Karrieren, Differenzen zwischen den einzelnen Altersgruppen 
und aktuelle Veränderungstendenzen sowie deren alters· und 
berufsspezifische Auswirkungen, auch auf Zukunftsperspektiven 
ein. 

Die Lehrabsolventen aller drei Berufe und aUer Altengruppen 

sind übelWiegend Arbeiterkinder, 
haben die allgemeinbildende Schule bis vor kurzem meist nur 
bis zum Hauptschulabschluß besucht, 
übten ihre erste Erwerbstätigkeit großenteils im Lehrberuf aus, 
verließen ihren Lehrbetrieb meist aus eigener Initiative, 
absolvierten zu einem erheblichen Teil Weiterblldungseinrich­
tungen, vor allem Fachschulen, 
arbeiteten auch nach längerer Zeit noch zu zwei Drinein in 
Berufen, in denen sie ihre durch die Lehre erworbenen Quali­
fikationen großenteils weiter verwerten, vielfach auch weiter­
entwickeln konnten, 
haben den durch die Lehre vermittelten Facharbeiterstatus in 
der Regel gehalten (nur etwa jeder Zwanzigste, stieg zum An­
gelernten oder Hilfsarbeiter ab) oder sogar durch Aufstieg 
zum Status des Angestellten oder Beamten verbessert, wobei 
der Aufstieg in vielen Fällen auf dem Wege über eine Weiter· 
qualifizierung am Arbeitsplatz (d. h. ohne formelle Fortbil­
dung) gelang,.und 
waren während der letzten Jahre kaum arbeitslos, sehen aller­
dings zu zwei Fünf tein ihren Arbeitsplatz als gefährdet an. 

Kennzeichnend für die Gesamtheit dieser Lehrabsolventen ist 
also ein erhebliches Maß an beruflicher Kontinuität, an sozialen ' 
Aufstiegschancen und bisher auch an Arbeitsplatzsicherheit, das 
sie als privilegierte Gruppe unter den Arbeitern erscheinen läßt 
(wenn sie auch gegenüber anderen Kategorien von ElWerbstätigen 
benachteiligt sein mögen). Jenseits dieser gemeinsamen Merkmale 
aber sticht die Vielfalt ihrer Biklungs- und Berufskarrieren hervor. 
Unterschiede zeigen sich vor allem bei einem Vergleich zwischen 
den drei untersuchten Berufen. So ist der Dreherberuf nach wie 
vor ein verhältnismäßig anspruchsloser und relativ leicht zugänge 
licher Lehrberuf für Arbeiterkinder mit Hauptschulabschluß, 
dessen Anforderungen bzw. Zumutungen allerdings von eiriem 
erheblichen Teil der Auszubildenden nicht bewältigt werden 
- sei es, daß sie die Lehre abbrechen (bzw. von den "Lehrherren" 
entlassen werden), sei es, daß sie in der Abschlußprüfung schei­
tern. Ist die Prüfung aber erst einmal bestanden, dann ist die 
Endstation der Berufskarriere auch schon weitgehend erreicht: 
Die Lehrabsohrenten tendieren stark zum Verbleib ' im Lehr­
betrieb und Lehrberuf, zumindest auf dem Niveau des Fach­
arbeiters; Weiterbildungs- und Aufstiegsprozesse kommen ver­
gleichsweise selten vor. 
Demgegenüber erscheinen die beiden anderen Berufe - besonders 
der Beruf des Werkzeugmachers - mehr als gehobene Lehrberufe 
sowohl für aufstiegsorientierte Arbeiterkinder als auch für Kinder : 
höherer Sozialschichten, die einen weiterführenden Bildungsab-' 
schluß erworben haben und später technische Angestellte oder 
Beamte werden mÖchten. Dementsprechend ist der Zustrom zu , 
diesen Berufen so hoch, daß die Unternehmen zumindest in

' 

Rezessionsphasen eine schärfere Auslese unter den lehrstellen­
bewerbern treffen können_ Während der Lehrzeit scheiden dann 
allerdings weniger Berufsanwärter aus, unp in der Abschlußprü­
fung wird weniger "gesiebt" als etwa bei'den Drehern. Die Aus� 
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bildung dauert länger und ist vielseitiger - das gilt besonders für 
die Maschinenschlosser - und qualifizierter - das trifft speziell 
für die Werkzeugmacher zu. Hinterher findet häufiger eine Ab­
wanderung statt: Der lehrbetrieb wird relativ schnell verlassen, 
vielfach eine Weiterbildung begonnen; und nach einiger Zeit sind 
verhältnismäßig viele Lehrlebsolventen nicht mehr im Lehrberuf, 
auch nicht mehr auf dem Facharbeiterniveau beschäftigt, sondern 
in höhere Hierarchieebenen aufgerückt. 
Altersgruppenspezifische Merkmale treten vor allem bei den 
unter 25jährigen und bei den 35- bis unter 45jährigen hervor. 
Sie betreffen den Besuch von Fach-, Fachhoch-und Hochschulen, 
die Berufswechsel- und Aufstiegsquoten und die Arbeitsmarkt· 
position: Die Angehörigen der jüngsten Kohorte haben sich bis­
her am wenigsten weitergebildet, sie sind noch am häufigsten als 
Facharbeiter tätig, sie waren in den letzten fünf Jahren w einem 
höheren Prozentsatz arbeitslos als der Durchschnitt der Lehr­
absolventen der untersuchten Berufe, und sie sehen ihren Arbeits­
platz auch besonders häufig als gefährdet an. 0 ie Mitglieder der 
mittleren Altersgruppe heben sich durch besonders hohe Weiter­
bildungs- und Aufstiegsquoten von den Angehörigen der übrigen 
Kohorten ab. 
Diese Differenzen sind zum Teil einfach zu erklären, nämlich 
darauf zurückzuführen, daß die Mitglieder verschiedener Geburts­
kohorten sich in verschiedenen Stadien ihrer Berufskarriere be­
finden: Viele jüngere Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeug­
macher werden während der nächsten zwei Jahrzehnte ebenfa IIs 
eine Fach-, Fachhoch-oder Hochschule absolvieren, ihrem Lehr· 
beruf den Rücken kehren und beruflich aufsteigen; viele Ältere, 
die ihre Weiterbildung längst abgeschlossen, ihren Lehrberuf 
längst verlassen und den Angestellten· oder Beamtenstatus längst 
erreicht haben, hatten ihre Fortbildung vor der Vollendung ihres 
25. Lebensjahrs gleichfalls höchstens begonnen und waren da· 
mals auch noch als Facharbeiter beschäftigt. 
Die typischen Verlaufsmuster einer Facharbeiterkarriere erklären 
jedoch nicht alle Unterschiede zwischen den einzelnen Alters­
gruppen; ihnen liegen auch Veriinderungen der Bildungschancen 
und BeschäftigungsmÖ9Uchkeiten zugrunde, die die gesamten 
Lebenswege der Jüngeren zumindest teilweise anders gestalten 
könnten, als die Biographien der Älteren bisher verlaufen sind 
und auch künftig verlaufen werden. Hierzu gehören in letzter 
Zeit vor allem die Expansion des Besuchs weiterführender all­
gemeinbildender Schulen, der Rückgang des Lehrstellenangebots 
und der Abbau von Arbeiuplätzen, vielleicht auch von Aufstiegs­
positionen. Ihre Auswirkungen deuten sich in den Antworten 
der durch das BI8B und lAB befragten Lehrabsolventen nur 
stellenweise an, well sie auch deren jüngste Gruppe bisher nur 
partiell betreffen; sie sind außerdem aber von einigen amtlichen 
Statistiken abzulesen; und beide Male treten die Statusunter· 
schiede zwischen den drei untersuchten Berufen erneut hervor: 
Das Zusammentreffen der Expansion des Sekundarschulbereichs 
mit der Lehrstellenverknappung hat seit der Mitte der siebziger 
Jahre zu einer starken Steigerung der Anteile von JugeTldlichen 
mit mittlerer Reife unter den Lehranfängern geführt. 1979/80 
betrug ihre Quote bei den Drehern mehr als ein Fünftel, bei den 
Maschinenschlossern mehr als zwei Fünftel und bei den Werk­
zeugmachern sogar die reichliche Hälfte. Auf der schärferen 
Vorauslese, die der Lehrstellenrückgang den Unternehmern er­
laubte, beruht vermutlich zum Teil das gleichzeitige Sinken der 
Mißerfolgsquoten bei den LehrabSChlußprüfungen (in allen drei 
Berufen). Die sich verschlechternden BeschäftigungsmÖQlich· 
keiten auch für Dreher, Maschinenschlosser und Werkzeugmacher 
(wie sie in einer starken Abnahme von offenen Stellen in diesen 
Berufen zum Ausdruck kommen) stel len den realen Hintergrund 
für die Befürchtungen besonders der (gegen Kündigungen am 
wenigsten abgesicherten) Jüngeren dar, ihren derzeitigen Arbeits­
platz zu verlieren - BefürChtungen, die wiederum berufsspezi­
fisch variieren: Annähernd die Hälfte der unter 25jährigen 
Dreher, fast ein Drittel der gleichaltrigen Maschinenschlosser, 
aber nur ein Viertel der Werkzeugmacher dieser Altersgruppe 
sieht seinen Arbeitsplatz als gefährdet an. 

Diese neueren Entwicklungen lassen die Zukunft der drei Berufe 
und damit auch die Funktion der zugehörigen Ausbildung, die 
als Gelenk zwischen Bildungsgang und Berufsweg betrachtet 
werden kann, in einem weniger günstigen Licht erscheinen als 
ihre Vergangenheit. So kann die Ausbildung zum Dreher kaum 
noch als einigermaßen zuverlässige Absicherung eines lebens­
länglichen Facharbejterstatus betrachtet werden: Dreher sind 
heute mehr als früher durch Arbeitsplatzverlust und wohl auch 
durch beruflichen Abstieg bedroht, und die Aufnahme einer 
Dreherlehre bedeutet für viele Jugendliche nur noch eine Ver­
schiebung, keine Lösung ihrer beruflichen Probleme. Und so 
könnten die Karrieren gelernter Maschinenschlosser und Werk­
zeugmacher künftig seltener als bisher in gehobene Positionen 
fiihren - vor allem dann nicht, wenn die Lehrabsolventen nicht 
schon mit einem mittleren Abschluß in die Lehre eingetreten 
sind: Viele von ihnen müssen dann froh sein, wenn sie ihren 
Arbeitsplatz und ihren Status als Facharbeiter behalten, manche 
vielleicht sogar mit Dequalifizierungsprozessen und mit (anderen) 
Verschlechterungen ihrer Arbeitsbedingungen rechnen. 

Anmerkun",n 

[1 J Ei .... Langfassung, die über den vorlie9i'nd.n Tut hinaus ausführlich. 
theoretische und m,thodisch, Überlegungen, ergiinz,nd' Interprlta­
tionen der referierten Ergebnisse sowie det�illierte Quellennachwei$ll 
enthält, kann vom Autor bezogen _rden jMax'Planck-ln�titut für 
Bildungsforschung, Lentzealla8 94, 1000 Berlin 33l. 
Eine Skizze unseres UntersuchungsanJatzes findet sieh in folgendem 
Arti kel: HOFF, E., LAPPE, L., und LEMPERT, W.: Das Projlkt "GI' 
sellschaftliche Arbeit al. Sozial isation" des Max-Planck-Instituts für Bil· 
dungsforschung, Berlin. Zwischlnbericht 1981. In: LAMBRECHT, L., 
und STEINKÜHLER,H.J. (Hrsg.): Arb.iterbewegung und Wissen­
schaftsentwicklung. Woilgang Abendroth zum 75. G.burtstag. KÖln 
1981. S. 217-226. 

Die Daten, die die nachstehenden Ausführungen in erster Linie fundie­
ren, wurden 1979 im Auftrag des BIBB und des lAB durch zwei Markt· 
forschungsinstitute erhoben und von den Auftraggebern ausgewertet. 
Ei"ige Veröff8ntlichu"gBn sind bereits erschienen, weitere Publika­
tionen geplant. Insg<namt wurden 30 000 Erwerbspersonen befragt; 
darunter befanden sich 232 (gelernte) Dreher. 800 Maschinenschlosser 
und 288 Wer-kzeugmacher. Die Erhebungsdaten die$t!r Unterstichprobe 
(von insgesamt 1320 Lehr�bsolventl'!n) wurde" für un� unter biogra­
phischen Gesichtspunkte" analysiert. Die resu lti�renden Tabellen 
bilden das Grundgerüst d ..... folgenden Be""h""ibu"g!!n und Interpret�­
tion�m. Zur Ergänzung und zum Vergleich wurden auch (veröffent­
lichte und unveröffentlichte) Statistiken von Kammern und Behö«iin 
herangezogen: genauere Quellennachweise befinden sich in der Lang­
fassung. 

Ansonsten vgl.: Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Berlin, und 
'''stitut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB), Nürnberg 
(HrsgJ: Oualifikatio" und Berufsverlauf. Eme Ergeb"issa einef 
repräse"tativen Erhebu"g bei ErwerbsperlIOllen i" der Bundesrepu­
blik Deutschland. Berlin: Bundesinstitut für Berufsbildu"g 1981 . ­
HOFBAUER, H.: Beruiswege von Erwerbstltigen mit Facharbeiter­
ausbildu"g. I,,: Mitteilungen aus der Arbtlitsmarkt· und Berulsfor­
schung. 14 (981), 2, 127-138. - ALTHOFF, H.: Der Wechsel aUS­
gebildeter Fachkräfte in die Dienstlo!i�tungsberufe. ;n: Berufsbildung 
in Wissenschaft und Praxis 10 11981),6, 10-12. - CLAUSS, T., u. a.: 
Qualifikation und Beschäftigung i" den M�tallberufen. Berlin; Bundes­
institut für Berufsbildung 1982. - Die zuletzt genannte Studie enthält 
auch detlJiHierte Informationen llber die hier behendelten drei Berufe. 

[2] Die A"alysebefunde, die hier vorgestellt werden sollen, basieren auf 
ei"er breit angelegten repräsentativen Erhebung des Sundelinstituts 
für Beruf.bildung, Berlin (BIBS), und deli Instituts für Arblitsmarkt· 
und Berufsforschung, Nürnbtlrg (lAB). Sie wurde" durch ei"e spezielle 
Auswertung dieser Daten gewo"nen, die zur quamitativen AbI;icherung 
eines fallanalytischen Forschungsprojeku des Max·Planck-lnstituts für 
Bildungsforschung beitragen sollte, in dem ZUJllmmenhii"ge zwilch.n 
LeooJlSläufen und Persönlichkeitsentwicklungen junger Dreher, Ma· 
schinenschJos!ler und Werkzeug macher untersucht werden und an 
dem außlr dem Verfasser noch Ernst HOFF, Hans,Uwl HOHNER, 
Lothar LAPPE und Wilfried SPANG mitarbeit.n. Unser Dank gilt den 
Kollege" vom BUndesin5titut für Berubbildung, die uns nicht nur ihre 
Date" zur Verfügung stellten, lIOIldern die vOn uns gewünschte Spezial· 
auswertung seIbIt organisierten und ausfÜhrten, insbtsondart Matthias 
RJCK, Manfred HECKEN HAUER und Themas CLAUSS. Anragu"gen 
zur Überarbeitung des Rohmanuskripts Irhielt ich besonders von 
Ernst HOFF, Rotf JANSEN und Loth"r LAPPE. 
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BIBLIOGRAPHIE - weitere Literatur zum Thema -

Nachfolgend finden Sie eine hinreichend repräsentative Liste einschlägiger Untersuchungen zum Thema: 

Zunächst eine übersicht über Studien der Art, in denen vor allem objektive ökonomische, organisatorische und technische Bedin-
gungen industrieller Facharbeit und Facharbeiterausbildung thematisiert werden: 

. 

1 Unterkategorie: betriebliche Strategien der Rekrutierung und des Einsatzes von Facharbeitern: 
WEL TZ, F., SCHM I DT, G., um KR INGS, 1.: Facharbeiter und berufliche Weiterbildung. überlegungen zu einer explorativen 
Studie. Hannover 1973. - WELTZ, F., SCHMIDT, G., und SASS, J.: Facharbeiter im Industriebetrieb. Eine Untersuchung in  
metallverarbeitenden Betrieben. Frankfurt 1974. - BINKELMANN, P., BÖHLE, F., und SCHNELLER, 1.: Industrielle Aus­
bildung und Beruhbifdungsrecht. Betriebliche Interessen und öffentliche Einflußnahme in der beruflichen Grundbildung. 
Frankfurt 1975. - ASENDORF·KRINGS, 1.: Facharbeiter und Rationalisierung. Das Beispiel der großbetrieblichen Instand· 
haltung. Frankfurt 1979. - DREXEL, I., und NUBER,C.: Qualifizierung für Industriearbeit im Umbruch. Die Ablösung vOn 
Anlernung durch Ausbitdung in Großbetrieben von Stahl und Chemie. Frankfurt 1979. - DREXEL, 1.: Belegschaftsstrukturen 
zwischen Veränderungsdruck und Beharrung. Zur Durchsetzung neuer Ausbildungsberufe gegen bestehende Qualifikations- und 
Lohnstrukturen. Frankfurt 1982. 

2 Unterkategorie: zu Bedingungen und Veränderungen der unmittelbaren Arbeitsvollzüge von Facharbeitern: 

KE RN, H., und SCHUMANN, M.: Industriearbeit und Arbeiterbewußrsein. Eine empirische Untersuchung über den Einfluß der 
aktuellen technischen Entwicklung auf die industrielle Arbeit und das Arbeiterbewußtse in. Frankfurt 1970. - MICKLER, 0., 
MOH R, W., und KADR ITZKE. U.:  Produktion und Qualifikation. Bericht über die Hauptstudie im Rahmen der Untersuchung 
von Planungsprozessen im System der beruflichen B iklung. Eine empirische Untersuchung zur Entwicklung von Qualifikations· 
anforderungen in der industriellen Produktion und deren Ursachen. Göttingen: Soziologisches Forschungsinstitut 1977 (hekto· 
graphiert). -Weitere Forschungen dieser Artwurden außerhalb des SOF I ausgeführt. Zu ihnen zählen unter anderem: OPPE L T, C., 
SCH RICK, G., .und BR EMMER, A.: Gelernte Maschinenschlosser im industriellen Produktionsprozeß. Determinanten beruf· 
licher Autonomie an Arbeitsplätzen von Facharbeitern und technischen Angestellten in der Westberliner Industrie. Berlin: Max­
Planck-Institut für Bildungsforschung 1972 (hektographiert). Projektgruppe Automation und Qualifikation: Automationsarbeit. 
Empirische Untersuchungen. Berlin 1980/1981. 

Hier folgt Literatur, die subjektive Wahrnehmung und Verarbeitung dieser Gegebenheiten und ihrer Veränderungen stärker berück­
sichtigen: 

Unterkategorie: zunächst Studien, die - teils retrospektiv, teils im Längsschnitt erhobene - biographische Zusammenhänge 
akzentuieren : 

lEMPERT, W., und THOMSSEN, W.: Berufliche Erfahrung und gesellschaftliches Bewußtsein. Untersuchungen über berufliche 
Werdegänge, soziale Einstellungen, Sozialisationsbedingungen und Persönlichkeitsmerkmale ehemaliger Industrielehrlinge. Stutt­
gart 1974. - HACK, L., .u. a. :  Leistung und Herrschaft. Soziale Strukturzusammenhänge subjektiver Relevanz bei jüngeren 
Industriearbeitern. Frankfurt 1979 - KRUSE, W., KüHN LEIN, G., und MüLLER, U.: Facharbeiter werden - Facharbeiter 
bleiben? Betriebserfahrungen und Berufsperspektiven von gewerblich-technischen Auszubildenden in Großbetrieben. Frankfurt 
1981. - MA YER, E., u. a.: Betriebliche Ausbildung und gesellschaftliches Bewußtsein. Die berufliche Sozialisation Jugendlicher. 
Frankfurt 1981. 

2 Unter kategorie: Literatur aus Forschungen über die Auseinandersetzung von Facharbeitern mit neuen Techniken: 

BROCK, D., und VETTER, R.: Alltägliche Arbeiterexistenz. Soziologische Rekonstruktionen des Zusammenhangs von Lohn· 
arbeit und Biographie. Frankfurt 1982. - WEBER, C.: Rationalisierungskonf likte in der Druckindustrie. Frankfurt 1982. 

Brigitte SChmidt-Hackenberg 

Der Ausbau des verbindlichen Berufsgrundbildungsjahres 

bis zum Schuljahr 1981/82 

Im Schuljahr 1981/82 be$uchten 92 731 Jugendliche ein Berufs­
grundbildungsjahr (BGJ) in schulischer oder kooperativer Form. 
Ihre Verteilung auf Berufsfelder, länder und die beiden Formen 
des BGJ hat das Bundesinstitut für Berufsbildung wie bisher 
durch eine Umfrage bei den Kultusministern der Länder erho­
ben und veröffentlicht [1]. Wie schon zum Schuljahr 1979/80 
wurde auch für das Schuljahr 1981/82 zusätzlich nach dem 
flächendockenden Ausbau des verbindlichen Berufsgrund­
bildungsjahres gefragt. Diese Daten sind wegen ihrer zum Teil 

tiefen regionalen und zugleich berufsfeldbezogenen Gliederung 
vielfach schwer zugänglich und werden dank der Unterstützung 
der Länder nur vom Bunde.sinstitut für Berufsbildung in dieser 
umfassenden Form veröffentlicht. 

Überblick 

Die oben genannte Zahl der Teilnehmer, wie fast alle Ausbau· 
zahlen zum BGJ, enthält beides: Klassen des Berufsgrundbil· 
dungsjahres, die neben dem betrieblichen Ausbildungsplatzan· 
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gebot bestehen und von den Teilnehmern, aus welchen Grunden 
auch immer, freiwillig besucht werden, und solche Klassen, 
deren Besuch Pflicht ist, weil das BGJ in einem Berufsfeld und 
einer Region für die zugeordneten Ausbildungsberufe generell 
das bisherige 1 .  Ausbitd�ngsjahr ersetzt. In diesem Fall ist das 
BGJ lU einer "öffentlichen Pflichtschule" (GREINERT) ge­
worden [2]. 
Nach den Angaben der Länder besuchten im Schuljahr 1981/82 
ein verbind liches BGJ: rund 45 000 Jugendliche. 
Das heißt: Gemessen an den Schülerzahlen umfassen die Berufs­
grundbildungsjahre, die berufsfeldweise in einzelnen oder 
mehreren Regionen im Aegelfall das herkömmliche erste Aus­
bildungsjahr ersetzen, schon fast die Hälfte des bisherigen 
Ausbaus. 
Der Anteil aller Berufsgrundschüler an den Ausbildungsbegin­
nern des Jahres 1981/82 lag bei 20 Prozent [3]; Ausbildungs­
beginner sind die Auszubildenden im 1 .  Ausbildungsjahr, zu 
denen auch diejenigen in einem kooperativen BGJ gehören, und 
die Schüler im schulischen BGJ. Die Teilnehmer an einem 
verbindlichen BGJ allein stellen, rechnerisch ermittelt, fast 
10 Prozent der Ausbildungsbeginner. 

Zur Verbindlichkeit des BGJ 
Was ist ein verbindliches BGJ? Am Beispiel von Niedersachsen, 
dem Land mit dem weitesten Ausbau des BGJ als Pflichtschul­
jahr (siehe übersicht 3, S. 89) und besonders expliziten Rege­
lungen, soll das erläutert werden. 
In Niedersachsen schreibt das Schulgeseu in der Fassung vom 
21 . 7. 1980 iGVBI S. 261) vor: 
"In der Grundstufe der Berufsschule haben die Schüler ihre 
Schulpflicht grundsätzlich durch den Besuch eines Berufsgrund­
schuljahres zu erfüllen" (§ 48 Abs. 4 Satz 1 ) .  
Damit ist die frühere Teilzeitberufsschulpflicnt für das erste 
Jahr nach dem Verlassen der allgemeinbildenden Schulen 
(Sekundarbereich I) in eine Vollzeitberufsschulpflicht umge­
wandelt worden. Sie gilt für Jugendliche, die keine weiterfüh­
renden allgemeinbildenden oder berufsbildenden (Vollzeit-) 
Schuten besuchen. 
'Die verlängerte Vollzeitschulpflicht greift jedoch nur, wenn 
auch in dem einzelnen Berufsfeld und der jeweiligen Region das 
Berufsgrundbildungsjahr in dem Umfang an den Berufsschulen 
eingerichtet worden ist, der nötig ist, um alle Schulpflichtigen 
aufzunehmen. Dieser Ausbau. erfolgt schrittweise (siehe Über­
sicht 1 ,  S. 85-88). 
Das zuständige Ministerium ist ermächtigt, "durch Verordnung 
die Einführung des Berufsgrundbildungsjahres für die einzelnen 
Berufsfelder im ganzen Land oder in einzelnen Gebieten zu 
bestimmen, sobald die personellen, sächlichen, räumlichen und 
schulorganisatorischen Voraussetzungen dafür geschaffen sind" 
(Nds. SchG § 1 2  Abs. lO Satz 1).  
Müssen alle Jugendlichen, die z. B. in Ausbildungsberufe des 
Berufsfeldes XIII, Agrarwirtschaft, gehen wollen, zuerst das 
BGJ besuchen, so stehen den Ausbildungsbetrieben als Bewer· 
ber nur noch Absolventen des Berufsgrundbildungsjahres gegen· 
über. Die Betriebe können nicht länger wählen, wen sie einstel­
len: Absolventen der allgemeinbildenden Schulen für die volle 
Ausbildungsdauer oder Absolventen des Berufsgrundbildungs­
jahres, denen sie dieses Jahr auf die Ausbildungszeit anrechnen 
müssen. Die blldungspolitische Brisanz dieser Konstellation in 
den Berufsfeldern, in denen die Anrechnungspflicht nach wie 
vor umstritten ist, wie vor allem im Berufsfeld Metalltechnik, 
liegt auf der Hand. 
Nordrhein-Westfalen hat eine ähnliche Schulpflichtregelung für 
das BGJ getroffen. Andere Länder, z. B. Bayern, sehen im Schul­
gesetz das BGJ als generelle Grundstufe der Berufsschule vor, 
ohne explizit eine partielle Vollzeitberufsschulpflicht zu 
postulieren. 

Bei dem in allen Ländern eingerichteten (verbindlichen) BGJ 
Wirtschaft und Verwaltung für den Ausbildungsberuf Dienst· 
leistungsfachkraft im Postbetrieb [4] liegt eine Absprache 
zwischen den Ländern und dem Bund vor, wobei der Bund, 
genauer die Bundespost, den Bewerbern nur eine bedingte 
Einstellungszusage gibt und sie erst nach Absolvierung des BGJ 
in ein Vertragsverhältnis aufnimmt. Ähnliche Vereinbarungen 
zwischen der Schulverwaltung und einzelnen Wirtschaftsorgani­
sationen (Innungen, Arbeitgeberverbänden) gibt es in einer 
Reihe weiterer Fälle {siehe 'übersicht 1 ,  Spalte Grundlage). Die 
Verbindlichkeit des 8erufsgrundbildungsjahres erwächst hierbei 
letzten Endes aus der einheitlichen Haltung der regiollalen Aus­
bildungsbetriebe (eines Berufsfeldes) ; sie fordern von allen ihren 
zukünftigen Auszubildenden, zuerst das schulische BGJ zu 
besuchen. 
Noch anders verhält es sich beim kooperativen BGJ. Der Zugang 
zum kooperativen BGJ erfolgt über einen Ausbildungsvertrag 
mit einem Ausbildungsbetrieb, der das erste Ausbildungsjahr 
zusammen mit der Berufsschule in dieser Form durchführt. Der 
Jugendliche ist in jedem Fall durch seinen Ausbildungsvenrag 
verpflichtet, diejenige Ausbildung zu absolvieren, die sein Aus­
bildungsbetrieb im 1 .  Ausbildungsjahr durchführt. Von einem 
verbindlichen kooperativen BGJ zu sprechen hat insofern keinen 
Sinn, wohl aber ist in diesem Fall die Frage sinnvoll, ob nur 
einzelne oder alle Betriebe einer Region das kooperative BGJ in 
einem Berufsfeld durchführen, wie z. B. das BGJ/k Bautechnik 
in mehreren Ländern. Hier ist ein flächendeckender Ausbau er· 
reicht worden, das BGJ/k ist generell an die Stelle des herkömm­
lichen ersten Ausbildungsjahres getreten. 
Flächendeckender Ausbau eines verbindlichen BGJ bedeutet 
selb:;tverständlich nicht, daß an jedem Berufsschulstandort eine 
Klasse in dem betreffenden Berufsfeld oder für den betreffenden 
Ausbildungsberuf eingerichtet wird. So weist z. B. das Land 
Schieswig-Hoistein darauf hin, daß BGJ-Klassen für den Aus­
bildungsberuf Dienstleistungsfachkraft im Postbetrieb nur 
an ausgewählten Schulstandorten bestehen. Beruhfelder, in 
denen Berufe mit einer geringeren Zahl von Ausbildungsver­
hältnissen zusammengefaßt :;ind, das Berufsfeld Drucktechnik 
z. B., werden ebenso für eine ganze Region nur an einem Stand­
ort durchgeführt, so das (schulische) BGJ Drucktechnik für 
Rheinhessen in Mainz. Aber auch bisher wurden die Fachklassen 
des Teilzeitberufsschulunterrichts für schwach besetzte Berufs­
gruppen nur an bestimmten Standorten geführt. 
Wenn ein schulisches BGJ in einem Berufsfeld Voraussetzung 
für eine anschließende duale Ausbildung ist, braucht es des­
wegen keineswegs nur von solchen Jugendlichen besucht zu 
werden, die in die entsprechenden Ausbildungsberufe streben. 
Weitere Jugendliche besuchen es anstelle einer nicht erreich­
biiren anderen Ausbildung, zur Ableistung der Schulpflicht oder 
für anschließende schulische Ausbildungsgänge. 
Dies scheint häufiger im BGJ Ernährung und Hauswirtschaft der 
Fall zu sein, $Dweit es nur für den Ausbildungsberuf Hauswirt· 
schafter/Hauswirtschafterin verbindlich gemacht worden ist. 
In Schieswig-Hoistein z. B. befanden sich in 1981 204 Aus­
zubildende im 2. Ausbildungsjahr des Ausbildungsberufs Haus­
wirtschafter/Hauswirtschafterin [5], im verbindlichen BGJ 
jedoch 518 Teilnehmer, so daß nur ein Tei) von ihnen in ein 
entsprechendes Ausbildungsverhältnis treten können wird. 

Zum Ausbaustand 
Übersicht 1 zeigt den Einführungsstand in den einzelnen Län­
dern. Die verbindlichen Berufsgrundbildungsjahre sind nach 
den Berufsfeldern und innerhalb der Berufsfelder nach dem 
Zeitpunkt der Einführung geordnet worden. Bei den Klassen­
und Schülerzahlen ist der Stand vom Schuljahr 1 981/82 erfaßt, 
im übrigen der des Schuljahres 1982/83. Die verbindliche Ein­
führung erfolgt meistens gebietsweise (siehe Spalte Region), sie 
ist auch oder daneben manchmal auf bestimmte 8erufsfeld­
schwerpunkte oder 8erufe beschränkt (siehe Spalte Eingren­
zungen). 
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Oie allgegebenen Schüler· und Klassenzahlen sind, wie in den 
Anmerkungen vermerkt, manchmal nur NäherungsWerte, da die 
Länder nicht immer die einzelne Einführungsregion oder die 
BGJ-Teilnehmer für einen bestimmten Ausbildungsberuf 
gesondert erfassen. Aus diesem Grund fehlen auch Angaben [6]. 
Bayern und vor allem Niedersachsen haben bisher das verbind­
liche BGJ am weitesten eingeführt. In Baden·Württemberg und 
Berlin dagegen b�ehen als verbindliches BGJ nur die Klassen 
für di!! künftigen Dienstleistungsfachkräfte im Postbetrieb. I n  
diesen Unterschieden kommen, wie beim Ausbau des BGJ 
überhaupt, unterschied liche bildungspolitiSChe Prioritäten zum 
Ausdruck. In Berlin ist das der Aufbau berufsfeldbezogener 
Oberstufenzentren, in Baden-Würnemberg die nach wie vor 
starke Dominanz der Berufsfachschulen. Auch der Ausbau des 
Beruf$vorbereitungsjahres jBVJ) ist ein konkurrierender Akzent 
in der Berufsbildungspolitik der Länder. 

Im Berufsfeld I, Wirtschaft und Verwaltung, ist das BGJ bundes· 
weit verbindlich für den Ausbildungsberuf Dienstleistungsfach­
kraft im Postbetrieb, darüber hinaus jedoch nur verbindlich in 
zwei Landkreisen in Niedersachsen und, beschränkt auf einen 
Berufsfeldschwerpunkt, im Saarland. 

Auch erst vereinzelt verbindlich sind Berufsgrundbildungsjahre 
in den Berufsfeldem H, Metalltechnik, und 1II, Elektrotechnik. 
Sie gibt es schulisch nur in Niedersachsen; die verbindliche ko· 
operative Form in Rheinland-Pfalz, im Saarland und Schleswig­
Holnein wird auf industrielle Ausbildungsberufe beschränkt, 
d. h. mit (meist größeren) industriellen Ausbildungsbetrieben 
durchgeführt. Auch Bayern plant, so vorzugehen (Übersicht 2, 
S.89). 
Oie entgegengesetzte Kombination von schulischer Form und 
Beschränkung auf die ,Ausbildungsberufe des Handwerks ist im 

Berufsfeld V, Holztechnik, die Regel und scheint den dort 
herrschenden (klein·)betrieblichen Voraussetzungen gerecht 
zu werden. Geg,nüber dem quantitativ dominierenden AusbiI· 
dungsberuf TischlerfTischlerin wird allerdings mit den industriel­
len Berufen in diesem Berufsfeld, anden als mit den Handwerks· 
berufen im Berufsfeld Metalltechnik, nur ein kleiner Teil der 
Ausbildungsverhältnisse au sgegrenzt. 

Das verbindliche BGJ Bautechnik wird landesweit sowohl in 
schulisch,r als auch in kooperativer Form durchglJfiihrt. Die 
Unterscheidung von kooperativem BGJ und 1 .  Ausbildungsjahr, 
die beide, wie auch das schulische BGJ, nach der Stufenausbil­
dungsordnung für die Bauwirtschaft durchgeffihrt werd'n, ist 
allerdings eine Definitionsfrage, die von den Ländern unter­
SChiedlich gehandhabt wird. Mit dieser Einschr;inkung sei auf 
den besonders weiten Ausbau des BGJ in diesem Berufsfeld 
hingewiesen : Es ist in 6 Ländern flächendeckend eingtführt. 

Das BGJ Agrarwirtschaft, Berufsfeld XIII, ist in mehreren 
Ländern flächendeckend verbindlich; in Bayern, noch 'mit 
Ausnahme des Reg.-Bez. Oberbayern, in Hessen, Niedersachsen 
und Nordrhein·Westfalen. 

Zu allen anderen Berufsfeldern, 
VI, Textiltechnik und Bekleidung 
VII, Chemie, Physik und 8iologie 
VIII, Drucktechn.ik 
IX, Farbtechnik und Raumg&staltung 
XI, Körperpflege 
XII, Ernährung und Hauswirtschaft 
gibt es bisher kein oder nur vereinzelt ein yerbindliches BGJ; 
dem Berufsfeld X, Gesundheit, ist bisher kein Ausbildungsberuf 
zugeordnet worden. 

übersicht 1 :  Verbindliches schulisches (5) und kooperatives (k) BGJ bis Schuljahr 1982/83 . 

Ber�hfeld Form Region ZeitPlInkt 
Klamn{SchWer 

Ein9r.nzun�n Grundl�gl 1981/1982 

Baden-V'Aintemboll\l 

I Wirtschaft u. • landlsweit 1979/80 '" '" nur Dienstllinungs· k. A. 
Verwaltung fliehkraft im Post-

betrilb 

eayarn 

I Wirtsch!lft und • II000000it 1979/80 32 I) '" nur Diemtl,lstullgl- 2. va zur Einfilhnmg der 
Vlrw3ltung hehkreft im Post- blruflictJln GrundbIldung 

Dltrleb in Bayern. 
Vom6.4.1979. GVBl S.95 

IV Bau�hnik • lendlsweit, im Reg.·Stz. 1979/80 '" 57' , ohne GI'i'bauer 3. va . .  !W.O.) 
Ikl Unt,rfranken auch " 21 7" Vom 7.6.1979. GV81 S. 169. 

kooperative Form Geinden durch VQ Y'Om 
31.1.1980 und va Y'Om 
15.12.1981 

k landeJmllit 1979/8) 7 57 nur Gleisbauar wie oben 

V Holztechnik • Reg.-Bez. MitteUrenkan 198O/8' } 
35 1032 handwerklk:h" Berufe 4.Va . .  jw.oJ Reg.-8ez. Unterfranktn 1981/82 

R"II.-6Iz·, Q/)trbeyern, 1982/83 � � 
Vom 2.7.1980. GVBI S. 202 

Niederbeyern, aooipfalz, 
Obtrlranklln, Schwaben 

. 
XII Ernährung und • Ber.lch dir Berufsscllute 1981/82 7 " Schwerpunkt A, Gan- 5.VO . .  !w.o.) 

Hauswirtschaft Undau gewerbe und Haus- Vom 10.11.1979. GVBI S. 397 
wirtschaft j�b-
liehe Beruf.) 

XIIl Agrarwlrt'ch�ft • A.�.-8tz. Unterfrsnkan 1978f79 " '" � l . Va . : !w.oJ 
Vom 29.a 1978. GV81 S. 645. 
Geände<t durch va vom 
18.12.1979 

• Reg.-Bez. Mimlfranktn 1980/81 1 Schwerpunkt A, 6.Va . .  lw.oJ 

" '53 Ti •. 8en!ieh Vom 14.7.1990. GVBr S. 454 
1981f82 Schwerpunkt B, 

Pflar]Zl. Ber.ich 
• Reg.·8el. Nlederbayern 1981/82 " '" Schwerpunkt A, 7. va . .  Iw.oJ 

Trer. BereiCh Vom 24.7.1980. GVBI S. 455 
• Reg.·Bez. Schwaberl 1981/82 " 588 � 8.Va . .  lw.oJ 

Vom 31.7.1980. GVSI S. 486 
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Fortsetzung von Übersicht 1 

Berufsfeld Focm Region Zeitpunkt 
Kla�sen/Schüler 

EingrenzUllgen Grundlage 1981/1982 

(noch Bayern) 

XIII Ag;rarwirtsch�ft • RIg.-BIZ. Nilldlrbayern 1982/83 - - Schwerpunkt B. 7.VO . .  (W.O.) 
pflanz!. Bereich Vom 24.1.1980. GVBI S. 455 

• Rag.-Baz. Oberlranken 1982/83 - - - 8. va . .  (w.oo! 
Vom 31.7.1 980. GVBI S. 486 

Berlin 

I Wirt&chaft und • lande.weit k •. A. k. A. 184(5) nur Dienstleistungs- k. A. 
VerwalturoJ fachkraft im Post-

betrieb 

Bremen 

I WirtSChaft und • landesweit k.A. k.A. 591.1 nur Dienstleiltungs- k. A. 
Verwaltung fachkraft im Post-

betri..tJ 

V Holrtechnik • landf!sweit 1981/82 3 " nur Tischler/TISChlerin k. A. 

VII Druckte<:hnik • landosweit 1981/82 2 " - BlHtimmung über den Zeit-
punkt der fliichendecke"lden 
Einführung des BGJ im 
Berufsfald Drucktechnik. 
Vom 30.11.1 979. 
ABI. Nr. 2, 1980, 5.5 

Hembu., 
IWirtS<:h"ft und • landeswe;t 1979/9:) , He nur Dien:>tleistungs· k. A. 

Verwaltung fachkraft im Post· 
betrieb 

N Bautechni k , landesweit 1977/78 " "" Ausbildul'I9sberufe der Vereinbarung der Behörde für 
5tufenausbildung in der Schule, Jugend und Berufs.. 
Bauwirtschaft bildung mit den Tarrfvftrtragl' 

parteien der Hamburger 
BaUWirtschaft 

H_" 
I Wirtschaft und • landesweit 1979/SO 26 5'" nur Diemtleistur>gil- VO iber die Organisation des 

Verwaltunll fachkraft im Post· Blrufsschulunterrichts zur 
betrieb Berufsausbildung dir Dienst· 

leistur>gsfachkräfte im POlt· 
betrieb. Vom 1 1 .2.1980. 
ABI d. Hess. KM, S. 42. 
Geändert durch va vom 
1.7.1981 

V Holztttchnik • landesweit 1978/79 50 "" Ausbildungsberufe va über da. BGJ in voilzeit· 
des Handwerks schulischer Form - Berufs-

feld Holztechnik -. ABI d. 
Heu. KM, S. 551 

XIn Agrarwiruchaft • landeswelt 1980181 
} 

Schwerpunkt A, VO über dil Organisation des 
1 981 r82 " 590 Tier. Ber,ich BerufS'Schulunterrichts im 

Schwerpunkt S, Seruhfeld Agrarwirtsch"ft. 
Planzl. Berlich Vom 11.7.1980. ABI d. Hass. 

KM, S. 377. Geändert durch 

I 
VO vom 1 1 .8.1981 

NiederOlChHn 

I Wirtschaft und • . landesweit 1979180 k.A . 479(sl nur Dilnstleistur>gs- k. A. 
VelWllltung faChkraft im POlt· 

betrieb 
• Lkrse Emsland, Graf· 1981182 75 "'53 - 10. va zur Einführung des 

IChaft Bantheim 8GJ. Vom 8.12.1980. 
Nds. GVBI S. 478 

n Metalltl!Chnik • Stadt Salzgitter 1976/77 '" 466 - vo . .  (w. 0.1 
Vom 28.5.1976. NO •. GVal 
S. 126 

• Lkrse Göttingen, 1977/78 47 1036 - 2. va . .  (w. 0.) 
Northaim, O$tlrode vom 17.3.1977. Nd •. GVBI 

S. 76 
• Lkrse Aurlch, Emsland, 1981182 86 2240 - 8. va • .  (w. 0.) 

Grafschaft Bantheim, Vom 8.12.1 980. Nds. GV81 
LNr, Wittmund; 5.477 
Stadt Emden 

m ElektroteChnik • Lkr. Pei ... 1979/00 3 52 - 7. va • •  (w.o.) 
Vom 24.3.1979. Nd •. Gval 
5. 101 

• Lkrse Aurich, Emsland, 1981182 30 755 - 9. va . .  Iw. 0.) 
GrafscMft aentheim, Vom 8.12.1900. Nds. GVal 
Leer, Wittmund; 5t�dt 5.477 
Emden 



Bundesinstitut 
für Berufsbildung 

Nr. 3 - Juni 1983 

tatsachen · hinweise · ergebnisse · materialien · anregungen 

Liebe Leserinnen, 
Liebe Leser, 
es gibt keinen Zweifel, die Kosten der 
Berufsausbildung sind in den ver­
gangenen Jahren deutlich gestiegen. 
Damit hat nicht nur der Staat in die­
ser Zeit in der Bildung tüchtig zuge­
legt, die Wirtschaft hat es eher noch 
mehr. 
Die Kostensteigerung wird gerade in 
Zeiten wirtschaftlicher Schwierig­
keiten und gleichzeitigem hohen 
Nachfragedruck durch die Jugend­
lichen der geburtenstarken Jahr­
gänge von den Ausbildungsbetrie­
ben besonders deutlich registriert. 
Dies kann nicht verwundern, tragen 
sie doch die Last der Ausbildung für 
die gesamte Wirtschaft. 
Viele Gründe haben - neben den all­
gemeinen Preissteigerungen - zu 
dem Kostenanstieg beigetragen: 
- Mehr und besser ausgebildete 

Ausbilder und längere Unterwei­
sungszeiten schlagen bei den Per­
sonalkosten für die Ausbildung 
immer stärker zu Buche. 

- Aus der "Lehrlingsbeihilfe" von 
früher ist bei einem Teil der 
Berufe eine respektable ,,Ausbil­
dungsvergütung" geworden. 

- DieAnteileanAusbildung,die der 
einzelne Betrieb aufgrund des 
technischen Fortschritts nicht 
mehr am Arbeitsplatz vermitteln 
kann, sind gestiegen und damit 
auch die Ausgaben für ergän­
zende Ausbildung in überbetrieb­
lichen Berufsbildungseinrichtun­

.gen. 
- Die Erträge aus produktiven Lei­

stungen der Auszubildenden sind 
auch gestiegen, aber nicht schnel­
ler als die Kosten insgesamt. Ihr 
Entlastungseffekt ist damit im 
Durchschnitt etwa gleich. 

Wirtschaftliche Einsicht in die Not­
wendigkeit einer qualitativ hoch-

Ausbildungskosten: 
Verschiebung zugunsten des 
Ausbildung�erso�s 
Rückgang des Anteils der Ausbildungsvergütung 

Zugunsten des Ausbildungspersonals haben sich die Ausbildungs­
kosten zwischen 1972 und 1980 verschoben. Bei den Ausbildungs. 
vergütungen waren dagegen die Kostensteigerungen geringer als die 
Kostensteigerungen insgesamt. Im Handwerk sind die Kosten stärker 
gestiegen als in Industrie undHandel. Sie haben sich damit in den bei­
den gewichtigsten Ausbildungsbereichen aneinander angenähert. 
Dies geht aus der Untersuchung "Nettokosten der betrieblichen 
Berufsausbildung" hervor, die jetzt im Bundesinstitut für Berufsbil­
dung fertiggestellt wurde. Die Untersuchung basiert auf einer münd­
lichen und schriftlichen Erhebung bei über 2.000 Ausbil· 
dungsbetrieben in ausgewählten Regionen der Bundesrepublik 
Deutschland. Ziel war es, die Daten für Kosten und Erträge zu ermit­
teln, die bei der betrieblichen Berufsausbildungin 45 stark besetzten 
Ausbildungsberufen im Jahre 1980 entstanden. 

Ein Betrieb, der im Jahre 1980 in 
einem der 45 untersuchten Aus­
bildungs berufe ausbildete, wen­
dete im Durchschnitt insgesamt 
17.043,- DM für einen Auszubil­
denden auf. DiesenBruttokosten 
standen Erträge in Höhe von 
6.754,- DM gegenüber. Für die 
Ausbildung eines Auszubilden­
den in einem Jahr ergaben sich für 
den Betrieb somit 10.289,- DM 
Nettokosten. Davon entfielen 
5.954,- DM auf die Ausbildungs­
vergütung. Dieser für den AusbiJ­
dungsbetrieb am deutlichsten 
merkbare Kostenfaktor machte 
damit 58 % der Nettokosten bzw. 
35 % der Bruttokosten aus. 

Bei der Betrachtung der einzel­
nen Ausbildungsbereiche zeigen 
sich beträchtliche Unterschiede: 

11 Die Bruttokosten bewegen 
sich zwischen 23.689,- DM im 
Öffentlichen Dienst und 
13.825,- DM in der Landwirt­
schaft. Der Bereich Industrie 
�.nd Handel folgt nach dem 
Offentlichen Dienst an zweiter 
Stelle gefolgt von den Berei­
chen Freie Berufe und Hand­
werk. 

11 Bei den Erträgen kehrt sich die 
bei den Bruttokosten festge­
stellte Rangfolge nahezu um. 
Die Landwirtschaft liegt mit 
Erträgen von 10.181,- DM an 
der Spitze, der Öffentliche 
Dienst weist mit 3.733,- DM 
die geringsten Erträge aus. 

11 Dementsprechend ist bei den 
Nettokosten der Abstand zwi­
schen denB ereichen noch grö-
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wertigen Aus- und Weiterbildung ist 
vor allem maßgebend dafür, daß die 
Unternehmungen und Verwaltun­
gen die steigenden Kosten überneh­
men. Da diese Gründe offenliegen 
und die Entwicklung der einzelnen 
Kostenfaktoren bekannt ist, kann 
die Diskussion inzwischen versach­
licht und differenziert geführt 
werden: 

Die Ausbildungsvergütungen zum 
Beispiel waren immer auch ein Wer­
beinstrument für eineA usbildung in 
bestimmten Berufen, vor allem in 
Zeiten, in denen "U ngelernte" rasch 
gut Geld verdienen konnten. Auch 
heute gibt es noch sehr niedrige Aus­
bildungsvergütungen. Sie sind insge­
samt langsamer gestiegen als die 
gesamten Kosten' der Ausbildung 
und die Kosten für das Ausbil­
dungspersonal. Wenn man den 
besten Facharbeiter als Ausbilder 
haben will, dann muß es für sie oder 
ihn auch finanziell ein Anreiz sein. 

Wenn die EntwickJung der Arbeits­
plätze bestimmte Anforderungen an 
die Ausbildung nach sich zieht, dann 
muß man sich darauf einrichten. 
Hohe Ausbildungsqualität kostet 
ihren Preis, das wird heute nicht 
mehr bestritten. Umgekehrt bedeu­
tet aber nicht jede Kostensteigerung 
gleichzeitig auch eine Qualitätsver­
besserung. Mehr Attraktivität der 
beruflichen Bildung ist gefordert, 
wenn mit zurückgehenden Schüler­
zahlen die Konkurrenz zwischen 
den weiterführenden Bildungswe­
gen steigt. Neue Technologien, neue 
Werkstoffe, neue Arbcitsorganisa­
tianen wirken sich auch auf Inhalt, 
Organisation und Ablauf der Ausbil� 
dung aus. Beides wird mit Sicherheit 
kostcnwirksam werden, denn die 
Organisation des Lernens am 
Arbeitsplatz wird schwieriger. Man 
wird deshalb auch künftig genau 
hinsehen müssen, wie die Weiterent­
wicklung der Berufsbildung sich auf 
der Kostenseite auswirkt. Diese Ent­
wicklung läßt sich am besten und 
leichtesten durch eine kontinuier­
liche Betrachtung einzelner 
Betriebe beobachten. 
Nicht alle Ausbildungskosten ver­
ursachen zusätzliclie Ausgaben. 
Zum Beispiel müssen Fachkräfte 
bezahlt werden, ob sie nun zeitweise 
ausbilden oder nicht. Aber wenn sie 
ausbilden, werden die Lohnanteile, 
die auf die Ausbildungszeit entfal­
len, als Ausbildungskosten gerech-

für Klein- und Mittelbetriebe, die 
keine hauptberuflichen Ausbilder 
beschäftigen. 

"Was nichts kostet, ist auch nichts!" 
weiß der Volksmund. Dies gilt auch 
für eine zu kunftsori entierte, q uaU ta­
tiv einwandfreie berufliche Bildung. 
Auf guter Qualifikation' der Jugend 
beruht unsere gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Zukunft. Sie ist 
Grundlage jedes erfolgreichen 
Arbeitslebens. Berufsbildung muß 
uns deshalb einen hohen Einsatz 
wert sein. 

ßer. Im Öffentlichen Dienst 
übersteigen sie mit 19.956,­
DM den Gesamtdurchschnitt 
der Nettokosten um 94 % .  Die 
nächst höchsten Nettokosten 
weist der Bereich Industrie 
und Handel mit 12.447,-DM 
auf. Im Bereich der Freien 
Berufe liegen sie mit 11.276,­
DM· um rd. 1.000,- DM über 
de'm Gesamtdurchschnitt 
(10.289,- DM), während sie im 
Handwerk mit 7.949,- DM um 
23 % ,  in der Landwirtschaft 
mit 3.644,- DM sogar um 65 0/0 
unter dem Gesamtdurch­
schnitt liegen. 

Bruttokosten pro Auszubildenden im Jahre 1980 
im Durchschnitt Ober alle Ausbildungsberufe und nach 
Ausbildungsbereichen sowie Anteile der Nettokosten, 
Erträge und AusbildungsvergOtungen 

- in % -

DM 
;, 
Tod. 

_ Nettokosten 

_ Erträge 

1::::::::::::::::) Ausbildungs-

Insgesamt Industrie Handwerk Freie 
und Berufe 

Handet 

Öffentl. Land-
Dienst wirtschaft 

net. Dies gilt für alle, besonders aber L ___________________________ -l 
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• Die Relation von Nettokosten 
zu Erträgen beträgt im Durch­
schnitt über alle untersuchten 
Berufe 60 % zu 40 % der 
Bruttokosten. In den beiden 
gewichtigsten Ausbildungsbe­
reichen unterscheidet sich 
diese Relation deutlich. In 
Industrie und Handel beträgt 
sie 64% zu 36 %,  im Hand­
werk 55% zu 45% . 

Struktur der Ausbildungskosten 

Für Untersuchungen zur Struk­
tur der Ausbildungskosten wer­
den die gesamten Aufwendungen 

des Betriebes 
Kostenblöcken 
faßt: 

zu folgenden 
zusammenge-

- Kosten des Ausbildungsperso­
nals 

- Anlage- und Sachkosten bei 
der Ausbildung 

- Personalkosten der Auszubil­
denden 

- sonstigeKosten(z. B.Lehrmit­
tel, Schutz- bzw. Berufsklei­
dung). 

Im Durchschnitt aller erfaßten 
Ausbildungsberufe sind die Per-

thema: berufsbildung 

sonalkosten der Auszubildenden 
mit 48% der (Brutto-)Ausbil­
dungskosten der gewichtigste 
Kostenblock; es folgen die 
Kosten des Ausbildungsperso­
nals mit 4 1 °/0 ; Anlage- und 
Sachkosten und sonstige Kosten 
erreichen mit 6 % und 5 % ver­
gleichsweise geringe Anteile. Die 
prozentuale Verteilung dieser 
Kostenblöcke weicht mit Aus­
nahme der Landwirtschaft kaum 
von dieser Gesamtstruktur ab. 

In der Landwirtschaft nehmen 
die Personalkosten der Auszubil­
denden einen überdurchschniU-

lieh hohen Anteil an den 
Bruttokosten ein. 

Bei den Daten der Ausbil­
dungsbereiche handelt es sich um 
Durchschnittswerte über die für 
die jeweiligen Bereiche erfaßten 
Ausbildungsberufe. Insbeson­
dere in Industrie und Handel und 
Handwerk, für die 19 bzw .16Aus­
bildungsberufe in die Erhebung 
einbezogen wurden, ist das 
gesamte Spektrum von gewerbli­
chen, kaufmännischen und tech­
nischen Ausbildungsberufen mit 
hohen und niedrigen Ausbil­
dungskosten vertreten. 

Struktur der Bruttokosten im Durchschnitt 
über alle Ausbildungsberufe und nach Ausbildungs­
bereichen 
- in % -

landwirtschaft 

_ Kosten des 
AuSbildungs­
personals 

Alle Berufe 

_ Personal- ltiiII Anlage- und [Eill1 Sonstige 
kosten der Sachkostan Kosten 
Auszubildenden 
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Während zwischen den Ausbil-. 
dungsbereichen im wesentlichen 
keine großen Unterschiede bei 
der prozentualen Zusammenset­
zung derAusbildungskosten fest­
zustellen sind, treten zwischen 
einzelnen Ausbildungsberufen 
doch große Abweichungen auf. 

Entwicklung der Ausbildungs­
kosten zwischen 1972 und 1980 

Von 1972 bis 1980 sind die Netto­
kosten pro Auszubildenden und 
Jahr imDurchschnitt nominal um 
135 % gestiegen. Unter Berück-

sichtigung der Preisentwicklung 
der tariflich vereinbarten Löhne 
und Gehälter entspricht dies 
einer realen Kostensteigerung 
vonrd. 33%. 

Die Kostensteigerungen waren in 
den einzelnen Ausbildungs­
bereichen sehr unterschiedlich: 
• Brutto- und Nettokosten sind 

in den vergangenen Jahren im 
Handwerk stärker gestiegen 
als in Industrie und Handel; 
damit haben sich die Kosten in 
den beiden gewichtigsten Aus­
bildungsbereichen aneinander 
angenähert. 

Veränderung der Bruttokosten, Erträge und Netto­
kosten von 1972 bis 1980 in einzelnen Ausbildungs­
bereichen 
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o 

DM 
m 
Tsd. 

Industrie 
und 

Handel 

_ Nettokosten 

_ Ert"ge 

Handwerk Gesunclheits- Beratende 
wesen Berufe 

land­
wirtschaft 

11 Im Bereich der Freien Berufe ­
im Gesundheitswesen und bei 
den beratenden Berufen - und 
in der Landwirtschaft treten 
zum Teil extrem große Steige­
rungen der Nettokosten auf. 
Bei diesen Bereichen lagen die 
Erträge in 1972 auf einem ver­
gleichsweise sehr hohen 
Niveau, die Steigerungsraten 
der Erträge bis 1980 sind sehr 
gering, im Gesundheitswesen 
und bei den beratenden Beru­
fen gehen sie real sogar zurück. 

• Die Ausbildungsvergütungen 
sind - mitAusnahmeder Land­
wirtschaft - in allen Bereichen 
deutlich weniger gestiegen als 
die Brutto- und Nettokosten. 
Dementsprechend ist der 
Anteil der Ausbildungsvergü­
tung an den Bruttokosten in 
allen Bereichen mehr oder 
weniger deutlich gefallen, im 
Gesamtdurchschnitt von 43 % 
auf 35 % .  

Die prozentuale Auf teilung der 
gesamten Ausbildungskosten auf 
die Kostenarten Kosten des Aus­
bildungs personals, Anlage- und 
Sachkosten, Ausbildungsvergü­
tung und Sonstige Kosten 
(einschI. Personalnebenkosten 
der Auszubildenden) hat sich 
deutlich verschoben: 
• In allen Ausbildungsberufen 

ist der Anteil der Kosten des 
Ausbildungspersonals deut­
lich angestiegen. Lag 1972 für 
die Mehrzahl der Berufe der 
Kostenanteil des Ausbildungs­
personals zwischen 10 % und 
25 % der Bruttokosten, liegt er 
1980 bei 40 % .  

• Der Anteil der Ausbildungs­
vergütung an den Gesamt­
kosten ist in allen Berufen 
zurückgegangen; der Rück­
gang schwankt zwischen 4 und 
18 Prozentpunkten. 
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Weiterbildung zum Industriemeister 

Sfstem der bundes­
einheitlichen Abschlüsse 
wird immer dichter 
Auf insgesamt zehn ist mit dem Erlaß der Industriemeister-Verord­
Dung 'Papierverarbeitung' die Zahl der bundeseinheitlichen 
Abschlüsse in der Weiterbildung zum Industriemeister gestiegen. In 
den Fachrichtuogen Metall, Chemie, Druck, Glas, Papiererzeugung, 
Elektrotechnik, Fotobildtechnik, Textil, Kraftverkehr und Papierver­
arbeitung haben die PfÜfungsteiinehmer die Möglichkeit, ihre Prü­
fungen nach staatlich erlassenen, bundeseinheitlichen Prüfungsord­
Dungen abzulegen. Für die Fachrichtung Kunststoff- und Kautschuk­
technikwird einesolcheRegelungderzeitvorbereitet.Auchfürandere 
Wirtschaftsbereiche werden vergleichbare Regelungen entwickelt. 
Dabei handelt es sich um denMeister im Gastgewerbe und um die Ver­
und Entsorgung. Insgesamt kann mit bis zu 20 Fachrichtungen im 
Laufe der nächsten Jahre gerechnet werden. 

Ziel der bundeseinheitlichen 
Regelungen ist es, die bisherige 
Zersplitterung in ca. 70 speziali­
sierte und veraltete Regelungen 
abzulösen. Das Industriemeister­
Konzept und die einzelnen nach 
§ 46.2 Berufsbildungsgesetz 
erlassenen Weiterbildungs-Ord­
nungen wurden in enger Zusam­
menarbeit von Vertretern der 
Industrie- und Handelskam­
mern, der Fachverbände der 
Industrie, der Gewerkschaften 
und der Wissenschaft entwickelt. 

Jährlich legen etwa zwischen 
5.000 und 6.000 junge Facharbei­
ter eine Meisterprüfung bei den 
Industrie- und Handelskammern 
ab. Mit den bisher erlassenen 
zehn Weiterbildungsordnungen 
werden etwa 80 % der Prüfungs­
teilnehmer erreicht. Dies sind 
etwa 4.000 Prüfungsteilnehmer 
pro Jahr. Davon hat allein die 
Fachrichtung M etaB mit ca. 2.500 
Prüfungsteilnehmern pro Jahr 
den größten Anteil. Es folgen die 
Fachrichtungen Elektrotechnik 
mit ca. 600, Chemie mit ca. 300 
sowie Druck und Textil mit 
jeweils ca. 200 Prüfungsteilneh­
mern pro Jahr. Weitere 200 Prü­
fungsteilnehmer verteilen sich 

auf die Fachrichtungen Glas, 
Papiererzeugung und Bau 
(poHer) sowie Kraftverkehr und 
Fotobildtechnik. 

Der moderne Industriemeister ist 
eine Führungskraft im Industrie­
betrieb an der wichtigen Naht­
stelle zwischen der ihm vorgege­
benen Produktionsplanung und 
der ihm unterstellten Produk­
tionsführung. Auch von seiner 
Leistungsfähigkeit hängt sowohl 
der reibungslose Produktions­
ablauf in den Betrieben als auch 
der tägliche Arbeitsablauf für die 
Beschäftigten in wesentlicher 
Weise ab. Gegenüber dem Hand­
werksmeister hat der Industrie­
meister zwar eine gleichrangige 
aber in wesentlichen Teilen 
andersartige Qualifikation. 
Allen Industriemeister-Verord­
nungen liegen annähernd gleiche 
Zulassungsvoraussetzungen zu­
grunde: Alle Prüfungsteilnehmer 
müssen in der Regel den 
Abschluß in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf und eine min­
destens dreijährige einschlägige 
Berufserfahrung nachweisen. 
Prüfungsteilnehmer ohne einen 
Abschluß in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf müssen über 

eine langjährige Berufspraxis 
verfügen oder ihre Eignung 
anderweitig nachweisen. 
Alle o. g. Prüfungsordnungen im 
Meisterbereich basieren auf dem 
§ 46.2 des Berufsbildungsgeset­
zes und gliedern sich systema­
tisch in folgende drei Teile: 
11 Den fachrichtungsübergrei­

fenden Teil, der bei allen Indu­
striemeisterverordnungen 
identisch ist und der das 
Grundjagenwissen beinhaltet, 
das für das kosten- und rechts­
bewußte Handeln im Betrieb 
sowie das Führen und Leiten 
der Mitarbeiter von Bedeu­
tung ist; 

• den fachrichtungsspezifischen 
Teil, der das branchenbezo­
gene Fachwissen umfaßt; 

• denberufs-undarbeitspädago­
gischen Teil, der der Ausbilder­
eignungsverordnung ent­
spricht und - nach bestande­
ner Prüfung - nunmehr auch 
die Industriemeister zum Aus­
bilden berechtigt und befähigt. 

In jedem Prüfungsfach sind den 
Prüfungsinhalten sog. Präam­
beln vorangestellt. Sie sollen 
sicherstellen, daß die Prüfung 
nicht ausschließlich im Abfragen 
theoretischer Inhalte besteht, 
sondern daß die Prüfungsin­
halte möglichst durch praxis-und 
problemorientierte Aufgaben 
ergänzt werden. Dies gilt insbe­
sondere für das Prüfungsfach 
"Fertigungstechnik", in dem in 
einigen Prüfungsordnungen an 
einer komplexen Situationsauf­
gabe Kenntnisse über die Her­
stellung eines Produkts nachge­
wiesen werden sollen. Zur 
Lösung derartiger Aufgaben muß 
der Prüfungsteilnehmer insbe­
sondere die Fähigkeit besitzen, 
Kenntnisse aus verschiedenen 
Gebieten - z. B. Kostenwesen, 
Materialkunde und Fertigungs­
technik - miteinander verknüp­
fen zu können. 
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Zahl der Abiturienten mit 
Berufsausbildung 
seit 1977 fast verdoppelt 
Fast verdoppelt hat sich seit 1977 die Zahl der Abiturienten im 
Beschäftigungssystem, die über eine Berufsausbildung (z. B. Lehre, 
Berufsfachschulabschluß), aber keinen Studienabschluß verfügen. 

Sie stieg von rund 123.000 1977 
auf fast 223.000 1981. Dagegen ist 
die Zahl der Abiturienten ohne 
jegliche Berufsausbildung im 
gleichen Zeitraum von ca. 
174.000 auf 168.000 sogar leicht 
gefallen. Dies geht aus einer Aus­
wertung der Daten der Beschäfti­
gungsstatistik der Bundesanstalt 
für Arbeit durch das BIBB her­
vor. 
An dieser Entwicklung sind die 
männlichen Abiturienten in 
besonderem Maße beteiligt, 
deren Zahl von rd. 72.000 (mit 
Berufsausbildung) auf rund 
133.000 stieg, während die ohne 
�erufsausbildung von ca. 
11 1.000 auf 93.000 abnahmen. 
Dagegen wuchs die Zahl der Abi­
turientinnen in beiden Gruppen,' 

von rd. 52.000 (mit Berufsausbil­
dung) auf rd. 89.000 und von rd. 
63.000 (ohne Berufsausbildung) 
auf rund 75.000. DieZunahme ist 
allerdings deutlich geringer als 
bei ihren männlichen Kollegen. 

Erwartungsgemäß sind Abitu­
rienten in den Dienstleistungsbe­
rufen am stärksten vertreten. 
Innerhalb dieser Berufe dominie­
ren Organisations-, Verwaltungs­
und Büroberufe vor den Dienst­
leistungskaufleuten und zugehö­
rigen Berufen. Aber auch in den 
technischen Berufen liegt der 
Anteil über dem der Beschäftig­
ten insgesamt. In den Fertigungs­
berufen sind sie dagegen deutlich 
unterrepräsentiert. 

Fernunterricht hat eigenes 
Publikum 
Entgegen der landJäufigenAnsicht wird Fernunterricht von Weiterbil­
dungsinteressenten nicht als .,zweitbeste" Möglichkeit ertragen, son­
dern bewußt als die geeigneteFormderWeiterbildungin der aktuellen 
Lebens- und Berufssituation gewählt. 

Wie eine Auswertung der Daten 
zur regionalen Herkunft und zur 
Kurswahl von ca. 25.000 Fernun­
terrichtsteilnehmern ergab, kom­
men die Teilnehmer überwie­
gend aus Regionen, in denen ein 
hinreichend breitgefächertes 
Angebot anderer Weiterbil­
dungsmäglichkeiten ist. Daß den­
noch die Alternative Fernunter­
richt gewählt wird, liegt vor allem 
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daran, daß sich diese Form der 
Weiterbildung am ehesten mit 
den Verpflichtungen in Beruf, 
Familie und Freundeskreis ver­
einbaren läßt. 

Diese Feststellung hat unmittel­
bare Folgen für die inhaltliche 
Gestaltung der Fernkurseund für 
die Organisation ihrer Durchfüh­
rung. Fernlehrgänge müssen so 

organisiert sein, daß sie sich den 
Lebens- und Berufssituationen 
derTeilnehmer flexibel anpassen 
lassen. Insbesondere sollten 
Lernzeiten nicht durch einen 
fixen Studienplan vorgegeben 
werden. Ebenso muß der Umfang 
von Direktunterrichtsphasen 
wie Kollegtagen, Wochenendse­
minaren oder Sommerkursen auf 
ein didaktisch begründetes Mini­
mum begrenzt bleiben. 

Die Ergebnisse der Befragung 
sind detailliert dargestellt in 
Heft 9 der Reihe Informationen 
zum Fernunterricht: ,,Bildungs­
entscheidung und Lernverhalten 
von Fernunterrichtsteilneh­
mern" und beim BIBB gegen 
eine Schutzgebühr von 10,- DM 
erhältlich. 
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In der Kaufmännischen Berufsausbildung 

Vermittlung von P:DV-Grund­
kenntnissen unverzichtbar 
Als geeigneter Ort für die VermittlungvonEDV -Grundkenntnissen in 
der Erstausbildung wurde von den Betrieben am häufigsten die 
Berufsschule genannt (72 %). Dies geht aus einerBefragungvon über 
3.000 Betrieben durch das Bundesinstitut für Berufsbildung hervor. 
Der Arbeitsplatz wurde von 24 Ufo, der betriebliche Zusatzunterricht 
dagegen nur von 8 % der Betriebe als geeigneter Lernort angesehen. 
Jeweils 10 % der Betriebe waren der Meinung, daßEDV -Grundkennt­
nisse in der innerbetrieblichen Weiterbildung bzw. der außer­
betrieblichen Weiterbildung vermittelt werden sollen. Nach der Auf­
fassung von 9 % der Betriebe sollen EDV -Grundkenntnisse bereits in 
den allgemeinbildenden Schulen vermittelt werden. Ein großer Teil 
der Betriebe sah nicht nur einen Lernort, sondern die Kombination 
mehrerer Lernorte als für die Vermittlung von EDV-Grundkenntnis­
sen geeignet an. 

Berufsschule Arbeitsplatz Inner- Außer-

Geeigneter Ort 
für die Vermittlung 

von EDV­
Grundkenntnissen 

- in % -

betrIebliche betriebliche 
Allgemein­

bildende 
Schulen 

Belrieblicher 
,""",­

unterricht 'Weiterbildung 

Die Befragung. des BIBB hatte 
dasZiel, einen Uberblick über die 
gegenwärtige Verbreitung der 
elektronischen Daten-und Text­
verarbeitung und dieAuswirkun­
gen der neuen Technologien auf 
die Struktur des kaufmännischen 
Personals und die betriebliche 
Ausbildung zu gewinnen. Dabei 
zeigte sich, daß von den befragten 
Betrieben 1981 knapp die Hälfte 
(47 %) Geräte der elektroni­
schen Da��nverarbeitung ein­
setzte. Uberdurchschnittlich 
häufig setzen die EDV Kredit­
institute und Versicherungen ein. 
Der Anteil der Betriebe, die EDV­
Geräte einsetzen, nimmt mit der 
Betriebsgröße rasch zu. 
Auch in den kommenden 5 Jah­
ren wird noch ein erheblicher 
Teil der Betriebe keine EDV -und 
Textverarbeitungsgeräte einset­
zen. G enau die Hälfte aller 
Nichtanwender der EDV, sowie 
58% der Nichtanwender der 
Textverarbeitungstechnik plant 
auch in denkommenden5 Jahren 
nicht, erstmals entsprechende 
Geräte einzusetzen. Realisieren 
die Betriebe ihre Planung, so wer­
den 1986 57 % der Betriebe im 
IHK-Bereich EDV-Geräte und 
24 % Textverarbeitungsgeräte 
einsetzen. 
Die vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung jetzt vorgelegte 
Studie "Informationstechnik in 
Büro und Verwaltung 11" von 
Uwe Grünewald und Richard 
Koch enthält Aussagen über die 
Verbreitung und Anwendung 
von Geräten der elektronischen 
Datenverarbeitung sowie von 
Textverarbeitungsgeräten,Anga­
ben über die personellenAuswir­
kungen des Einsatzes von EDV­
und Textverarbeitungsgeräten 
sowie weitere Aussagen über die 
Auswirkung des EDV -Einsatzes 
auf die kaufmännische Berufs­
ausbildung. Sie ist beim Bundes­
institut für Berufsbildung, Refe­
rat Presse- und Veröffent­
lichungswesen, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 31, gegen eine 
Schutzgebühr von lO,-DM zu 
beziehen. 

7/2 



, 
thmna: bmndsbildung 

Teilnahme an Bildungsmaß­
nahmen förderungsabhängig 
Die Förderung der beruflichen 
Bildungsmaßnahmen der Bun­
desanstalt für Arbeit wird stark 
von der Haushaltslage des Bun­
des beeinflußt. Dies zeigt die Ent­
wicklung der Eintritte in solche 
Maßnahmen in den letzten Jah­
ren. Durch die Reduzierung der 
Förderung aufgrund des Haus­
haltsstrukturgesetzes von 1975/ 
76 kam es zu einem drastischen 
Rückgang der Eintritte in beruf­
liche Bildungsrnaßnahmen. Die 
neuerlichen Einschränkungen 
der Förderung durch das Arbeits-

förderungs-Konsolidierungs­
gesetz von 1981/82 haben dage­
gen bisher nur zu einem ver­
gleichsweise geringen Rückgang 
der Eintritte in berufliche Bil­
dungsmaßnahmen geführt. 
Dabei ist jedoch zu berücksichti­
gen, daß sich gegenüber 1975176 
der primär für Bildungsmaßnah­
men in Frage kommende Perso­
nenkreis der Arbeitslosen erheb­
lich erweitert hat. Dieser Arbeits­
marktsituation entsprechend 
verlagert sich die Förderung auf 
die Zielgruppe der Arbeitslosen. 

. Eintritte in berufliche Bildungsmaßnahmen seit 1971' 

8/3 

1 )  nach Art der Maßnahme 
2) nach Art der Meldung beim Arbeitsamt vor Beginn 

der Maßnahme - ;"T_", -
h::::::::'A Einarbeitung 

_ Umschulung 

_ Fortbildung-

Berufs-
. vorbereitung 

Für vit}le J ugendUcbe, �ie in der _ 
Scbulenicht das n"ötige RUstzeug für 
eine unmittelbar anschließende 
Berufsautbildung erhalten haben 

. und sozial benecbteillste Jugend- . 
liehe haben sieh berufsvorberei­
lende Maßnahmen bewährt 
Die. ist das Fazit einet Berichts über 

, 8 MocleUversuehe zur Berut'svofbe.. 
/ reitung, den das: BQndesinstitut für 

Berufsbildung jeUt vorgelegt hat. 
Die Modellverwche wurden mit 

- Mitteln �e$BunfksministeJ.s für SiJ"}1 
o dung ußd WiuetisCbBft u-nterstütt( ;­

und vom Bundesinstitut ftlr Beruf ... 
bildung betreut. 
AI. _ ... fördwrIiclI ......tosen . 
sich U. L 
- eineenlOinhoillicbeAbstimmulllI 

zwischen Beruflvorbereitunaund 
-austiihlung . 

- eil;l differenzienes Aufnabmever-
fahren für die tatalichliche Ziel­
gru� . 

. 
einill�xible Äwsbildungsplanung"-: 
für dieTeilnehmerschaft 

- die Einbeziehung von Betrieben 
in F� von Betriebspraktika 

- eine möglichst ln den berufsvor� 
bereitendenMaBnahmenangesie­
deite fachtheoretische U nterwei­
sung;-

Der Sammelband ,.Berufsvorberei­
tende Maßnahmen für benachtei­
ligte Jugendliche, Praxisberichte aus 
Modellversuchen4 enthält Berichte 
über solche betufsvorbereitenden 
Maßnahmen und Erfahrungen mit 
deren Abiolvente:ll in der Berufsaus-
bildunt ' '.; 
Aus einem MOdellversuch wird 
berichtet, wie unter maßgeblicher 
Beteiligung der betroffenen JU8end� 
lichen eine berufsvorbereitende 
Maßnahme in eine Berufsausbil­
dung im Ausbildungsverbund ilber­
geführt werden konnte. <''''''�� < 
Der Sammelband ist als H'eff12 der 
Reihe Modellversuche zur berufli­
chen Bildung erschienen und gegen 
eine SgnutzgebüJu von 15,- DM 
beim Referat Pre$1le- und Veröffent� 
lichungswesen des Bundesinstituts 
für Berufsbildung, FebrbeUiner 
Platz 3, 1000 Berlin :51, zu beziehen. 
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Fortsetzung von Übersicht 1 

Beruhfeld 

(noch Nieder­
lachiin) 
III Elektrotechnik 

N 8autechnik 

V Holztechnik 

vm: Drucktoschnik 

IX Farbtechnik u. 
Raumgestaltung 

XI Körperpflege 

XIII A�rarwirtschafl 

Nordrhein. 
Westfalen 
IWiruchaft und 

Verwaltung 

XIll Agrarwirtschaft 

Rheinland·Pfalz 
I Wirtschaft und 

Verwaltung 

II MetilllteclHlik 

m Elektrotechnik 

IV 8autechnik 

V Holltechnik 

VII Chemie. Phvsik 
und BiolOgie 

Form 

, 

Region 

Lkr. Holzminden 

lanoooweit, ausgenommen 
ehem. Lkr. WellElrrniinde 

Lkrse Celle, Verden; 
Lkrse EmsJ8nd, Grafschaft 
Bentheim 

Lkl"Sl! Gifhorn. Göttingen, 
Goslar, Helmstedt. Nort­
heim, Dsterode, Pe,,,,,; 
5toot Wolftburg. 
Lkrse Diepholz, Nienburg 
(Weser). 
Lkr.Ouerholz. 
LkrSi Auricll, Leer, 
Wittmund; Stadt Emden 
Lkrse Hameln.f'yrmont, 
Hannover 

Lkr. Hildesh.im 
Lkrse Celle, LLichow­
Dannenberg, Liineburg, 
Soltau-FaUingbostel, 
Uelzen 

Lkr. CIUe 

Lkr. Diepholz; 
lkr. Uelzen: 
Lkr. Grafschaft Bentheim 

Lkr. Nienburg (Weserl: 
Lkr. Harburg 

landesw.it 

s , I�nd"weit 

s landesweit 

k 

k 

k 

k 

lande.weit 

Region Pfalz 

AusbildungSbetriebe 
BASF und Pf,lz·Werke 

landes .... it 

Innungsblreiche der be· 
rufsbildenden Schulen 
Bad Kreuznach, Bad 
Bargzabern, Germersheim. 
Ingelhlim, Pirmasens, 
Rocker.hausen, Worms, 
Gerojst.in 

Ausbildungsbeuieb BA5F 

Zeitpunkt 

1982/83 

1978/79 

1979f80 

1981182 

1982f83 

1979f80 

1979f8O 

1 981 f82 

1982/83 

1979f80 

1979f80 

1977178 

1979f8O 

1977178 

1978179 

1979f80 

1981f82 

1978179 

KlassenfSchiiler 
1981/1982 

Eingnlllzungen 

267 

20 

39 

7 

5 

7 

167 

k. A, 

73 J) 

k.A. 

9 'I 

60 
1 5 6) 

, 'I 

'" 

91 6 

67 

' " 

4368 

1330 

H'>O 

O\Jr Dienstleistungs­
fachkraft im Post­
betrieb 

220ls) nur Diemrtleistungs· 
fachkraft im PoSt­
betrieb 

1168 industrielle Berufe 

I 
258 indultrielle 8erufe 

'508 

333 

'" 

Grundl� 

15. VD . .  (w. o.) 
Vom 8.11.1981. Nds. GVBI 
5. 328 

3. VO . .  (w. o.! 
Vom 3.11.1977. Nd •. GV81 
S.591 

5. VO . .  (w.o.) 
Vom 24.3.1979. Nds. GV81 
5 . 1 0 1  

1 1 .  V O  . .  (w. 0.1 
Vom 8.12.1980. Ndl. GVBI 
5.478 

13. VO . .  (w. o.! 
Vom 8.11.1981. Nds. GVBI 
5,327 

6. va . .  (w. 0.) 
Vom 24.3.1979. Nds. GVBI 
S . 1 0 1  

5. V O  . .  (w. 0.1 
Vom 24.3.1979. Nd •. GVBI 
S . 1 0 1  

12.  va . .  (w. 0.) 
Vom 8.12.1980. Ndl. GV81 
S. 478 

14. VQ · • •  (w. 0.) 
Vom 8.11.1981, Nds. GVBI 
S.328 

4. VO . .  (w. 0.( 
Vom 13.9.1978. Nd •. GVBI 

· S. 663 

Runderlaß des Kultusministers 
�om 22.3.1979·II B 4.36·1 1  f2 
Nt. 784179 

VQ über das Beruhgrundschul­
jahr im Berufsfeld Landwirt. 
schaft. Vom 16.3.1977. GVBI 
S. l 54 

k. A. 

V.retnb ..... ung mit dem Ver. 
band der Pfjijzischen Metal l· 
indultriee.V. 

k. A 

k.A. 

k.A. 

k.A. 
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Fortsetzung von Übersicht 1 

Berufsfeld Form Region Zeitpunkt 
Klassen/Schüler 

Eingrenzungen Grundlage 1981/1982 

)noch Rhltinlancl-
Pf<llz) 

VIII Drucktechnik , Aegion Rheinhenen 1974/75 , 51 - Vereinbarung mit dem Bezirks-
verband Druck I.V., Malm:, 
des Bundesverballdes der 
DruCkindultri, 

Xll Ernährung und , Iindel_il 1981/82 k. A. nur Hauswinsch�fterl k.A. 
Hau$Wirhch�ft Hauswirtschaft.,in 

Saarland 

I Wirtschaft und , landasw.it 1979/80 k.A. 58(1) nur Dienstleinungs- 3. BGJ-VQ. Vom 3.9.1919. 
Verwaltung fachkraft im Polt- ABI S. 791 . 

betrieb 
, landesweit 1980/81 477) 1304 Schwerpunkt B. Büro- 4. BGJ-VO. Vom 15.1 .1980. 

wirtschaft und kauf- ABI S. :234 
männische V.rwaltung 

m Elektrotechnik , lindesweit 1982/83 - - industri�le Berufl 7. BGJ-VO. Vom 5.3.1982. 
ABI S. 281 

IV Bautochnik , landesweit 1980/81 18 <61 Ausbildunglberufl der 6. BGJ-VO. Vom 21.6.1981. 
Stufenausbildung In der ABI.S.369 
Bauwirtschaft 

VII Chemil, Physik , landlsw.it 1979/80 , " - 2. BGJ-VO. Vom 2.5.1979. 
und Biologil ABI 5. 504 

XII Ernährung und · , landeS_i! 1981/82 , '''' nur Hauswirtschafterl 5. BGJ-VO. Vom 29.3.1981. 
Hauswiruchilft Hauswirtschafterin ABI S. 246 

ScIlI ..... ig-Hols�in 

I Wirtschaft und , J�nd_it 1979/80 1 3  3088) nur DiellStleistu "'9" Verwaltungsanweisung 
Verwaltung fachkraft im Post-

betrieb 
II MIIt�ltechnik , Kiel, Lublck 1979/80 1 3  ,se ausgewählt. Verwaltun!f$anwei�ung nach 

Großbetriebe Absprache mit den sich 
beteiligenden Betrieben 

IV Baut.ehnik , landesweit (ab) 1979/80 60 1356 Auabildunysberufe der Verwaltungsanweisung 
5tufenausbildung in d.r 
Sauwirtschaft 

V HoIztlchnik , Ostholnl,n, HUlum, (abi 1979/80 1 0  '30 TischlerlTischlerin Genehmigung im Einzelfall 
LÜblck, Flensburg und verwandte B.ruf. 

XII Ernährung und , land.sw.it k. A. " '" nur Hauswirtschafterl Entscheidung der lustiindigen 
Hauswirtschaft Hauswirtschafterill Stelle nach BBiG 

Allm.rkungen 
1) Auch Klassen und SchUler des freivvilligen BGJ Wirtschaft und Verwaltung im Schwerpunkt A, Absatzwirtscheft und Kundenberatung enthalten. 

2) Aus der GeSllmtzahl de� kooperativen BGJ in d"'sem Berufsfeld errechnet, unter dir Annahme, daß es nur für den AUlbildungsberuf Gleisbeuer und nur 
im Rlgierung;btzirk Unterfranken Klassen der kooperativen Form gibt. 

3) Die Zahlen enthalten ""eh Schüler mit Fachober$Chulreife, für die der B'such des BGJ Agrarwirtsehaft nlcht obligatorisch ist. 
4) Angaben für den ganzen Regierungsbezirk Rheinhe_n-Pfalz. 

51 Angaben für den ganzen Regierungsbezirk Rheinhessen-Pfalz; vom Verfasser e,n!iJl!S"tzt unter der Annahme, daß nur die genannten Betriebe diese Klas· 
sen dH kooperativen BGJ stellen. 

61 Gesamtr:ahl aller Kla ..... n in diesem Berufsfeld; vom Verfasser e,ngeSltrt unter der Annahm •• dill es Klassen aullerhalb der Absprachl mit d.n genannten 
Innungen nicht gibt. 

7) Die Zahlen werden euch für das BeruWeld inllgesamt genannt, sie Inthalten daher wrmutlich auch diejenigen der Dienstl.istung.fachkräfte im Post· 
betrieb. 

8) Die Zahlen enthalten vermutlich alle Klassen und Schiiler des Schwerpunktes A, Absatzwirtschaft und Kundenberatung, denn im Ausbildungsberuf 
Dienstleiltungsfachkraft im POl1betrieb allein gab es im Jahr 1981 nur 145 Aunubildende im 2. AUlbildungsjahr. 

Z.ich .... rkliirung und Abkürzung.n 

(si Zahlen geschätzt 
k. A. keine Angaben 
ABI Amtsblatt 
GVel Gesetz- und V.,.ordnungsblatt 

KM 
va 
BBiG 

Kultusm,niste, 
Verordnung 
Berufsbildung�Htz 



BWP 3/83 B. Schmidt-Hackenberg; Der Ausb�u des verbindlichen Berufsgrundbildungsjahres 89 

Übersicht 2: Planungen 

Barufsfilld Form Region Zeitpunkt Ej�ll!nlung�n Grundlage 

B�vern 

Il Met�lItechnik k Rag" Slz'a aberbav�rn, 1984/85 industrielle Berufe 12. va zur Einführung der 
Niederbavern, Schwaben blrufl. Grundbilduny in 
mit Ausnahme d. Bereichs BaVern. Vom lB.l1.1981. 
d. Beruhschule Liodau. GVBI S. 507 
Reg.-Bez'. Oberpfalz, 1985/B6 

aberfranken, Minelfran-
ken, Unterfranken 

III Elektrotechnik k Reg.·BEtz'e abarbavarn, 1985/B6 industrillill Berufe l ' . Va . .  (w.o.l 
Niederbavarn, Schwaben Vom 16.11.1981. GVBI 

S. 507 

Reg.-Bez'e Qberpfalz, 1984/85 
abarfranken, Mittllfran-
kom, UntEtrfranken 

XII Ernährung ufld • Rlg.-Bllz. UnterfrankIIn 198J/S4 Schwerpunkt A, Gast- S. va • .  (w. 0.) 
Hauswirtschnft gewertM und Haus- Vom 10.11.1979. GVBI 

Reg.-Bez'e Oberbavern, 1984/85 ... irtschaft (�t· S.397 
NiederbaYEtrn, Obarpfalz, gewerbliche Berufe) 
abEtrfrankln, Mittel-
frankEtn 

• 'I landesweit 1984/85 nur Hauswirtochafter/ 9. va . .  (w. 0.) 
Hau5Wirtschafterin Vom 21.4.1981. GVBI S. 132 

XIII AgrarW>rtschaft • Reg.-Bez. Oberbavern 1985/86 - 10. va zur • .  (wie oben) 
Vom 29.5.1981. GVBI S. 201 

Nilldersachsen 

I WirtllChaft und • Lkrse Aurich, Wittmund: 1983f84 - 16. va zur Einführung des 
Verwaltung Stadt Emden BGJ. Vom4.J.1983. 

Nds. GVBI S. 65 

Ir Metalltecnnik • Lkr. Schaumburg 1983/S4 - 17.Va . .  (w.o.) 
Vom 4.3.1983. Nde. GVBI 
S.65 

Anmerkung 

') In kooperativer Form, "wenn dar Beruf des Hauswirtschafters/der Hauswirtschaftarin im Rahmen eines AusbildungsverhältniS$8s in anerkenntin Ein­
richtungen des Bayerischen Jugendwerks bei gleichzlitigem Besuch liner prlvatln Berufsschule angestrebt wird" (§ 2 Satz 2 der Verordnung). 

Übersicht 3: Verbindliches BGJ und BGJ insgesamt, 
Schuljahr 1981/82 

"'" Teilnehmer am 9G' 
v.rbil\dlichen BGJ in�"",,mt 

Baden- '" 5 "" 
Württemberg 

BaYlrn 9 638 1 3 598 

Berlin '94 2 """ 

8remen m '" 
Hamburg ,,, 2 332 
Hessen 2 417 1 0 476 

Ni.dersachs.n 20 036 �) 26 817 
Nordrhein- 2970 14 085 
Westfalen 

Rhlinland- 3 639 ",. 
Pfalz 

Saarland 203> 4 Oll' 
Schleswig- 269' 3 629 
Holstein 

Bundesgebiet 45427 92731 

auelle: BIBB - Befmgung 

I 
I 

�) In der Statistik der berufsbildenden Schulen in Niedlnachsen (Nied .... -
$ä<.:hsillCher Kultusminister , 1982, S. 21, Tab. 3.3.21. Stand Schuljahr 
1981/82, werden nur 19 557 Schüler in Klassen des verbindlichen 
BGJ ausgewiesen; dort werden diejenigen für Dienstleistungsfach­
kräfte im Postbetrieb nicht mitgezählt. 

Anmerkungen 
[I]  Bundesinstitut fijr Beruhbildung (Hrsg.l: Das B .... ufsgrundbildunys­

jahr im Schuljahr 19B1/82 (Fettblatt). Berlin: Bundesinstitut für 
Berufsbildung 1982. (Auf Anfrage beim PreSSllfifarat kostenlos 
erhältlich). 

[21 Dill Bezeichnung triff, streng genommen nur das verbindliche 
schulische BGJ. 

[3] Quelle, s. Anmerkung 1 .  

(-4] Neuordnung des früheren Au$bildungsberufs Postjungbote. 

15] Stati$tische$ 8undesamt (Hrsg.l: Berufliche Bildung 1981. Fachserie 
1 1 ,  Bildung und Kultur. Mainz: Kohlhammer 1982. Tab. 4, S. 90. 

[6] Fehlende Angaben bei dem BGJ WirtlIChaft und Verweitung für den 
AU$bildunQsberuf Dianstillistungsfachkraft im Postbetrieb wurden 
durch Schötzwerte ersetzt ufld mit (s) gekennzeich""t. E. handelt 
elch jeweils um die Zahl der Auszubildenden 1981 im 2. Ausbil­
dun90i�hr. Wie da. Stftti.tische Bundesamt au .... 'itt, bestanden 1981 
keine Ausblldung.""rhältniSSll im 1. Autbildungsiahr (ebenda S. 86). 
Die Zahl der Berufsgrundschiiler dürfte also etwa 10 gr06 sein, wie 
die Zahl der Auszubildenden im 2. AUiibildun9sjahr, In dlren Stelle 
die BGJ-Absolventen treten werden. 

• • • • • 

"S�:\L;;;'\�:rfX:'\,')i,:ii- ':- ;.\;fi", J::i.'i.' <\:�' , '>iW', 

EJnijt".II�te uW.tumm"..·zui:� 
'badtI,�" f""mdeft Sie.wf ,CI';;�� . d ; "i:1 .: y�:; ' ';':�� '::�c . . ;i,j> '>;}': (i(;�\ ; : :;':;" ;' �G .' %;': (,,, 
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liehe Bildungspolitik, Heft 7, Juli 1980, S. 224-228 
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APEL, H.: Berufsgrundbildungsjahr. Anspruch und Realität der Berufsbildungsreform in .Niedersachsen. In:  GOINerkschaft· 
liehe Bildungspolitik, Heft 7, Juli 1980, S. 228-231 
GREINERT, W.-D. und JUNGK, D. (Hrsg.): Berufliche Grundbildung. Erfahrungen bei der Gestaltung des Berufsgrundbildungs· : 
jahres in Niedersachsen. Frankfurt/New York: Campus 1 982 (Theorie und Praxis beruflicher Bildung, Bd. 8) 
WIEMANN, G.: Berufliche Bildung in Niedersachsen. In: Die berufsb ildende Schule, 29. Jg. (1977), Heft 4, S. 210-217 

5 Verbindliches BGJ Agrarwirtschaft 

BÜSCHER, K. und PEPERHQVE, J.: Berufsgrundschuljahr Agrarwirtschaft in NordrheinWestfalen. Ergebnisse der wissen· 
schaftlichen Begleituntersuchung des landesimtitutes für Landwirtschaftspädagogik, Bonn. Abschlußbericht. Bonn: landes· 
institut für Landwirtschaftspädagogik 1981. - Darüber ein Kurzbericht: Schmidt·Hackenberg, Brigitte: Wissenschaftliche 
Begleituntersuchlmg des landesinstituts für landwirtschaftspädagogik, Bonn, zum Berufsgrundschuljahr Agrarwirtschaft in 
Nordrhein·Westhlen. In: Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, 12. Jg. (1983), Heft 1, S. 38-40 
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Zu den BeSOnderheiten des verbindlichen im Unterschied zu einlm freiwilligen BGJ und zu einteinen Einführungsvorhaben gibt es eine Reihe teil. 
älterer teils aktuell .. Veröffentlichungen. 

Oie Gruppen, zu denen die Veröffentlichungen zUs;.lmmengestelit wurdtln, iberschneidln lich tlilweise. Blricht. und Stellungnahmen 2Um verbind· 
lichen BGJ in Nilldel'$llchsen haben außerdem die betroffenen Kamm..-n In ihren MitteilungsbläUlrn veröffentlicht, 10 vor allem dil lndustrie· und 
HandelSkammer ar�un5Chweig in "Mineilun99n tur Beruhbildung" und die Industrie· und Handelskammer Hannover·HildllSheim in "Berufsbildung 
Informationsdienst".  

Eine UteratuTÜbe .. icl1t ist beim Referat Prasse· und V..-öfflntlichungswesen des BIBB zU beziehen. 

,,",","'" 
der zuständigen 
Stellen 

Die nebenstehende Darstellung gibt einen Überblick über die 
Aufgaben der "zuständigen Stellen". 
Sie ist der Rückseite eines Posters des Bundesinstituts für Berufs· 
bildung zur "Berufsausbildung in Betrieb und Schule (Duales 
System)" entnommen. 
Dieses Poster kann gegen eine Schutzgebühr von DM 1 ,50 beim 
Referat Presse· und Veröffentlichungswesen des Bundesinstituts 
für Berufsbildung bezogen werden. 
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Helga Ostender! 

Erschließung 

gewerblich/technischer Ausbildungsberufe für M ädchen: 

Welche Bedeutung hat die subjektive Situation der weiblichen 

Auszubildenden für das Modellversuchsprogramm? 

Ziel des ModellYersuehsprogramms des Bundes ist, ,,an p!'"ak­
tischen Beispielen aufzuzeigen, daß eine wesentlich größere Zahl 
lIon bisher fast ausschließlich mit Männern besetzten Berufen 
auch für Frauen geeignet ist" [ 1 ]. Schwerpunkte d8r wissenschaft· 
lichen Be!ileituntersuchungen sind die Berufswahl von Mädchen, 
die Berenschaft von Betrieben, Mädchen auszubiklen und die 
Leistungsfähigkeit von Mädchen Nw. Frauen in Ausbildung 
und Berufstätigkeit. Daneben bilden die Anforderungen, die in 
Ausbildung und Beruhtätigkeit unter gegebenen Bedingungen 
an die Mädchen/Frauen gestellt werden, einen wichtigen Bereich 
der Untersuchungen {2J. Hier spielen auch die rechtlichen Rah­
menbedingungen, die Frage, inwieweit bestehende Arbeits­
schutzbestimmungen Üb&r'haupt R�levanz haben f� die Ausbil­
dung und Besch.ättigung von Frauen in gewerblich/technischen 
Berufen, mit hinein. ZlI'" Fragestellung, inwieweit Frauen den 
durch die Betriebe gesetzten Anforderungtn geniigen, gehört 
neben "technischen" Aspekten wie Körperkraft, durch dl!fl 
Körperbau bedillQten BewegungsriJdius usw. aber auch die 
Frage nach der Vereinbarkeit von weiblicher Identität und 
gewerblich/technischer Berufsausbildung bzw. Berufnätigkeit. 
Es in davon �uszugehen, daß Mädchen aufgrund ihrer Soziali· 
satien andere Verhaltensweisen und Dispositionen entwickeln 
,I, Jungen. Ote LebeMpetSpektilie von Mädd.eo beinhaltet 
immer auch die Verantwortlichkeit fiir Kinder, Familie und 
Haushalt. Oie Bl1fufsausbildung und c:IeI" Wunsch nach 5pätl1fl1f 
8&rufstätigkeit steht neben der Familienorientierung. Sie gehen 
häufig davon aus, daß sie später höchstens "mitarbeiten" 
können, wenn Haushalt und Familie es zulassen lmd nicht beein­
trächtigt werden. Auch stark berufsmotivierte Mädchen der 
Modellversuche stre!)on ein Dreiphasenmodell und/oder Tellzeit­
�rbeit an. Ein Konzept, cbß in Anbetracht de-s Versorgungs· 
grades mit Kindergärten usw. in de.- Bundesrepublik als einzige 
Möglichkeit erscheint. Für Jungen dagegen Ist eine spätera 
lebenslange Berufnitigkeit selbstverständlich. Damit erhält ilud1 
die Qualität des AusbIldungsberuh, seine Verwertungschancen, 
die Aufstiegsmöglichkeiten usw. für Jungen einen ganz anderen 
Stellenwert als für Mädchen. Oie "mangelhafte" Berufsorientie· 
rung von Mädchen, die geringere Verdienst· und Aufstiegsarien· 
tierung ist nicht einfach als Ausdruck eines mangelnden Willens 
oder von spezifisch weiblichen Charakte.-eigeMChaften zu 00-
!iI",ifl!!n, sondern als Ref1 ... " und Reaktion auf an Mädchen und 
Frauen gestellte Erwartungen [3]. 
EiOl! dauerhafte Er5Chließung gewerbliC:h/ted1nischer Fach­
arbeiterberufe e.-fordert jedoch, wollen die Frauen gleichbe­
rechtigt neben ihre männlichen Kollegen treun, eine mit der der 
Miinner vergleichbare Berufsorientierung. Die Berufsorientierung 
als Gegenpol zur Famil iMOrientierung, der Inhalt und die Inten· 
sität der Identifikation mit der Beruhrolle, erfolgt in einem 
PTozeß, der auch mit der Aufnahme der Au5bildung nicht abge­
schlossen ist. Oie Ausprägung der Berufsorientierung wiedi!rum 
ist vor allem abhängig von: 

der Bewältigung der fachlichen und sozialen Anforderungen, 
den Reaktionen des betrieblichen und außerbetrieblichen 
sozialen Umfeldes auf die Ausbildung in einem fiX Frauen 
untypischen Beruf 

- und der Veuinbarkeit der beruflichen und filtlliliären Anfor-
derungen [4J. 

Oie Frag8, ob berufliche und private Ltbensperspektiven der 
weiblichen Auszubildenden miteinander In Einklang zu bringen 
sind, ist eine entscheidende Bedingung für die Erschließung 91· 
werblichJteclmischer AUsbildungsberufefiX Frauen. Wesentliches 
Moment ist hierbei. neben den •• tedlniJChen" Problemen der 
Bewälti�ung der Hausarbeit und der Klndervenorgung, ob die 
Frauen für sich eine Rollendefinition finden, in der sich die 
Familien- und die Beruhorientierung vereinbaren läßt. 

"Geht man davon aus, daß mit der Erschließung gewerblich! 
technischer Berufe für Frauen nieht automatisch die diesen Be· 
rufen ent�echenden, 'Ion Männern geprägten, Verhaltef\So 
muster verändert sind oder gar die geschkchtsspezifische Arbeits­
teilung zwischen Beruf und H�u�lt aufgehoben ist, dann kon­
stituiert der Beruhwahlprozeß vun Frauen im gewert>lichftech­
nischen Bereich ein doppeltes Konfliktfeld: sie mi:iuen nid-lt nur 
eine Beruh-, sondern gleichzeitig eine (neue) GeschJecht.,.ollen­
identität finden" [6]. 
An die Frauen werden doppelte Rollenerwartungen heraogo­
tragen: einmal die der klassischen Frauenrolle der Anpassung, 
Unterwerfung, Zurückhalturlg (61 und zum Zweiten die durch 
die Modellversuche an die Frauetl herarQ8tragene Erwartung der 
Bewährung in bisher ausschließlich mit Mannern besetzten 
Berufen. Der perfQnalen Identität, dem SelbstblId [7] stehen in 
der Form dieser sich widersprechenden Rollenerwartungen zwei 
Fremdbilder gegenüber. 

Gelingt es den jungen Frauen nicht, ltT (altersbedingt noch 
unfertiges !) Selbstbild mit diesen zwei Fremdbildern auszu­
balancieren. ist die Gefahr $ehr groß, daß die Ausbildung, zu· 
mindest beim Angebot eion Ausbildungsplatzes in einem 
Frauen traditionell zugewiesenen Berutsbereich, abgebrochen 
wird oder daß die Frau sich in Haushalt und Familie zuriick· 
zieht. 
Haben Selbstbild und Fremdbild eine hohe Affinität auf der 
Ebene der typischen Frauenrolle. ist es ebenfalls watTschein­
lieh, daß die Frauen sich in ftauentypische Berufe bzw. in 
Haushalt und Familie zurückziehen oder aber sie können sich 
im Beruf nicht durchsetzen. O<tß heißt, Ste wa-den in der 
Ausbildung mit bestimmten, zumeist schmutzigl'ln und 
schweren Arbeiten "verschont" und sind dann letztlich nicht 
universell einsetzbar. Sie laufen Gefahr, nach der Ausbildung 
nicht übernommen zu werden oder man (!) schafft ihnen Ar­
beitsplätze auBerhalb der eigentlichen Einsatzbereiche von 
Facharbeitern: in technischen Büros, 81s Planungssachbeir­
beiterinnen usw. H�er haben sie oftmals keine Aufstiegs· 
chancen und außerdem bleibt dadurch das Afbeitsplatzange­
bot fiir Frauen begrenzt. 
Ist das 5elbstblld der Frauen jedoch eher abweict1end vom 
traditionellen Rollenbild, ist es wahrscheinlicher, daß eine 
Bala� von porltmaler Identität und den vom "Männerberuf" 
gesetzten Anforderungen gelingt. Konflikte mit der 2. Ebene 
der sozialen Identität, der traditionellen Fr�uenrolle, sind 
wahrscheinlich. 
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Das Selbstbild ist dabei aber nicht als fix, sondern als sozial 
produziert und in der Entwicklung begriffen, zu betrachten,..Db 
die Balance zwischen der personalen und der sozialen Identität 
(im Gegensatz zur Übernahme einer .,zugewiesenen Identität") 
gelingt, ist somit entscheidend abhängig von dem betrieblichen 
und außerbetriebJichen sozialen Umfeld. • 

Die Aufnahme einer gewerblichltechnischen Ausbildung und 
insbesondere eirie Berufstätigkeit als Facharbeiterin stößt so­
wohl innerhalb der Betriebe als auch im sozialen Umfeld teil­
weise auf Ablehnung. In Hamburg wurde erhoben, daß bei nur 
8 Prozent der befragten Auszubildenden zum Friseurberuf das 
soziale Umfeld den Beruf als für diese Mädchen nicht geeignet 
ansieht, bei den Mädchen in gewerbl ich/technischen AusbiI· 
dungsberufen sind es nach Aussagen der Betroffenen 40 Prozent 
[8]. 
Auch innerhalb der Betriebe haben die jungen Frauen teilweise 
mit Ablehnung ihrer neuen Rolle als Frauen in gewerblich/tech· 
nischen Berufen zu kämpfen� Nicht nur hält ein Teil ihrer männ· 
lichen Mitauszubildenden die klassische ROllenverteilung: der 
Mann verdient das Geld, die Frau versorgt Haushalt und Kinder, 
für richtig, auch manche Ausbilder können sich nicht mit dem 
Ziel des Modellversuchsprogramms identifizieren [9]. Bestim· 
mendes Moment von Einsatzüberlegungen der Betriebe sind oft· 
mals weniger die durch Arbeiuschutzbestimmungen und Kraft· 
anforderungen der konkreten Arbeitsplätze gesetzten Bedin· 
gungen, sondern Überlegungen, die mit dem Rollenbild von 
Frauen zusammenhängen [10]. Hierdurch entstehen Diskri· 
minierungen, die in verschiedenen Formen auftreten können: 

Ausgrenzung von Mädchen von bestimmten Tätigkeiten, weil 
davon ausgegangen wird, daß Frauen sowieso nicht als Fach· 
arbeiterinnen arbeiten werden, eine allumfassende Ausbildung 
nicht notwendig ist; 
Ausgrenzung aufgrund von Fürsorglichkeit, da die Arbeiten 
als für Frauen nicht zumutbar,_ weil zu schmutzig und zu 
schwer erscheinen; 
Intensivere Betreuung von Mädchen und besondere HÖflich­
keit gegenüber Mädchen, worin auch ein Mangel an Zutrauen 
in die Fähigkeiten der Mädchen steckt und schließlich 
witzelndes und oft auch anzügliches Anspielen auf die Situa· 
tion der Mädchen. 

Solche Diskriminierungen werden von den Mädchen unterschied­
lich erlebt, sie brechen sich an der von der jeweilig individuellen 
Persönlichkeitsstruktur der Mädchen abhängigen Verarbeitung 
[11]. Während manche Mädchen gelassen darauf reagieren, 
manchmal auch sich zu wehren wissen, fällt es anderen offen· 
bar schwer, damit umzugehen. Da, wo solche Diskriminierungen 
die jungen Frauen kollektiv betrafen, ist es ihnen meist gelungen, 
sich dagegen zu wehren und durchzusetzen, daß sie dieselben 
Arbeiten zugeteilt bekommen wie ihre männlichen Kollegen. 
Schwieriger ist es offenbar, wenn die jungen Frauen vereinzelt 
sind. Ein Ausbilder faßte die Problematik aufgrund seiner Er· 
fahrungen einmal so zusammen: Es müssen psychisch starke 
Mädchen sein. Abiturientinnen, die aufgrund ihres Alters 

"wissen was sie wollen" und auch in verbalen Auseinanderset­
zungen stärker sind, hätten es da leichter. 
Trotz dieser hemmenden Faktoren sind die meisten Modellver· 
suchsteilnehmerinnen mit der Ausbildung und mit dem Beruf 
selbst, den sie oftmals eher zufällig ,,gewählt" haben, zufrieden. 
Ihre Fehlzeiten sind im Durchschnitt aller Modellversuche nicht 
höher als die der Jungen, etwa 80 Prozent der jungen Frauen 
würden ihren Ausbildungsberuf erneut wählen [12]. Hervorge· 
hoben wird von ihnen vor allem der Spaß am handwerklichen 
Arbeiten, das Herstellen greifbarer Produkte und auch die Dis· 
positionsfreiheit, die sie in geschlechtstypischen, dienenden 
Berufen nicht entdecken können. Offenbar führt gerade die 
Auseinandersetzung mit dem sozialen Umfeld über die Richtig· 
keit einer gewerblichltechnischen Berufswahl und die Durch· 
setzung des einmal eingeschlagenen Weges auch innerhalb des 

Betriebes zu einer verstärkten Identifikation. "Mit ihrer unkon· 
ventionellen Berufswahl, zu der sie aufgruTKl des Ausbildungs· 
platzangebots veranlaßt wurden, haben sie eine Entscheidung 
gefällt, die es nun zu verteidigen gilt" [13]. 
Untersuchungen in den Modellversuchen zeigen, daß die Modell· 
versuchsteilnehmerinnen in ihren Orientierungen von der tradi· 
tionellen Frauenrolle abweichen. Sie lehnen die Zuordnung von 
Hausarbeit und Kindererziehung allein zur Frau wesentlich stär· 
ker ab als Frauen in frauentypischen Ausbildungsberufen und 
als ihre männlichen Kollegen [1 4}. Submissives und konventio· 
nelles Verhalten ist bei ihnen deutlich weniger ausgeprägt [15]. 
Offen ist, ob diese,frauenuntypischen Orientierungen und Ver· 
haltensweisen Ausfluß der beruflichen Sozialisation in einem ge· 
werblich/technischen Ausbildungsberuf sind oder ob von vorn· 
herein ein bestimmterTyp Mädchen, diejenigen, die sich zutrauen, 
sich in einer von männlichen Umgangsformen und Verhaltens· 
weisen dominierten Situation durchzusetzen, in gewerblich/ 
technische Ausbildungsberufe geht. Die Rekrutierungspraxis der 
Modellversuche, das im Jahresverlauf eigentlich zu späte Zu· 
standekommen vieler Modellversuche und dadurch bedingt 
die Anwerbung von Mädchen, die sonst keine Chance mehr auf 
einen Ausbildungsplatz hatten, spricht eher für die These der 
Sozialisation durch die Ausbildung in dem untypischen Beruf. 
Ob die Integration von Frauen in den gewerblich/technischen 
Berufsalltag gelingt, ist somit wesentlich abhängig vom privaten 
und betrieblichen Umfeld. Vorbedingung für das Zurechtfinden 
in dem von Männern dominierten Bereich ist die Zufriedenheit 
mit der eigenen Situation. Die Modellversuche zeigen, daß auch 
junge Frauen, die die gewerblich/technische Ausbildung nur 
mangels anderer Alternativeri aufgenommen haben, im nach· 
hinein durchaus eine stabile, auf den gewerblich/technischen 
Beruf ausgerichtete Berufsorientierung entwickeln können. Die 
Schwierigkeiten, die den jungen Frauen daraus erwachsen, daß 
sie Frauen sind, müssen von diesen Frauen bewältigt werden. 
Sozialpädagogische Maßnahmen wie Wochenendseminare oder 
Gruppengespräche können eine wichtige Hilfe sein, die die jun· 
gen Frauen in die Lage versetzen, mit Schwierigkeiten umzugehen 
anstatt zu kapitulieren und sich auf die 2. Ebene, die Familien· 
orientierung, zurückzuziehen. Die Frage, ob die jungen Frauen 
für sich eine Lösung der doppelten Rollenerwartungen finden 
werden, läßt sich erst in einigen Jahren beantworten. Es bleibt 
abzuwarten, ob sie im gewerblich/technischen Berufsbereich 
bleiben oder in für sie tendenziell konfliktfreiere Berufsfelder 
bzw. Hausfrauentätigkeit ausweichen werden. 
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Gleichstellung 

beruflicher und allgemeiner Bildungsabschlüsse 

Unter Gleichstellung von Bildungsab,chlüs$l!n wird hier die bil­
dungspolitische EntJcheidung verstanden, ihrem Inhalt oder 
ihrer Organisationsform nach unterschiedlichen Bi[dungsgängen 
gleiche BerechtigUf)99n zuzuerkennen. 

Das Thema Gleichwertigkeit von Bildungsabschlüs5en wird hier 
unter folgenden Gesichtspunkten beleuchtet: 

Unter historischem Aspekt stellt sich die Frage, wie hat sich 
das Problem geschichtlich entwickelt. 

Unter inhaltlich-organisatorischem Aspekt stellt sich die Frage 
der Gleichwertigkeit beruflicher Bildungsgänge, die in unter­
schiedlichen Org8nisationriormen im nationalen und inter­
nationalen Bereich durchgefül'lrt werden. 

Die Frage der Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner 
Bildungsgänge stellt sieh I/or allem unter dem Aspekt der Be­
rechtigungen. 

Historisclle Entwicklung des Verhältnis,es 
von allgemeiner und beruflicher Bildung 

Historisch gesehen wurde das Ve:rhältnis von allgemeiner und 
beruflicher Bildung erst relativ spät zu einem Thema von gesell­
schafts- und bildungspolitischer Brisanz. Bis zum Beginn des 
18. Jahrhunderts dominierte eine ständisch geprägte Bildung 
und Erziehung, wie sie für das Mittelalter kennzeichnend war [11. -
Dabei existierten für die Angehörigen jedes Standes feste Vor· 
stellungen über ihre beruflichen Tätigkeitsbereiche und die zu 
erfü llenden Funktio.nen in der arbeitsteiligen Gesellschaft. Die 
Erziehungsziele leiteten sich aus festgefÜQten Wertvorstellungen 
Und traditionellen Verhaltensmustern ab. 

Insbesondere im gewerblichen und landwirtschaftlichen Bereich 
wurden die Fertigkeiten und Kenntnisse nach dem Prinzip des 
Vormachens, Nachahmens und Obens erlernt. Den praxisbezo-
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genen Erziehungswegen für die überwiegende Mehrheit der Be­
völkerung stand die lateinisch geprägte Schul- und Hochschul­
bildung einer relativ kleinen Zahl akademischer Berufe, wie z. B. 
Geistliche, Juristen und Mediziner, gegenüber. Für diese Gruppe 
galt im Mittelalter der Fächerkanon der Lateinschule als Bildungs­
grundlage, der zu fast 80 Prozent aus den drei sprachlichen Diszi­
plinen (Grammatik, Rhetorik und Dialektik) und nur zu 20 Pro­
zent aus den übrigen Disziplinen (Arithmetik, Geometrie, Musik 
und Astronomie) bestand (2]. Im 17-. und 18. Jahrhundert Vel-' 
engten sich die Lehrinhalte dieser Latein- und Gelehrtenschulen 
noch stärker auf Latein als vorherrschendes Instrument der 
Stud ienvorbereitu ng. 
Der Merkantilismus mit den neu entstandenen Manufakturen 
brachte für das Zunftwesen tiefgreifende Erschütterungen, die 
auch die traditionelle handwerkliche Berufsausbildung betrafen. 
Institutionell entstanden Handels-, Handwerker-, I ndustrie- und 
Zeichenschulen, die dem Bedürfnis nach theoretischen Unter­
weisungen (z. B. kaufmännisches Rechnen, Geometrie, Mechanik, 
Zeichnen) Rechnung trugen. Dies ist eine der Wurzeln des dualen 
Systems, das jedoch erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts allge­
mein realisiert wurde [3]. Auch die Ideen der Aufklärung gaben 
Anstöße zur Erweiterung des Bildungssystems, die in den im 
18. Jahrhundert gegriindeten Real- und Fachschulen zum Aus­
druck kamen. 
Die positive Einschätzung einer praktisch utilitaristischen 8il· 
dung wurde durch die Reformansätze des Neuhumanismus in 
Frage gestellt. Wilhelm von Humboldt forderte im Jahre 1809 in 
seinen Überlegungen zur Reform des litauischen Schulwesens, 
daß die allgemeine Bildung, die nach seiner Ansicht den Men­
schen stärkt und läutert, von der speziellen Bildung, die Fertig· 
keiten zur Anwendung vermittelt, getrennt wird. Das auf den 
Vorstellungen des Neuhumanismus beruhende Konzept des hu­
manistischen Gymnasiums, hat seither den Inhalt des Begriffs 
der Allgemeinbildung entscheidend geprägt. Die damaligen Real· 
schulen, in denen naturwissenschaftliche, neusprachliche und 
berufliche Inhalte im Vordergrund standen, wurden erst aIsgleich­
wertig anerkannt, nachdem sie auf eine unmittelbar berufsbezo· 
gene Bildung weitgehend verzichteten und sich in ihrer Didaktik 
dem Gymnasium annäherten. 
Erst in diesem Jahrhundert wurde der Wert der beruflichen Bil­
dung für die Erziehung wieder betont. Bekannt ist Kerschen­
steinen Formulierung von der Berufserziehung als "Pforte zur 
Menschenbildung". Daneben waren es u. a. die Pädagogen 
Spranger, Fischer und Litt, die sich für eine Überwindung des 
Gegensatzes von beruflicher und allgemeiner Bildung einsetzten. 
Ihre Arbeiten bildeten die bildungstheoretischen Grundlagen für 
die Weiterentwicklung der alten Fortbildungsschule zur Berufs­
schule moderner Prägung. 
Den Beziehungen zwischen beruflicher und allgemeiner Bildung 
wurde bereits eine kaum überschaubare Anzahl von Publikationen 
gewidmet. Dauenhauer und Kluge geben in einer Auswahlbiogra­
phie 152 Literaturangaben zum Thema " Das Verhältnis von All­
gemeinbildung und Berufsbildung in der erziehungstheoretischen 
Diskussion seit 1945" an [4]. Mit Beginn der 60er Jahre wird die 
Auseinandersetzung mit diesem Thema zunehmend bestimmt 
durch Gutachten, Vorschläge und Stellungnahmen zur Reform 
des Sekundarbereiches und lur Durchführung von Schulversuchen 
mit dem Ziel der Integration von allgemeiner und beruflicher 
Bildung [5]. 
Ein zusammenfassendes "Konzept für die Verbindung von all· 
gemeinem und beruflichem Lernen im Rahmen der Sekundar­
stufe 11" entwickelte die Bildungskommission des Deut5Chen 
BUdungsrates Anfang der siebziger Jahre auf der Grundlage ihrer 
Vorstellungen über die Öffnung der Bildungswege und eines 
neuen Verständnisses von praktischer und theoretischer Blldung. 
Danach sollte für alle Bildungsgänge der Sekundarstufe II ein 
Wechselbezug von reflektions- und handlungsbezogenem Lernen 
gelten, um die Gegensätze zwi5Chen allgemeiner und beruflicher 
Bildung zu überwinden [6]. Die Zielsetzung besteht in der An· 

näherung und Verzahnung von berufs· und studienqualifizie­
renden Bildungsgäilgen und in der Herstellung der Gleichwertig­
keit von beruflicher und allgemeiner Bildung. Schwierigkeiten 
bereitet dabei vor altem die Ausgestaltung eines doppeltprofi­
lierten Fächerkanons im Zusammenhang mit den unter5Chied­
lichen rechtlichen Rahmenbedingungen und Zuständigkeiten. 
Diese grundlegenden curricularen Probleme entfallen bei der 
Gleichstellung beruflicher B ildungsabschlüsse, die in unterschied­
lich organisierten Einrichtungen erworben werden. 

Gleichstellung beruflicher Bildungsabschlüsse 
Prijfu ngszeugn isse von Ausbi Idungsstätten oder Prüfu ngsbehÖtden 
können gemäß § 43 Abs. 1 BBiG/§ 40 Abs. 1 HwO gleichgestellt 
werden, wenn die Berufsausbildung und die in der Prüfung nach­
zuweisenden Fertigkeiten und KenntnisSt!gleichwertig sind. Vom 
Bundesausschuß für Berufsbildung wurden dazu 1976 Kriterien 
empfohlen. Diese Kriterien fordern die Gleichartigkeit der Aus· 
bildungsinhalte und die Gleichwertigkeit der Abschlußprüfung. 
Sie stellen somit höhere Anforderungen an das Curriculum des 
gleichzustellenden Bildungsganges als der gesetzlich vorgegebene 
Begriff "Gleichwertigkeit" verlangt. Im Hinblick auf die Prüfungs­
anforderungen und das Prüfungsverfahren fehlen konkrete Hin­
weise zur Auslegung des Begriffs gleichwertig. 
Dem Wortsinne nach bedeutet der Begriff gleichwertig: "von 
gleichem Wert", "gleichrangig" oder "gleichgestellt". Es ist dabei 
eine Entscheidung über den Wert, den Rang oder die Stellung zu 
treffen. Demgegenüber wird der Begriff gleichartig im Sinne von 
"sehr ähnlich", "von gleicher Art" oder "gleichförmig" verwen­
det. Gleichartigkeit fordert also eine weitgehende Übereinstim­
mung. 
Die Begriffe Gleichwertigkeit und Gleichartigkeit spielen im Zu· 
sammenhang mit dem Privatschulrecht gemäß Art. 7 Abs. 4 des 
Grundgesetzes eine Rolle. Das Bundesverfassungsgericht stellt 
dazu in einer Urteilsbegründung fest: 
"Eine Ersatzschule sei schon bei Gleichwertigkeit nicht erst bei 
Gleichartigkeit ihrer Ausbildung mit derjenigen an öffentlichen 
Schulen zu genehmigen. Dabei sei allein auf den leistungsstand 
am Ende der Ausbildung abzustellen." 

(BVerfGE, 14.11 .1969, 1 BvL 24/64) [7] 
Hinsichtlich der Erteilung von Berechtigungen wird jedoch aus· 
geführt: 

"Andererseits liegt es im Wesen derartiger Berechtigungen, daß 
das Prinzip der Gleichwertigkeit gegenüber dem Prinzip der 
Gleichartigkeit weitgehend zurücktreten muß." 
(BVerfG E 27, 206 f) [8] 
Das Bundesverfassungsgericht erkennt eine Gleichwertigkeit der 
Ausbildung in Privatschulen auch bei unterschiedlichen Inhalten 
an. Demgegenüber betont es im Hinblick auf die Prüfungsanfor· 
derungen die Gleichartigkeit des leistungsstandes am Ende der 
Ausbildung, damit dem Gebot der "Gleichheit der Startchan­
cen" Rechnung getragen wird. Nach Ansicht der Kommission 
Schulrecht des Deut5Chen Juristentages könnten bei der Fest­
stellung der Gleichwertigkeit "einzelne fehlende Anforderungen 
auch durch die Erfüllung anderer Anforderungen kompensiert 
werden" [9]. 
In  derselben Weise wurde bei der Feststellung der Gleichwertig­
keit der Prüfungen und Befähigungsnachweise Vertriebener ge­
mäß § 92 Abs. 2 Bundesvertriebenengesetz {BVFGj vorgegangen. 
In  den dazu erlassenen "Grundsätzen für die Entscheidungs­
praxis" wird im Hinblick auf die Prüfungsinhalte ausgeführt: 
"Die Inhalte brauchen sich nicht zu decken, sondern müssen nur 
insoweit übereinstimmen, daß man noch von einer Vergleichbar­
keit sprechen kann" [10]. 
Eine Entscheidung, ob der Grad der Deckungsintensität ausreicht, 
soll nach diesen Grundsätzen im Einzelfall unter Berücksichti­
gung der besonderen Zielsetzungen des § 92 BVFG (Eingl iede­
rung, Sozialstaatsgedanke) großzügig vorgenommen werden. 
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Analog zu den Kriterien des Bundesausschusses wird i n  Art. II 
des "Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Französischen Republik über die Gleichwertigkeit von Prü· 
fungszeugnissen in der- beruflichen Bildung" vom 29. Juli 1 977 
auf die Gleichartigkeit der Ausbildungsinhalte und die Gleich· 
wertigkeit der Prüfungsanforderungen abgestellt: 

"Die Gleichwertigkeit der Prüfungszeugnisse wird aufgrund von 
Arbeiten hierzu berufener Sachverständigerfestgelegt, welche die 
Gleichartigkeit der Ausbildungsinhalte und die Gleichwertigkeit 
der Prüfungsanforderungen des jeweiligen Landes feststel· 
len" [ 1 1 ] .  

Bei der praktischen Anwendung des Abkommens prüfen die 
Sachverständigen im Einzelfall durch Vergleich der jeweiligen 
Ausbildung5inhalte und Prüfungsanforderungen sowie unter Be· 
rücksichtigung der Berufsausbildung vor Ort, welcher Deckungs· 
grad im Hinblick auf die Feststellung der Gleichwertigkeit der 
Prüfungszeugnisse gegeben ist. 

Zur Feststellung der Gleichwertigkeit von beruflichen Prüfungs· 
zeugnissen Österreichs und der Bundesrepublik Deutschland 
sollen von beiden Seiten jeweils die deutschen Ausbildungs· 
ordnungen und schulischen Rahmenlehrpläne für die einzelnen 
Ausbildungsberufe und die österreichischen Prüfungsordnungen 
für die einzelnen Lehrberufe geprüft werden. Die Prüfung soll 
sich entsprechend der gesetzlichen Kriterien in beiden Ländern 
auf die Gleichwertigkeit der Prüfungsanforderungen erstrecken. 
Nur wenn Zweifel bestehen, soll auch die Gleichartigkeit der 
Ausbildungsinhalte untersucht werden. 

Bei der Gleichstellung von Prüfungszeugnissen beruflicher 
Bildungsgänge gemäß § 43 BBiG/§ 40 HwO handelt es sich 
prinzipiell um inhaltlich entsprechende Ausbildungen, die 
entweder in einem anderen Organisationsbereich oder i m  Ausland 
durchlaufen werden, denen aber für die Ausübung bestimmter 
Tätigkeiten gleiche Berechtigungen zuerkannt werden. Insofern 
ist ein Vergleich der für die Berufsausübung unabdingbaren 
Inhalte notwendig und gerechtfertigt. 

Die Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner 
Bildungsgänge unter dem Aspekt der Berechtigufl9Cn 

Die den allgemeinen Abschlüssen zugeordneten Berechtigungen 
stehen selten in konkretem sachlichem Bezug zum Inhalt des 
Bildungsganges. Die vermittelten Qualifikationen stellen eher die 
Voraussetzung für die Aufnahme berufs· oder studienbezogener 
Bildungsgänge dar, sie sind also vor allem Schullaufbahnberech· 
tigungen. Derartige formale Qualifikationen können jedoch auch 
durch berufliche Bildungsgänge sowie durch Berufstätigkeit und 
Berufserfahrung erworben werden. 

B.ereits in den 20er Jahren hat Ziertmann das Thema Berechti· 
gungswesen allgemeiner Abschlüsse, bezogen auf beruf liche 
Bildungsgänge, eingehend behandelt [12]. Er sieht darin ein 
"System derjenigen Maßnahmen und Einrichtungen, durch das 
sich die Gesellschaft die für die Ausübung lebenswichtiger Funk· 
tionen - mögen sie höher oder niedriger liegen - und für die Er· 
haltung, Mehrung und Überlieferung wichtiger Kulturgüter hin· 
reichend ausgebildeten Persönlichkeiten sichert" [13]. Sozial· 
kritisch stellt er als ein Mißverhältnis fest: "Alle irgendwie füh· 
renden und angesehenen Stellungen in Staat und Gesellschaft, 
im Beamtenturn, im Heer, im Wirtschaftsleben, waren fast aus· 
nahmslos nur den Trägern der Berechtigungen zugänglich". Die 
Berechtigungen hingegen waren nicht ,,allen Mitgliedern des 
Volkes in gleicher Weise erreichbar" l1 41. Auf diese Weise er· 
hielten die Berechtigungen in zunehmendem Maße den "Charak· 
ter von Privilegien, die nur von einer Schicht, allerdings unter 
erheblicher Anstrengung, erworben werden konnten" [15]. Als 

"Forderung der Gegenwart" sah er deshalb die Notwendigkeit: 

das Berufs· und Fachschulwesen in das Berechtigungswesen 
einzubeziehen, 

das Berechtigungsmonopol der Höheren Schule, der altye· 
meinen Bildung, zu beseitigen, 

- den Gedanken der beruflichen Bildung, sich im Rahmen des 
Berechtigungswesens organisatorisch auswirken zu lassen und 

auf dem Weg über den Beruf dem Volksschüler die Bahn nach 
oben zu den Berechtigungen der Schule, des Staates und der 
organisierten Gesellschaft freizumachen [16]. 

Selbst wenn inzwischen Ansätze zur Verwirklichung dieser im 
Jahre 1922 aufgestellten Postulate existieren und einigen beruf· 
lichen Abschlüssen auch Berechtigungen (mittlerer Bildungs· 
abschluß, Studienberechtigung) zuerkannt werden, die denen 
allgemeiner Schulen entsprechen, so ist das Problem der Gleich· 
wertigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung keineswegs be­
friedigend gelöst. Solange ein beruflicher Bildungsgang nicht als 
ein dem al lgemeinen Bildung>gang gleichwertiger und eigenstän· 
diger anerkannt wird und die Verleihung von Berechtigungen 
fast immer an zusätzliche Fächer und Inhalte geknüpft ist, die 
dem Kanon allgemeiner Schulen zu entnehmen sind, kann von 
einer Gleichwertigkeit nicht gesprochen werden. Aufgrund dieser 
Situation fordert auch Raddatz in seinen Überlegungen "G leich· 
wertigkeit anerkennen - Andersartigkeit respektieren": "Die 
Feststellung der Gleichwertigkeit muß in voller Anerkennung 
der Andersartigkeit erfolgen, weil sonst die Eigens1ändigkeit der 
beruflichen Bildu

.
ng gefährdet ist" [17J. 

Die faktische Anerkennung der Gleichwertigkeit beruflicher 
Bildung schlägt sich in Rechtsvorschriften zur Verknüpfung von 
beruflichen und allgemeinen Abschlüssen nieder. Eine im BIBB 
durchgeführte Unters.uchung der in den einzelnen Ländern be· 
stehenden rechtlichen Regelungen zeigte für die drei Haupt· 
ebenen allgemeiner Schulabschlüsse - Hauptschulabschluß, 
mittlerer Schulabschl uß, F achhochschul·/H ochschu Ireife 
folgende generelle Situation [18]: 

H a u  p t s c h u l a b  s c h i  u ß: 

Etwa 6 Prozent der Ausbild ungsempfänger im dualen System be· 
ginnen ihre Berufsausbildung ohne Haupuchulabschluß. Für diese 
Zielgruppe sind im Anschluß an eine KMK·Vereinbarung vom 
01 .08.1978 inzwischen in allen Ländern G leichwertigkeits+ 
regelungen erlassen worden, die eine nachträgliche Zuerkennung 
des Hauptschulabschlusses mit dem Abschlußzeugnis der Berufs· 
schule vorsehen. In einigen Ländern wird dafür ein bestimmtes 
Notenniveau gefordert; in den meisten Ländern wird die Zuerken· 
nung vom erfolgreichen Berufsabschluß laut Berufsbildungs· 
gesetz abhängig gemacht. 

In allen Ländern kann ein fehlender Hauptschulabschluß auch 
mit dem Abschluß des Berufsgrundbildungsjahres und i n  einer 
Reihe von Ländern sogar mit dem Abschluß des Beruhvorbe· 
reitungsjahres erreicht werden, wobei hier allerdings gewöhnlich 
besondere Leistungsanforderungen bestehen. 

M i t t l e r e r  S c h u l a b s c h l u ß : 

In der Empfehlung des "Ge.sprächskreises Bildungsplanung" 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft zur Qualitäts· 
verbesserung der beruflichen Bildung aus dem Jahr 1 982 wird 
die Forderung erhoben: "Grundsätzlich sollte jede qualifizierte 
Berufsausbildung die gleichen Bildungswege eröffnen wie der so· 
genannte mittlere Abschluß." Bisher sind die Möglichkeiten zur 
Erlangung eines solchen mittleren - dem Realschulabschluß 
entsprechenden - Abschlusses in Verbindung mit rein schulisch 
vermittelten Berufsqualifikationen deutlich stärker ausgebaut als 
im dualen System. Lediglich in Baden·Württemberg, Berlin, 
Hessen und Nordrhein·Westfalen karn mit dem erfolgreichen 
Berufs· und Berufsschulabschluß auf Facharbeiterniveau durch 
Absolvieren eines Zusauprogramms bzw. bei bestimmten Lei· 
stungsnachweisen zugleich ein mittlerer Schulabschluß erworben 
werden. Wesentlich umfangreicher sind entsprechende Möglich· 
keiten an zwei· oder dreijäIYigen Berufsfachschulen, die eine be+ 
rufliche Teil· oder Vollqualifikation vermitteln. 

Die zum mittleren Abschluß in der Form der Fachschulreife füh· 
renden Berufsaufbauschulen haben - insbesondere in der berufs· 
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begleitenden Teilzeitform - einen starken quantitativen Rück­
gang um mehr als zwei Drittel des" St:hülerzahlen durchgemacht. 
Diner Riick9"lng der zum sogenannten • ..zweiten Bildungsweg" 
gerechneten Berufsaufbauschulen hängt offenbar damit zusam· 
men, daß immer mehr JugendlM:he (über 40% eines Jahrgangs) 
einen mittleren Abschluß im Se6c.undarber�h I erwerben. 
Fachschulen sind Institutionen der beruflichen Weiterbildung, 
die Zu einem genobenen Beruhabschluß, etwa als Techniker, 
Betriebswirt oder Wirtschaftel'"in fijtTen. Es ist entaunlidl. daß 
selbst luf dje�r Ebene zum gleichzeitigen Erwerb des mittle�n 
Abschlusses häufig der Besuch von Zusatzkursen und die Able­
gung einer Zusauprüfung gefordert wef"den. 
Eine Möglichkeit zur Zuerkennung des mittleren Abschlusses im 
Zusammenhang mit der Meisterprüfung, die bisher nirgends in 
das schulische Berechtiguoguvstem einbezogen war, wurde 1982 
erstmals In Niedersachsen geschaffen [19]. Andere Länder 
(Bayern, Hessen, Rhelnland-Pfalzl haben ähnliche Initiativen 
angekündigt. Die nJ.dersächsische Gleichwertigkeitsregelung er­
öffnet insbesondere einen Zugang In die Fachlehrerlaufbahn 
und ist dlmit zugleich ein Beitrag <i!ur Sicherung eines qualifi· 
zierten fachpraktischen Ausbildungsper5Cmals an den beruflichen 
Schulen. 

F a c h h o c h s c h u l· u n d  H o c h s c h u l r e i f e :  
Der Normalvveg zur Fachnocl'Hchule verläuft über die Fachober­
schule, die in ihrer einjährigen Form einen BerufSilbschluß auf 
Facharbeiterniveau vorauuetzt. Diese Variante mit Doppelquali­
fibtion wird von einem neigenden Anteil der Fachobefschüler 
(1980 rd. 54%) besucht. In einigen Ländern IRheinland·Pfalz: 
Schleswig·Holstflin) besteht ausschließlich die doppeltqualifizie· 
rel1de Form. ein wachsender Anteil der Studienantanger an 
Filchhochschulen rekrutiert sich allerdings aus Abiturienten: 
1979 betrug ihr Anteil bereits 40 Prozent gegl!niilef 47 Prozent 
Fachobel"5chullbsolventen. 
Die Vorau5$8tzungen für den ElWerb def- Fachhochschulreife 
über be50ndllfe Bildungswege außerhillb der Fachoberschule 
sind durch eine Vereinbarung der Kultusministerkonferenz vom 
16.09.1981 geregelt worden [20]. SM: soll zu_einer schrittweisen 
Vereinheitlichung dieser Zugcmg$Wege beitragen. Neben einigen 
länderspezifischen Besonderheiten, wie den Berufskollegs in 
Baden-Würnemberg und den Fachakademien in Bayern, sind in 
die Regelung insbesondere die Fachschulen sowie die Höheren 
Berufsfachschulen, vor allem In Gestalt der Höheren Handels· 
schule, einbezogen. I n  den Fachschulen müssen - von wenigen 
Ausnahmen in Hamburg abgesehen - Jl!ur Erlangung der Fach­
hochschulreife Zusatzkurse und Zusatzprüfungen absolviert 
werden. Der PrOZltntsau derjenigen, die über eine Fachschule 
in Flchhachschulen geLangen, liegt in!gesamt unter 10 Pro<i!ent 
der Studienanfänger, die ,ich größtenteils in den Fachhoch­
schulen für Soziatwesen sowie Ernährungs- und Hauswirtschafts­
wissenschaften kOl"\Zentrieren. 
Ganz allgemein ist festzustellen, daß der Erwerb einer Fachhoch· 
schulreife eber auch einer fachgebundenen odef" allgemeinm 
Hochschulreife In Verbindung mit schulisch verminelten Berufs­
ablChlüuen. z. 8. als Auiuent{inl, Erzieher(inl. Hauswirtschlfts· 
leitef(in) häutiger möglich ist. als im Zusammenhang mit beruf· 
lichen Qualifikationen d&s dualen Systems. 
Eirll! von der 8LK 1982 herilusgegebene umfasseode Dokumen­
tation aller Absc:,hlüue Im Sekundarbereich II [21] erfaßt rund 
1700 Abschlüsse in dtn 1 1  ländern, davon über 100 doppelt· 
qualifizierende Abschlüs.se, dioden Zugang in den Fachhochschul· 
oder Hochschulboreich eröffnen und <i!ugleich eine berufliche 
Qualifikation umschließen. Mehr als zwei Drittel der aufgeführten 
beruflichen Quellfikationskomponenten sind schulische Berufs· 
abschlüsse. Die Möglichkeiten zum Erwerb von Ooppelqualifi­
Icationen, die neben einer vollen Berufsqualifikation entweder 
eine fachgebundene oder die allgemeine Hochschulreife umfassen, 
beschränken lieh Im wesentlichen auf einige Modellversuclle an 
Beruflichen Gymnasien In Baden-Württemberg und Hessen, auf 

die Fachakademie urKI Berufsoberschule in Bayern sowie den 
Kollegschulversuch in Norahein-Westfalen. 
Einen zuwnmenfuseflden Oberblick über die wtchtignen gegen­
wärtig bestehenden Verkniipfungsmöglichlceiten von beruflichen 
und schulischer. Abschliissen auf den versdliederJefl Qualifi· 
kationsebenen 9ibt die folgende Aufstellung. 

Schlußfolgerungen 
Dilt Gleichnillung von berufliehen und allgemeinen Bildungs­
gängen i5t, wie der Aufriß des Problems verdeutlichen sollte. 
keine Frage di!l inhaltlichen Deckungsgleichheit der Lehrpläne. 
sondern d� politischen Entscheidung, die allein gesellschaftliche, 
sozialt und tarifliche Anerkennung mit sich bringt. 
"Gleichwertigkeit muß aber melY sein als nur eine formale Be· 
rechtigung, sie muß in einer Änderung des öffentlichen Bewußt· 
seins Ausdruck firKIen, so daß ItS nicht mehr einen ersten Bil· 
dungsweg gibt, dessen Endpunkt allenfalls noch über einen 
zweiten Bildungsweg von all denen erreicht werden kann, die 
man nicht zum Erwerb von 8ildung auf den ersten WI!fJ geschickt 
hat" (221. In diesem Sinne müßten der erhobenen politischen 
Forderung nach Gleichwertigkeit beruflicher und allgemeiner 
Bildung auch die politischen Entscheidungen folgen, den beruf· 
lichen und alIgemeinIIn BildungSilbschlUssen dieselben Berechti· 
gungen zuzuerkennen. 

. 
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doppelQualifizierenden Bildungsganges lief Fachrichtung 
Metalltedmik. 8ef'lin 1977. 

Ff1I9tIn- und Problembtalog 
Wie die folgenden Beispiele zeigen, läßt der Problemaufriß noch 
eine Reihe von Fragen offen, die in den Klärungs- und Entsehei· 
dungsprozeß einzubezIehen sind: 

Wenn inhaltliche Deckungsgleichheit als Beurteilungsmaßstab 
fUr Gleichwertigkeit ausfällt, welche anderen Kriterien stehen 
dann zur Einschätzung der Gleichwertigkeit zur Verfiigung? 
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Möglichkeiten des Erwerbs allgemeiner Schulabschlüsse in Verbindung mit beruflichen Qualifikationen 

�"'" Beruflicher Abschluß 1 . 
Teitabschluß 1 Schulabschluß 

Hauptschulabschluß 

Berufsvorbereitungsjahr u. ä. 

schulisch 
Berufsgrundbildungsjahr 

kooperativ 

Berufsfachschule (l jährig) 

Berufsschulabschluß 1 berufliche Abschlußprüfung 

Mittlerer Abschluß 

Berufsgrundbi Idungsjah r schulisch 
-

Berufsfachschule (2jährig) 

Berufsschulabschluß und beruft. Abschlußprüfung 

Berufsa ufbauschu le 

Fachschule 

Meisterprüfung 

Fachhochschul· oder Hochschulreife 

. Fachschule 

Höhere Berufsfachschule 
-

Fachoberschule 

Berufskolleg 

Fachakademie 

Kollegschule / doppeltqualifizierender Bildungsgang 

Berufliches Gymnasium (doppeltqualifizierend) 

• ZU$II1zprogremm f ZUlltzprüfung 

-

o Ab,chluß.rnögli<:hk';t ohne Zusauprogramm f ZusatzprUfung 

0 

0 0 

i 

0 
--

0 0 

0 

• 

0 0 

0 • 

-
• 

• I 

0 

• 

• 

0 

'" Abschlußmöglictlkeit teilweise mit und ohne Zusatzprogramm f Zusattpriifung 

Sind z. B. die folgenden Kriterien brauchbar und sind sie ope· 
rationalisierbar: Anspruchsniveau, Komplexitätsgrad, Theorie­
und Methodengehalt, Transferfähigkeit, praktische Reichweite 
und Anwendungsmöglichkeit? 
Welche konkreten Nachteile und Beschränkungen gibt es für 
Absolventen beruflicher Bildungsgänge im öffentlichen Dienst 
(Beamtenrecht, Recht der Angestellten)? 
Gibt es bei der Besetzung von (gehobenen) Positionen auch 
in der Wirtschaft eine zunehmet:Jde Berücksichtigung formeller 
allgemeiner Schulabschlüsse zu Lasten von informellen beruf­
lichen Qualifikationen und Erfahrungen? 

0 

0 

0 

0 

0 

• 

• 

• 

0 

0 

• 
E • 
'" 

• 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

• 

0 

0 

-

" D 
E • 

'" 

0 • 

0 0 

0 0 

0 0 

0 0 

, • 

0 0 

0 0 

j 

, • 

0 

0 0 

0 

c 
• � 

j 
z 

• 0 • 

0 0 0 0 0 

0 0 

0 0 

0 0 0 0 0 

0 

0 0 0 0 , 

• 

0 0 0 0 0 

0 • • • 0 

0 

• • • • • 

0 0 0 • 

0 0 0 0 0 

0 

Nehmen die informellen Aufstiegsmöglichkeiten in den Be­
trieben eher zu oder ab? 
Besteht angesichts einer wachsende.!;l Zahl von Bewerbern mit 
mittleren Schulabschliissen, Fachhochschul- oder Hochschu"l­
reife die Tendenz, daß die prinzipielle Zugangsoffenheit des 
dualen Systems eingeschränkt wird durch verfestigte Prestige­
und Qualitätsabstufungen der Ausbildungsberufe nach dem 
Eingangsniveau? 
Welche Möglichkeiten gibt es, die sehr unterschiedlichen 
GleichwertigkeitSl"egelungen uoo -konditionen in den ein­
zelnen Ländern zu vereinheitlichen und auszubauen? Welche 
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Ziele sollen im Hinblick auf die verschiedenen Berechtigungs­
stufen angestrebt werden? 
Welche quantitativen und qualitativen Erfahrungen bestehen 
beim Ausbau doppeltqualifizierender Bildungsgänge ? Welche 
Erfahrungen und Verallgemeinerungsmöglichkeiten existieren 
im Hinblick auf länderspezifische Sonderformen und Modell­
versuche, z. B. Berufskollegs {Baden-Württembergl; Fach­
akademien und Berufsoberschulen (Bayern); berufsfeldbezo­
gene Oberstufenzentren (Berlin); KollegschuJversuch (Nord­
rhein-Westfalen)? 
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Acht Thesen zur Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung 

In einigen Bundesländern sind in den letzten Monaten Rege­
lungen getroffen worden, die eine Gleichstellung allgemeiner 
und beruflicher Abschlüsse bewirken sollen, Die jahrelang nur 
proklamierte Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher 
Bildung scheint Wirklichkeit zu werden, 
Im folgenden wird diese Hoffnung als unrealistisch bezeichnet. 
Es wird die Auff8ssung vertreten, daß eine an den Abschlüssen 
orientierte Diskussion nur zu einer weiteren Diskriminierung 
beruflicher Qualifikationen führt, Die Öffnung der SackgaQe 
"Berufliche Bildung" muß vielmehr über die Öffnung der Zu­
gänge zu weiterführenden Bildungsgängen erfolgen, wobei der 
Öffnung des Zugangs zur Hochschule entscheidende Bedeutung 
zukommt. Öffnung bedeutet dabei jedoch nicht nur den Abbau 
formaler Hindernisse, sondern vor allem die Organisation des 
Bildungsangebots in einer Weise, die einem berufstätigen Er­
wachsenen eine Nutzung unter akzeptablen Bedingungen mög­
lich macht. 

These 1 
D i e  g l e i c h e  B e w e r t u n g  a l l g e m e i n e r  u n d  
b e r u f l i c h e r  B i l d u n g  i s t  ü b e r  d i e  G l e i c h­
s t e l l u n g  b e r u f l i c h e r  u n d  a l l g e m e i n e r  B i l­
d u n g s a b s c h l ü s s e  n i c h t  z u  e r r e i c h e n .  
In den 60er Jahren wurde im Bereich der zweijährigen Berufs· 
fachschulen versucht, deren Abschlüsse mit dem Realschul-Ab· 
schluß gleichzustellen, diesen seinerseits inhaltlich an den Ab­
schluß der 10. GVmnasialklasse ("Mittlere Reife") anzupassen. 
Die Gleichstellung wurde zwar erreicht, jedoch mit einem er­
heblichen Abbau fach praktischer Anteile zugunsten ,,allgemein-

bildender" Fächer im Curriculum der Berufsfachschulen und 
Realschulen bezahlt. Einen ähnlichen Verlauf nahm die Ent­
wicklung im Akademie-/Fachhochschulbereich: Um eine Fach­
hochschulreife verleihen zu können, wurde das Curriculum der 
Fachoberschule in Form einer schulischen Unterrichtsphase ge­
schaffen und jegliche Berufserfahrung, zu gewinnen nur in  
"Ernstfa ll"situationen, eliminiert. Der in jüngster Zeit unter­
nommene Versuch, Facharbeitern und Meistern wieder den 
Zugang zur Fachhochschule zu eröffnen (Berliner Hochschul­
gesetz § 15,2, ähnlich NRW, Gesetz über die wissenschaftlichen 
Hochschulen § 66,2 und Gesetz über die Fachhochschulen 
§ 45,2) ändert an dieser Entwicklung nur wenig, wird dort 
doch vor die Zulassung zum Studium eine Eignungs- bzw. Ein­
stufungsprüfung gesetzt, in der vor allem Lerninhalte aus dem 
Curriculum allgemeinbildender Schulen abgefragt, berufliche 
Qualifikationen hingegen nicht bewertet werden. Die Gleich­
stellungsbemühungen, gekennzeichnet durch den Versuch, 
z. B. das kleine Graecum mit den fachpraktischen Ausbildungs­
anteilen eines Elektroanlageninstallateurs ,,gleich setzen

" 
zu 

wollen, waren von Beginn an unsinnig. Eine Unterschiedlich­
keit in den Profilbildungen der Abschlüsse entsprach und ent­
spricht !iQwohl den Unterschiecllichkeiten in den Interessen 
und Fähigkeiten der Menschen als auch den unterschiedlichen in 
einer arbeitsteiligen Gesellschaft nachgefragten Qualifikationen. 

Those 2 

D i e  G l e i c h w e r t i g k e i t  v o n  a l l g e m e i n e r  
u n d  b e r u f l i c h e n  B i l d u n g  i s t  n i c h t  & i n  
P r o b l e m  d e r  B i l d u n g s a b s c h l ü s s e ,  s o n d e r n  



BWP 3/83 ehr. Ehmann; Vom Meister zum Magister 99 

e i n  P r o b l e m  d e r  R e g e l u n g  d e r  Z u g ä n g e  z u  
w e i t e r f ü h r e n d e r  B i l d u n g .  
Nur wenige weiterführende Bildungsgänge bauen logisch und 
konsequent auf vorherigen Bildul'IQsmaßnahmen auf: Weder ist 
die Hauptschule eine konsequente Vorbereitung für die Berufs· 
ausbildung im dualen System, noch haben die gymrlilsialen 
Fächer - außer in den Philologien - einen unmittelbaren Bezug 
zu universitären Studiengängen. Die Zugangsregelungen sind 
nach freiem Ermessen verfügte Bestimmungen, die mit Bildungs· 
abschlüssen zunächst nichts zu tun haben. Ausbildungsplatzbe· 
werber müssen heute in einzelnen Bereichen einen guten Real· 
schulabschluß vorweisen, wo vor wenigen Jahren noch ein durch· 
schnittlicher Hauptschulabschluß ausgereicht hätte; Medizin stu­
dierten vor nicht einmal einer Generation vor allem Abiturienten 
mit schwachen Schulleistungen. 

These 3 

D e r  K e r n  d e s  P r o b l e m s  i s t  d i e  R e g e l u n g 
d e s  H o c h s c h u l z u g a n g s ;  a l l e a n d e r e n  Z u ­
g a n g s r e g e l u n g e n  s i n d  d e m g e g e n ü b e r  f ü r  
d a s  B i l d u n g s s y s t e m  v o n  n a c h g e o r d n e t e r  
B e d e u t u n g .  
Der Abbau fachpraktischer Anteile in den Curricula beruflich 
orientierter Schulen zugunsten ,,allgemeinbildender" Inhalte 
wurde mit dem Ziel betrieben, den Fächerkanon mehr und mehr 
dem der Gymnasien anzunähern, um Übergänge von einer zur 
anderen Schulform zu ermöglichen, in der Hoffnung, eine Durch­
lässigkeit bis zur Erlangung der allgemeinen Hochschulreife sicher· 
stellen zu können. Daß die "Polytechnik/Arbeitslehre" in dt!f" 
Haupt- und Realschule nicht verankert werden konnte, liegt 
nicht zuletzt daran, daß dieses Fach für die Förderung der 
Übergangsmöglichkeit zum Gymnasium eher hinderlich ist. 
Die allgemeine Hochschulreife ist zwar nicht die Garantie, 
jedoch die Voraussetzung für eine freie Wahl des Berufs bzw. 
der Berufsausbildung. Das Wahlverhalten der Eltern, die ihre 
Kinder "um jeden Preis" auf Gymnasien schicken bzw. der 
Veränderung von Curricula nicht nur in berufsbildenden 
Schulen zustimmen, wenn damit die Möglichkeit des Erwerbs · 
der allgemeinen Hochschulreife erleichtert wird, ist deshalb 
folgerichtig. 

These 4 
D i e  Z u g a n g s r e g e l u n g z u r  H o c h s c h u l e  i s t  
n u r  d e s h a l b  s o  r e s t r i k t i v ,  w e i l  H o c h s c h u l ­
a u s b i l d u n g  b i s l a n g  n u r  a l s  v o l l z e i t l i c h e  
T a g e s a u s b i l d u n g  g e d a c h t  w e r d e n  k a n n .  
Vorhandene oder vermutete Standesinteressen an der restrik· 
tiven Regelung des Hochschulzugangs unberücksichtigt lassend, 
wird der offene urxl verdeckte numerus clausus vor allem finanz­
politisch und arbeitsmarktpolitisch begründet. Das finanzpoli­
tische Argument ist lediglich ein Hilfsargument. Denn mit der 
gleichen politischen Prioritätensetzung, die in  den vergangenen 
zwanzig Jahren zu einer Steigerung der Hochschulausgaben von 
3 auf 20 Mitliarden jährlich, also zu einer Vt!f"sechsfachung, führte, 
wäre auch in den kommenden Jahren noch eine Verdoppelung 
oder Verdreifachung möglich. Fraglich ist jedoch, ob es sinnvoll 
und gesellschaftlich notwendig ist, einen Prozentsatz von 20, 30 
oder mehr Prozent der Erwerbstätigen in der an den Hochschulen 
üblichen und nicht veränderbaren, weil fUr diese Einr ichtungen 
auf aller Welt typischen historisch gewordenen Weise zu qualifi­
zieren, indem junge Menschen bewußt für einen längeren Zeit· 
raum aus der Praxis herausgezogen, in idyllischen Universitäts­
städtchen oder akademischen Trabantensiedlungen konzentriert 
und mit Wissen "auf Vorrat" ausgestattet werden. Da Hochschul­
abschlüsse zur Zeit nur in dieser Weise erworben werden k;önnen, 
solche Abschlüsse, wenn auch keine Garantie, so doch eine Vor­
aussetzung für das Erreichen gutdotierter beruflicher Positionen 
sind, ist es nur konsequent, wenn J11,Öglichst viele sich um den 
Erwerb dieser Abschlüsse bemühen. 

Da die Organisation der Hochschulausbildung in!lQesamt von der 
Vorstellung des 18- bis 25jäIYigen berufsunerfahrenen jungen 
Menschen ausgeht, nebenberufliches Studium nahezu unmöglich 
macht - Tagesunterricht, Anwesenheitspflicht - und auch die 
Umgangsformen an den Hochschulen trotz Aufgabe des Erzie­
hungsauftrages von einer jugendlichen Klientel ausgehen, liegt 
es nahe, daß Bewerber unmittelbar nach der Schule den kürzesten 
Weg zum Studium suchen, danach ins Berufsleben eintreten, um 
erst dann die eigentliche Phase beruflicher Qualifizierung (Refe­
rendariat u. ä.) zu beginnen. Weil somit die Hochschulabsolventen 

' - als Folge der Organisation der Hoch$chulausbildung als Voll­
zeitausbildung - wie Schulabsolventen fern eines Arbeitsplatzes 
sind, entsteht - ähnlich der der Lehrstellenvorsorge -, die -mo· 
ralische - Verpflichtung des Staates, der Gesellschaft, für diese 
Absolventen ilYer Ausbildung angemessene Arbeitsplätze zur 
Verfügung zu stellen. Erst dadurch wird das Ansteigen der Quote 
der Hochschulabsolventen zum Problem und legitimiert staat­
liche Restriktionsmaßnahmen, die bis auf die Schulpolitik durch­
schlagen. 

These 5 
E i n e  D u r c h l ä s s i g k e i t  d e s  B i l d u n g s s y s t e m s  
w i r d  e r s t  e r r e i c h t ,  w e n n  e s  n e b e n b e r u f­
l i c h e  M ö g l i c h k e i t e n  d e r  W e i t e r q u a l i f i k a ­
t i o n  a u f  j e d e r  B i l d u n g s e b e n e  g i b t .  
Die bisherigen Formen der Hinführung zur Hochschulreife und 
zum Hochschulabschluß zwingen zunächst die Eltern, später den 
Einzelnen in einseitig praxisterne Bildungsgänge, in denen beruf· 
lich verwertbare Qualifikationen nicht (Hochschulreife) oder 
erst am Ende des dritten Lebensjahrzehnts erworben werden 
können (Hochschulabschluß). Die frühe Entscheidung für einen 
beruflichen Bildungsgang bedeutet hingegen, daß eine nachträg­
liche Korrektur nicht oder nur unter erschwerten Bedingungen 
möglich ist: In der Regel erfordert das Nachholen von Schulab­
schlüssen, insbesondere aber das Nachholen eines Hochschulab­
schlusses die Einschränkung oder gar Aufgabe der Berufstätig· 
keit und damit eine erhebliche Senkung des Lebensstandards 
und eine Veränderung (Einschränkung, Verengung) dt!f" gesamten 
Lebensumstände. Diese roziale Barriere läßt sich nur abbauen, 
indem Möglichkeiten des nebenberuflichen Erwerbs von 
Qualifikationen auf jeder Bildungsebene, vor aUem der Hoch­
schulebene, geschaffen werden, die in ihrer Organisation und 
inhaltlichen Gestaltung den Möglichkeiten und Lernvoraus­
setzungen erwerbstätiger Erwachsener entsprechen. 

These 6 
D i e  Q u a l i f i k a t i o n  f ü r  e i n e n  w e i t e r f ü h r e n ­
d e n  B i l d u n g s g a n g  e r w e i s t  s i c h  w ä h r e n d 
d e r  T e i l n a h m e  a n  e b e n  j e n e m  B i l d u n g s ·  
g a n g ,  n i c h t  v o r h e r .  
Die Möglichkeiten, von einem früher absolvierten Bildungsgang 
auf den Erfolg in einem zukünftigen Bildungsgang zu schlleßen, 
sind begrenzt. Sie sind bei fachlich unmittelbar aufeinanderbe· 
zogenen Maßnahmen naheliegend, aber auch dort häufig nicht 
zwingend. Lebens- und Berufserfahrung - im Unterschied zu 
Schulleistungen und punktuell abgefragtem Faktenwissen - sind 
für den Lernerfolg von Erwachsenen letztlich bedeutsamer: Sie 
erzeugen Lerninteressen und beeinflussen damit den Lernerfolg 
sehr viel entscheidender als pflichtgemäß aufgenommenes Schul· 
wissen. Vorprüfungen, Eignungsprüfungen, u_ a. sind lediglich 
Verbeugungen vor einem tradierten gymnasialen lehrkanon und 
haben mit der Feststellung der Eignung zum Studium des Faches, 
dem das I nteresse des Bewerbers gilt, nichts zu tun. Etwas ande­
res ist es, die Zulassung zu einem nebenberuflichen Bildungs­
gang von einem gewissen Alter - in dem normalerweise eine hin­
reichende lebens· und Berufserfahrung vorliegt - abhängig zu 
machen. Für das Studium an den zur Zeit in etwa 25 ländern 
existierenden offenen Universitäten hat sich ein Zulassungsalter 
mit der Untergrenze zwischen 23 und 25 Jahren als brauchbar 
erwiesen. 
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These 7 
E i n  v e r m e h r t e s  A n g e b o t a n  n e b e n b e r u f ­
l i c h e n  G u a l i f i -k .a t i o n s m ö g l i c h k e i t e n  f ü r  
j e d e r m a n n  e n t l a s t e t  d i e  ö f f e n t l i c h e n  
K a s s e n .  

Das Angebot an nebenberuflichen Gualifikationsmöglichkeiten 
mit offenem ZUgilng - hier verstarx:len als Zugang auch nach 
ausschließlich beruflichen BHdungsgängen und mit vorrangiger 
Wertung von Berufs- und Lebenserfa hrungen - vermindert zu­
nächst den Druck auf die Gymnasien und vergleichbaren Ein­
richtungen. Es fördert die Bereitschaft, Bildungsentscheidungen 
nach Neigung und Fähigkeit zu treffen und erleichtert einen 
- im Vergleich zum Hochschulabsolventen - frühen übergang 
ins Erwerbsleben, da keine Möglichkeiten zur späteren Weiter­
qualifikation abgeschnitten werden. Zu dieser Entlastung 
kommen die erheblich geringeren Kosten bei nebenberuflichen 
Weiterbildungsangeboten, die ohne den Infrastruktur- und Vef­
sorgungsaufwand auskommen, den volizeitliche Bildungseinrich­
tungen vorhalten miissen. Schließlich stehen die Teilnehmer im 
Erwerbsleben und tragen auf diese Weise zu den Sozialleistungen, 
dem Steueraufkommen usw. bei. Vergleiche zwischen herkömm­
lichen und offenen Bildungseinrichtungen der beschriebenen Art 

ZUR DISKUSSION 
In das Schwerpunktheft ,.Berufsbildungsforschung" in "Berufs­
bildung in Wissenschaft und Praxis", Heft 6/1982, gehörte, so 
die einhellige Meinung der Redaktion, auch ein Beitrag zur ,,Ak­

zeptanz" der Ergebnisse dieser Fonchungsrichtung. Da dieses 
Thema auf eineinhalb Druckseiten nicht auszuschöpfen ist, fiel 
der erbetene Beitrag _ Bernd Schwiedrzik: Ober die Schwierig­
kliten der Verständigung zwischen Forschern und Praktikern -
,,glonenhaft" aus. 
Dennoch - vielleicht aber auch gerade deswegen - war das 
Echo überdurch5chnittlich stark. Neben einer Fülle meist bei­
fälliger, teils aber auch kritischer Äußerungen gegenüber dem 
Verfasser erreichten die Redaktion zwei ZuschrifUn, die wir hier 
wiedergeben. Der Autor des BeitrallS erhält Gelegenheit zu einer 
kurzen Erwiderung. Weitere Stellungnahmen sind erwünscht. 
Ich bin selbst Diplom-5oziologe, arbeite unter anderem in der 
Berufsbildungsforschung (Auftragsfonchung� und glaube dar­
iiber hinaus, meine Forschungsberichte so zu formulieren, daß 
sie allgemeinverständlich sind. 

Und ganz im GegensaU zu Herrn Schwiedrzik - dessen sonstige 
Argumentation mir im übrigen ausgezeichnet gefällt - meine 
ich, daß Allgemeinverständlichkeit eine ganz selbstverständliche 
Forderung an einen sozialwissenschaftlichen Bericht sein sollte. 

Nichts gegen ein gutes Fremdwort am rechten Platz, nämlich da, 
wo es Sachverhalte kürzer und präziser ausdrückt als eine ent­
sprechende Überseuung. Aber genau diese Forderung ist doch 
wohl beim soziologischen Fachjargon nicht gewährleistet. 

Wenn - wie gerade in der Soziologie bis zur Selbstparodie zu 
beobachten - sich der renommiertere Wissenschaftler vom 
weniger renommierten dadurch unterscheidet, daß er f=achaus­
drücke zunächst mal abweichend von anderen renommierten 
Sozialwissenschaftlern definiert, dann ist es mit der "wissen­
schaftlichen Klarheit" wohl nicht sehr weit her! 

Bleibt immer noch der oft gebrachte Einwand, daß sich theore­
tische Konstrukte nun mal oft nicht allgemeinverständlich aus­
drücken lassen? Ich will das nicht pauschal von der Hand weisen, 
aber ich erlaube mir doch die Frage, ob das nicht zunächst 
einmal gegen das theoretische Konstrukt sprichtl Wer freilich 
- diesen Seitenhieb kann ich mir angesichts dieser immer noch 
weit verbreiteten "Forschungs"technik hier nicht verkneifen -
theorie- und hypothesenarm Daten in den Computer einspeist 
und Klarheit von der mathematischen Operation multivariater 
Auswerteverfahren erhofft, der tut sich natürlich oft schwer, 
seine Ergebnisse hinterher verständlich zu präsentieren. 

haben gezeigt, daß letztere pro Absolvent den öffentlichen 
Händen nur ein Fiinftelder Kosten herkömmlicher Einrichtungen 
verursachen. 

These 8 
B i l d u n g s u r l a u b  w i r d  i n  V e r b i n d u n g  m i t  
n e b e n b e r u f l i c h e n  L e h r a n g e b o t e n  e f f i­
z i e n t e r  u n d  l e g i t i m i e r b a r e r .  

Bestehende und angestrebte Formen der Arbeitsfreistellung für 
Bildungszwecke (Bildungsurlaub u. ä.) werden in Verbindung mit 
nebenberuflichen (Fern)lehrangeboten plausibler, weil 

sie zu Bestandteilen einer längerfristigen und damit auch 
umfassenderen, fiir Arbeitnehmer und Arbeitgeber lohnen­
deren Qualifikationsmaßnahme werden und 

ihre Inanspruchnahme durch den Nachweis einer bis dahin 
erfolgreichen Teilnahme, z. B. an Fernlehrgängen, nachdrück­
licher legitimiert werden können [1].  

Anm.rkung 
[ 1 )  Vgl. zur Zusammensetzung und zur Motivation von Fernunter­

richtst8ilnehmern den Beitrag von Christoph Ehmann: BildungllEmt­
scheidung VOn Fernunterrichtrtlilnehmer. In: Berufsbildung in 
WissenlChaft und Praxis, 12. Jg. 119831, Heft 2, S. 44 ff. 

Ein Wort noch zu der Meinung Herrn Schwiedrziks, die allge­
meinverständliche Abfassung von Forschungsberichten für das 
BI BB könne dazu fiihren,daßdann die Kommunikation zwischen 
Forschern innerhalb und außerhaib des BIBB leiden könne: Ich 
meine, wenn ein Forscher seine von allen Soziologismen ent­
kleideten Inhalte nicht wiedererkennt, so spricht das nicht gegen 
die allgemeinverständliche Darstellung, sondern wohl eher gegen 
den Forscher. 

Günter Pohlmann 
Arbeitsgemeinschaft fiir angewandte 

Soziaiforschung GmbH, München 

Ober die Schwierigkeiten, sich zu artikulieren -
eine Erwiderung zu B. Schwiedrziks Diskussionsbeitrag in 
"Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis", Heft 6/1982 
B. Schwiedrzik greift in seinem Diskussionsbeitrag in BWP 6/82 
zum Thema Verständigungsschwierigkeiten zwischen Forschern 
und Praktikern oder besser - Praxisvertretern - zwei Probleme 
auf, die es sich durchaus einmal zu betrachten lohnt. Dies sind 

sein Hinweis auf das Nichtverstandenwerden eines Mitteilen­
den, weil seine Argumente dem jeweils anderen Standpunkt 
nicht"entsprechen oder ihn in Frage stellen sowie 

seine kurze Kritik an einem gedankenlos verwendeten Fach­
jargon oder ,,gockelhaftem Imponiergehabe vermittels hoch­
trabender Redeweise". 

Ich teile in gewissem Sinne Schwiedrziks Ansichten, frage mich 
aber, ob er die Akzente richtig gesetzt hat. Natiirlich ist es so, 
daß Sprachkritik ein geeignetes Mittel sein kann, unerwünschte 
Ansichten vom Tisch zu wischen. Man gibt Verst�ndigungs· 
schwierigkeiten oder Verständnislosigkeit vor, um unangenehme 
Ergebnisse oder Ansätze zu desavouieren. Aber ich weiß nicht, 
ob das wirklich ,.eine Umweghafti gkeit des Denkens und Argu­
mentierens" ist. Ist es denn nicht so, daß mit Sprachkritik auch 
ein besonderes interassengebundenes Sprachverständnis und da­
mit auch Problemverständnis verbunden sein kann? Wer einmal 
Publikationen von Arbeitgebervertretern und Gewerkschaften 
zu einem strittigen Thema vergleicht, erkennt auf Anhieb den 
Unterschied in Sprache, Problemverständnis und ideologischem 
Anspruch. Wird dies ergänzt durch die Protokollsprache der 
Ministerialbürokratie mit ihrem eher verkleisternden Sprachstil, 
so vergrößert sich dieses Problem nicht nur um Nuancen. Wer es 
schafft, mit Forschungsergebnissen und ihrer Formulierung 
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diesen jeweils unterschiedlichen Ansprüchen gerecht zu werden, 
dem gelingt entweder die Quadratur des Kreises, was selbst uns 
wohl schwerfallen dürfte, oder die Ergebnisse sagen so wenig 
aus beziehungsweise sind so unbestimmt formuliert, daß sie be­
liebig verwendet werden können. Dabei setze ich wissenschaft­
lich redliches Bemühen voraus. Von daher kann es nicht Aufgabe 
von Berufsbildungsforschern sein, befriedigende Sprachregelun­
gen für alle zu finden. Aber es kann auch nicht angehen, daß 
Berufsbildungsforschung der "reinen" Wissenschaft wegen be­
trieben wird und man um den Preis des verlorenen oder nie zu­
standegekommenen Praxisbezugs die ungestörte Kommunikation 
mit dem übrigen Wissenschaftsbetrieb pf�gt. Ich glaube, der ist 
in seinen fortschrittlichen Ansätzen über diesen Punkt hinaus. 
Aber behalten wir bitte im Auge - ,es geht um den Praxisbezug 
und nicht um den Bezug zu Praxisvertretern. 

Diese Argumente dürfen aber nicht dazu herhalten, schlechtes 
und schludriges Deutsch zu entschuldigen. Es ist nicht das Pro­
blem der Fachsprache oder einer hochtrabenden Redeweise. Es 
ist die Unfähigkeit, sich deutlich und präzis auszudrücken. Sie 
dürfte nur zum geringeren Teil das Ergebnis einer schlechten 
Sprachbildung sein. Eher erscheint sie mir als Ausdruck von 
Meinungslosigkeit oder Selbstunsicherheit. Je weniger ich mich 
einem Problem stelle, desto eher umschreibe ich es oder rette 
mich in Unverbindlichkeiten. In solchen Fällen ist es naturgemäß 
viel leichter, Interessenvertreter zu sein. Ein feststehendes Be­
griffsgerüst, eine bestimmte ideologische Ausrichtung können 
die Argumentation ungemein erleichtern, was nicht heißt, daß 
sie dadurch besser, klarer und verständlicher wird. Aber es gibt 
Chiffren, hinter denen ich mich verstecken kann. 
Chiffren werden ständig benutzt im normalen und wissenschaft­
lichen Sprachgebrauch. Was steckt denn hinter der Floskel ..wir�, 
wenn ich eigentlich "ich" sagen will? Was bedeutet denn die 
Redewendung "ich würde sagen" oder "ich würde meinen'� wenn 
ich tatsächlich sagen will, daß ich eine bestimmte Meinung habe? 
Und was bedeutet denn das Kauderwelsch an den Universitäten, 
das oft fälschlicherweise als Fachsprache bezeichnet wird? Nicht 
zu verwechseln mit einer echten und nötigen Fachsprache. Aber 
auch im Gebrauch dieser müssen wir uns ständig fragen, ob wir 
wirklich Fachbegriffe verwenden oder nicht gedankenlos ge­
schaffene Wortschöpfungen, wie zum Beispiel "Problemgruppen" 
oder ,,JoA", die durchaus einen wahren Kern haben, aber 
wesentlich dazu beitragen, bestimmte Entwicklungen zu ver­
schleiern. 
Komplizierte Sachverhalte bedürfen nicht zwangsläufig einer 
komplizierten Sprache oder Sprachstruktur . Es gibt viele Bei­
spiele, wie man sie klar und deutlich beschreiben kann. Wer dies 
nicht glaubt, der möge einmal einen Artikel von l. Meitner "Das' 
Atom", abgedruckt in "Die Stockholmer Neue Rundschau, Aus· 
wahl" ( Im Suhrkamp Verlag vorm. S. Fischer, Serlin und Frank­
furt/Main 1949) aus dem Jahre 1945 lesen, der auch für laien 
ein kompliziertes Problem verständlich beschreibt. Vielleicht 
hatte es l. Meitner leichter, weil sie fachlich und menschlich 
akzeptiert war und sie es mit einer Thematik zu tun hatte, die 
zwar zum Zeitpunkt des Erscheinens des Artikels erstmals über 
Expertenkreise hinaus weltweite Beachtung gefunden hatte, 
aber in deren Mittelpunkt erst einmal die allgemeine Aufklärung 
über das naturwissenschaftliche Phänomen stand. Viel entschei­
dender dürfte trotzdem ihre Fähigkeit gewesen sein, einen 
komplizierten Sachverhalt in seiner Struktur zu erfassen, zu 
ordnen und daraus entsprechende Folgerungen zu ziehen. Was 
ein zusätzlicher Aspekt in dieser Diskussion wäre. 

Klare und verständliche Sprache hat etwas mit der Fähigkeit ZlJ 
tun, die Gedanken zu ordnen und dies auch zu vertreten. Keines­
wegs muß dabei auf eine subtile und differenzierte Argumen­
tation verzichtet werden. Sie ist legitim, erforderlich und sollte 
als Mittel der Überzeugung verwendet werden .  
Ergebnis dieser Überlegungen kann eigentlich nur sein, ganz be­
wußt nicht auf eine Auseinandersetzul'g mit möglichen Reiz­
themen zu verzichten, nur Datensammlung zu sein, ohne zu inter-

pretieren oder problematische Ergebnisse sprach lich zu ver­
decken. Natürlich bedeutet ein solches Vorgehen, sich über 
Arbeitsweise, Ansatz und Prämissen nicht nur klar zu sein, 
sondern sie auch bewußt zu vertreten. Dies erfordert im Zweifels­
falle Stehvermögen und nicht ,die Schere im Kopf'. 

Hans-Joachim Walter-lezius; BI BB, Berlin 

Eine Glosse im engeren Sinne, also eine pointierte verbale Attacke 
hat der Beitrag angesichts der Komplexität der Materie von An­
fang an nicht werden können. Wogegen hätte eine solche Glosse 
gerichtet sein sollen, und wogegen alles nicht? 

o Gegen eitle Redeweise elitär abgehobener und qua Wissen-
schaft (scheinbar) unangreifbarer Soziologen? 

Sie wurde immerhin kritisch gestreift: "gedankenlos verwendeter 
Fachjargon", "gockel haftes Imponiergehabe". Mag sein, daß 
Günter Pohlmann recht hat, wenn er die hierin enthaltene Kritik 
für zu undeutlich hält und die Forderung nach Allgemeinverständ­
lichkeit noch einmal nachdrücklich herausstreicht. 
Ich halte diese Forderung für so selbstverständlich, daß sie eigent­
lich keiner ausführlichen Begründung bedarf. Vor allem aber 
hätte eine vehemente Attacke in diese Richtung zu stark von 
den meines Erachtens schwerer wiegenden Ursachen der besagten 
Verständigungsschwierigkeiten abgelenkt: dem Schanzwerk der 
stereotypen Behauptung, man verstehe nicht, und der unzu­
reichenden Unterscheidung zwischen Praktikern und V e r  t r e ­
t e  r n der Praxis. 
Auf dieser Verwechslung oder besser: auf diesem Wechsel der 
Kommunikationsebene beruht übrigens Poh!manns Mißverständ­
nis, mir sei an der Kommunikation zwischen den Forschern inner­
halb und außerhalb des Bundesinstituts womöglich mehr gelegen 
al� an der mit den Praktikern. Nein, niemand, auch ich nicht, 
kann gegen eine Verständigung zwischen den Wissenschaftlern 
und den Praktikern vor Ort etwas einzuwenden haben - im 
Gegenteil; vielleicht aber gegen deren Ersetzung durch die Ver­
ständigung zwischen Funktionären. 

o Gegen das Beharren auf der jeder Fachdisziplin eigenen Be-
grifflichkeit? 

Hier bin ich in der Tat der Auffassung, daß es nicht nur praktisch, 
sondern - um der Bedeutungsnuancen willen, die in Fachbegrif. 
fen enthalten sind - auch notwendig ist, sich von der Alltags­
sprache abzusetzen. Wir lebeil nun einmal in einer arbeitsteiJigen 
Gesellschaft mit je spezifischem Fachwissen und Fachjargon. 
Daß dies Verständigungsprobleme mit sich bringt, liegt auf der 
Hand. Es gilt aber für den Facharbeiter nicht minder als für den 
FachWIssenschaftier . 
Wie anders könnte man sich hier helfen als durch "Übersetzung" 
au� der jeweiligen Fachsprache in Alltagssprache, also einen 

"vermittelnden Zwischenschritt"? Daß die damit verbundenen 
Vereinfachungen, Raffungen und Verkürzungen auf eine "Be­
richterstattung zweiter Klasse" hinauslaufen, wie mir in einer 
weiteren Zuschrift vorgehalten wurde, bestreite ich. Wieso sollte 
es diskriminierend sein, daß der Forscher mit seinem Fach­
kollegen anders redet als mit dem Praktiker? Anders heißt doch 
nicht schlechter! 

o Gegen die irrige Ansicht, durch Meidung aus dem angelsäch­
sischen Raum übernommener Fachausdrücke, von Fremd­
wörtern überhaupt und durch möglichst schlichte Sätze ließen 
sich ,,befriedi�nde Sprachregelungen für alle" finden? 

Das halte ich für ebensowenig erstrebenswert wie Walter-lezius. 
Nein, im Gegenteil: Je klarer gesagt wird, was Sache ist, um so · 
eher kan'n, jenseits interessenspezifischer Standpunkte, der For­
schungsbedarf bestimmt werden, den diese Gesellschaft auf dem 
weiten Feld der beruflichen Bildung hat. 
Und in der Tat �uß man diesen nicht nur gut begründen und 
verständlich darlegen können, man muß ihn auch mit der gebo­
tenen Deutlichkeit sagen wollen. 

Bernd Schwiedrzik; BIBB, Bedin 
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UMSCHAU 

Die besondere Bede:ktung des Bundesinstituts für Berufsbifdung für die Weiterenrwicklung der beruflichen Bildung unterstrich der 
Bundesminister für Blldvng und Wissenschaft, Frau Dr. Dorothee Wilms, anfä8lich einer Rede vor dem Hauptausschuß des Instituts am 
31. Mai 1983 in Serf/n. N<JCh ihrem ersten Besuch am 2. Dezember 1982 nahm sie bereits zum zweiten Mal vor diesem Gremium zu 
aktuellen Fragen der beruflichen Bildung Stellung und erläuterte ihre Ansichten zur Frage der Gleichwertigkeit beruflicher und allge­
meiner Bildung sowie zur Ausbildung von Abiturienten. BWP bringt den Wortlaut der Rede der Ministerin: 

Dorothee Wilms 

Rede vor dem Hauptausschuß des 

Bundesinstituts für Berufsbildung am 31 . Mai 1 983 
1 Wenn ich heute innerhalb eines halben Jahres zum zweiten 

Mal im Hauptausschuß des Bundesinstituts ffir Berufsbildung 
bin, mögen Sie dies als ein Zeichen d,afür werten, wie sehr 
mir an einer guten, vertrauensvollen, aber auch kritischen 
Zusammenarbeit in Sachfragen der beruflichen Bildung gele­
gen ist; sehen Sie darin auch künftig ein Angebot zum Dialog. 
Ich freue mich, daß Sie meine Anregungen vom 2. Dezember 
letzten Jahres so schnell aufgegriffen haben und heute die 
Gelegenheit besteht, zwei komplexe Themen anzudiskutieren, 
die für die Weiterentwicklung der beruflichen Bildung aus 
meiner Sicht von großer Bedeutung sind und zu denen ich 
Ihren sachverständigen Rat erbitte. 

lassen Sie mich zuvor aber auf einige Fragen eingehen, die in 
den letzten Monaten in der Offentlichkeit, aber auch bei 
Ihnen eine Rolle gespielt haben. 
Diese Ausführungen kann ich recht kurz halten, weil Ihnen 
meine grundsätzlichen Positionen bekannt sind. Dies gilt ins­
besondere für die Bewertung der Ausbildungsplatzsituation. 

Auf die aktuellen Zahlen brauche ich in diesem Gremium 
nicht nochmals einzugehen. Sie kennen sie alle. Aus den 
regionalen Ausbildungsplatzkonferenzen, an denen sich auch 
die Staatssekretäre des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft (BMBW) beteiligen, habe ich den positiven Ein­
druck gewonnen, daß die Ausbildungsplatzversorgung besser 
ist, als dies in den Arbeitsamtszahlen zum Ausdruck kommt. 
Durch gemeinsame Anstrengungen müßte es gelingen, die 
Zahlen des Jahres 1980 wieder zu erreichen. 

Besondere Probleme ergeben sich jedoch nach wie vor bei 
speziellen Gruppen von Jugendlichen und in speziellen Regio· 
nen. Wie Ihnen bekannt ist, sind die für das Benachteiligten­
programm bereitgestellten Mittel in diesem Jahr gegenüber 
19B2 fast verdoppelt worden, von DM 67 Mio. auf 
DM 124 Mio.; die für 1984 vorgesehenen Mittel sind bereits 
jetzt "überzeichnet". Ich beabsichtige, das Benachteiligten· 
programm stärker für die Betriebe zu öffnen, indem die 
Förderalternative der "ausbildungsbegleitenden Hilfen" 
quantitativ ausgeweitet und qualitativ so verändert wird, daß 
ausbildungsbegleitende Hilfen auch von Betrieben selbst und 
nicht nur durch außerbetriebliche Träger durchgeführt werden 
können, wobei die Förderkonditionen in belden Fällen gleich 
sein sollen. 

Trotz der Verdoppelung der Haushaluansätze reichen die 
verfügbaren Mittel nicht aus, um alle beantragten und realisier­
baren Maßnahmen zu fördern. Außerdem deckt das Programm 
nicht alle Problembereiche ab, wie z. 8. die weitere Nutzung 
von Ausbildungseinrichtungen in Konkursbetrieben. Gerade 
in strukturschwachen Regionen kann der Ausfall auch nur 
eines größeren Betriebes verheerende Folgen auch für die 
AusbildungssteIlenSituation haben. 

Wir überlegen deshalb, ob und welche Möglichkeiten bestehen, 
hier noch gewisse Hilfestellungen zu geben. In der augen­
blicklichen Situation des 8undeshaushalU stoßen Oberlegu .... 

gen allerdings auch sehr schnell an Grenzen. Im übrigen kön­
nen weder das Benachteiligtenprogramm noch andere denk· 
bare Maßnahmen die notwendigen Anstrengungen der Wirt· 
schaft ersetzen, genügend AUSbildungsplätze in den Betrieben 
zu schaffen. Staatliche Hilfen kommen deshalb nur für das 
8enachteiligtenprogramm und bestimmte regionale Probleme 
in Betracht, wenn der Haushalt das überhaupt zuläßt. 

Zu zwei weiteren mit der Ausbildungsplatzsituation zusam­
menhängenden Punkten Jassen Sie mich noch kurz Stellung 
nehmen: 

Morgen wird im Bundeskabinett über den Entwurf einer 
Verordnung zur Verbesserung der Ausbildung Jugendlicher 
nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz beraten. Lassen Sie 
mich - auch im Namen von Herrn Minister Dr. Blüm -
noch einmal betonen, daß es hier nicht darum geht, in not­
wendige Schutzrechte von Jugendlichen einzugreifen. Es geht 
vielmehr um vernünftigere und flexiblere Lösungen in Ober­
einstimmung mit Ausbildungserfordernissen. 

Im Vorgriff auf Punkt 15 Ihrer Tagesordnung, bei dessen 
Behandlung ich nicht mehr hier sein kann, möchte ich einige 
Anmerkungen zur vorgesehenen Änderung der Ausbilder­
eignung$verordnung Hauswirtschaft machen. Sie sieht ledig· 
lich vor, die Ausschlußtermine wie in der Ausbildereignungs· 
verordnung für die gewerbliche Wirtschaft zu regeln. In 
Nordrhein-Westfalen wären etwa 1200 Ausbildungsplätze in 
Frage gestellt, wenn diese Änderung nicht käme. Da dies 
nicht zu verantworten ist, habe ich der Änderung zugestimmt. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regierungserklärung 
einen Bericht der Bundesregierung über eine Politik zur 
Sicherung der Zukunftschancen der Jugend in Ausbildung 
und Beruf angekündigt. Ich möchte zu diesem Vorhaben 
heute noch nicht inhaltlich Stellung nehmen. Dieser Bericht, 
für den erste Vorbereitungen im BMBW laufen, wird sich aber 
natürlich auch mit grundsätzlichen und aktuellen Fragen der 
beruflichen Bildung auseinandersetzen müssen. Ich werde dem 
Hauptausschuß Gelegenheit geben, auf der Grundlage eines 
Entwurfs r&ehtzeitig vor der end9iltigen Abstimmung inner· 
halb der Bundesregierung dazu eine Stellungnahme zu erar­
beiten. 

2 Bevor ich zu den beiden Themenschwerpunkten der Gleich­
wertigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung sowie der 
Abiturienunausbildung komme, möchte ich kurz zu aktuel­
len Vorgängen, die das Bundesinstitut betreffen, stichwort­
artig Stellung nehmen: 

a) S a t z u n g s g e n e h m i g u n g  

Ich habe veranlaßt, daß die Satzung des BIBB in der von 
Ihnen Ende Februar 1983 beschlossenen Fassung geneh­
migt wird; auf den noch nicht geklärten Punkt wird die 
Bundesregierung gegebenenfalls später zurückkommen. 

Nach der Genehmigung der Satzung sollten nun aber auch 
die Sachfragen im Vordergrund stehen und die Beratungen 
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vorangebracht werden. Die Berufung der Mitglieder der 
Unterausschüsse des Hauptausschusses habe ich umgehend 
eingeleitet. Da deren Konstituierung wegen der vom 
Bundesrat einzuholenden Besetzungsvorschläge noch einige 
Zeit in Anspruch nehmen wird, sollte die notwendige 
Beratungstätigkeit zwischenzeitlich auf andere Weise sicher­
gestellt �erden. 

b) H a u s h a l t e d e s  
B u n d e s i n s t i t u t s f ü r  B e r u f s b i l d u n g  
Der Haushalt des Bundesinstituts ist für das Jahr 1983 
genehmigt. Für 1984 laufen zur Zeit die Haushaltsvemand· 
lungen mit dem Bundesminister der Finanzen; das Bundes· 
kabinett wird den Bundeshaushalt am 29. Juni 1983 be· 
schließen; die Parlamentsberatungen sollen in  diesem Jahr 
abgeschlossen werden. Sie wissen, daß der Bundeshaushalt 
1984 und auch in den Folgejahren unter dem eisernen 
Gesetz des Sparens steht; das gilt für den Bundeshaushalt 
insgesamt und sicher auch für den Haushalt des Bundes­
instituts für Berufsbildung. Ich habe gegenwärtig jedoch 
keine Veranlassung, davon auszugehen, daß vom Bundes­
institut über das übliche Maß hinausgehende Sonderopfer 
verlangt werden müßten; es wird sich allerdings - wie bei 
den' übrigen Haushalten - in die Rahmenbadingungen ein­
zufügen haben, die angesichts der schwierigen Haushalts­
lage vorgegeben sind. Das Bundesinstitut hat gesetzliche 
Aufgaben in Berlin und Bonn zu erfüllen, die auch haus­
halumäßig berücksichtigt wer,den. 

cl V e r v i e l f ä l t i g u n g  u nd V e r t r i e b  v o n  
Au s b  i I d u n g s m  i t t e  I n 
Die Versorgung der Ausbildungsbetriebe mit Ausbildungs­
mitteln zu angemessenen Preisen ist fachlich und politisch 
geboten. Nachdem es gelungen ist, mit dem Bundesminister 
der Finanzen eine giinstige Interpretation zu erreichen, 
was unter .. Förderung der Bildungstechnologie durch For· 
schung" verstanden werden soll, und das Ausschreibungs­
verfahren des Bundesinstituts abgeschlossen ist, sollte jetzt 
mit Nachdruck geklärt werden, ob und wie V.rvielfälti· 
gung und Vertrieb - möglichst ohne öffentliche Subven· 
tionen -sichergestellt werden können. Es wäre wünschens­
wert, diese Klärung vor Abschluß der Beratungen über den 
Bundeshaushalt 1984 zu haben, damit auf klarer Grund· 
lage entschieden werden kann. 

3 Nach diesen Anmerkungen mit aktuellem Bezug möchte ich 
jetzt aber auf die beiden Grundsatzthemen eingehen, die 
heute auf der Tagesordnung stehen. Niemand wäre in der 
lage, sie heute schon abschließend und endgültig zu beraten. 
Deshalb möchte ich zu heiden Themenkomplexen heute 
keine fertigen Antworten geben. Mein Anliegen ist vielmehr, 
Fragestellungen aufzuwerfen, Abgrenzungen anzuregen und 
die Diskussionsrichtung aufzuzeigen. Denn Patentrezepte hat 
keiner von uns; wir stehen noch mitten in der politischen und 
fachlichen Diskussion. 
a) Die heutige Beratung im Hauptau�chuß zum Thema 

"Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher Bildung" 
sollte aus meiner Sicht in erster linie dazu benutzt werden, 
das Feld der Betrachtung abzustecken, die "richtigen" 
Fragen zu finden, Aufklärungs- und Entscheidungsbedarf 
zu umschreiben, denkbare Positionen zu markieren. 
Die Frage der Gleichwertigkeit stellt sich sicherlich nicht 
nur mir in unterschiedlicher Ausprägung. Gleichwertigkeit 
allgemeiner und beruflicher Bildung hat in entscheidendem 
Maße etwas mit dem Prestige zu tun, welches eine Gesell­
schaft Menschen mit unterschiedlichen Bildungswegen und 
unterschiedlichen Berufen zuerkennt. Daß es hier in der 
Realität Rangfolgen gibt, war immer so und wird in gewis­
sem Maße wohl immer so bleiben. Dennoch kann hier 
manches im Wege politischer Überzeugungsarbeit und kon­
kreter politischer und pädagogischer Maßnahmen verändert 

UMSCHAU 103 

werden. Die Forderung, eine Ausbildung im dualen System 
oder in beruflichen Vollzeitschulen nicht geringer zu ach­
ten, die Forderung, Menschen mit einer entsprechenden 
Berufsausbildung nicht wegen fehlender "Zertifikate" zu· 
rückzusetzen hinter etwa einem akademisch ausgebildeten 
Menschen, ist sicherlich in dieser Abstraktheit Allgemein· 
gut. Wenn es aber konkret wird, wenn es hart u m  Berech· 
tigungen, Zugänge, Aufstiege geht, dann wird es schwierig, 
dann werden aus guten Vorsätzen Bedenken und Vorbe­
halte. Ziel muß das gleiche Ansehen sein; davon sind wir 
jedoch noch weit entfernt. 
Wenn jeder sich selbst prüft, was er ihm nahestehenden 
jungen Menschen als Ausbildung wünscht oder empfiehlt, 
dann wird er feststellen, daß er selbst schnell und unbe­
dacht oft zum "höchsten erreichbaren Abschluß" rät. 
Wir müssen aber erreichen, daß diese Meßlatte verändert 
wird. Aufstieg durch berufliche Bildung und Bewährung 
muß die gleichen Chancen wie Aufstieg durch "formale 
Berechtigungen" erhalten. Von der Wertung im Beschäfti­
gungssystem hängt teilweise die Wertigkeit der Bildungs· 
gänge und -abschlüsse ab. Deshalb sind Personalstrategie 
und öffentliches Dienstrecht von großer Bedeutung. 
Gleichartigkeit der Bildungsgänge im Sinne gleicher Stun­
den-, Fächer· oder was immer -Anteilen, kann keine Vor­
aussetzung für Gleichwertigkeit sein, würde sie doch die 
Eigenart und den Eigenwert der jeweiligen Bildungsgänge 
in Frage stellen. 
Die Frage ist, was wir auf der jeweiligen Qualifikations­
ebene vermitteln wollen an konkreten fachlichen und 
kulturellen Inhalten? Was sind Schlüsselqualifikationen, 
die anhand vieler pädagogischer Wege zu vermitteln sind? 
Hier stellt sich das pädagogische Transferproblem. Diese 
pädagogische Diskussion ist zu führen. Breite Qualifikation 
kann nicht bedeuten, von vielem etwas zu lernen, sondern 
muß darauf hinauslaufen, in einem Beruf und anhand eines 
Berufes vieles zu lernen. 
Deshalb müssen wir uns davor hüten, allzusehr das allge· 
meinbildende Schulwesen als Maßstab zu betrachten. Im 
Hinblick auf die Gleichwertigkeit ist nicht so sehr ent­
scheidend, ob der HauptsChüler - um den es hauptSäch· 
lieh geht, denn der Realschüler hat deutlich geringere 
Gleichwertigkeitsprobleme - in der dualen Ausbildung 
einen dem Realschulabschluß gleichwertigen Abschluß 
erwirbt. Denn diese Frage ist für den ehemaligen Haupt­
schüler selbst eine ziemlich abstrakte. Die Frage ist, welche 
Qualifikationen er mitbringt,die ihn zu weiterem befähigen. 
Konkret geht es für ihn darum, welche weiteren Möglich· 
keiten er hat und ob er, wenn er beispielsweise zur Fach· 
oberschule will, mit den Anforderungen in einzelnen 
Fächern der Fachoberschule, etwa in Mathematik oder 
Englisch, zurechtkommt oder nicht. Wenn man das so 
sieht - und ich meine, man sollte es so sehen -, dann 
ließen sich manche Fragen sehr viel pragmatischer lösen. 
Die Eingangsvoraussetzungen sollten sich auch stärker an 
den Ausgangsqualifikationen der verschiedenartigen voran· 
gegangenen Bildungsgängen orientieren; Berufserfahrung 
ist dabei einzubeziehen. Ist eigentlich der Abiturient in  
jedem Falle geeigneter als ein Absolvent beruflicher BiI· 
dungswege, die Fachhochschule zu ·besuchen? Und ist es 
eigentlich richtig, dem Abiturienten nur aufgrund seines 
schulischen Abschlusses eine Verkürzung der Lehrzeit ein· 
zuräumen? 
Die Zukunft des Bildungswesens liegt in der Differenzie­
rung. Über eine Vielfalt der Bildungsgänge muß jedem 
seine Chance eingeräumtwerden, alle Bildungswege müssen 
gesellschaftlich und pädagogisch anerkannt werden. Des­
halb müssen Umorientierungen in der privat8n Wirtschaft, 
aber auch im laufbahnrecht des öffentlichen Dienstes ein­
dringlich gefordert werden. Aber auch die berufliche Fort-
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bildung erhält mehr Bedeutung. Aufstieg muß stärker aus 
Bewährung, Leistung und ergänzender Weiterbildung resul· 
tieren. 

Wenn man die politische Grundsatzentscheidung getroffen 
hat, jemand mit abgeschlossener Berufsausbildung in den 
Berechtigungen etwa so zu behandel n wie jemand mit 
Realschulabschluß, dann kann man sehr praktisch überle­
gen, was jemand mit dualer Berufsausbildung wann zusätz­
lich können ml>lß, um beispielsweise die Fachoberschule 
mit Erfolg zu durchlaufen und wie man dieses am zweck­
mäßigsten organisiert. Das flankiert die Grundsatzentschei· 
dung, ist aber keine unabdingbare Voraussetzung. 

Aus meiner Sicht sollten auf diesem Hintergrund vor allem 
die Komplexe "Berufsausbildung und Berechtigung wie 
mittlerer Bildungsabschluß (insbesondere mit Blick auf die 
Fachoberschule und den Zugang zur Fachlehrerausbil­
dung)", Zugang zu weiterbildenden Angeboten und Auf­
stiegspO$itionen in Wirtschaft und Staat, Hochschulzugang 
für qualifizierte Berufstätige in den Beratungen behandelt 
werden. 

b) Das Thema Gleichwertigkeit allgemeiner und beruflicher 
Bildung steht im Zusammenhang mit der Frage der Aus­
bildungsalternativen für Abiturienten. Nur wenn die Gleich­
wertigkeit erreicht wird, werden Abiturienten auf Dauer 
und langfristig Alternativen in der beruflichen Bildung 
wählen. 

Das Thema der Ausbildungsalternativen für Abiturienten 
wird in seiner zunehmenden Bedeutung in den nächsten 
Jahren besonders dringlich sein. Wie Sie wissen, steigt die 
Zahl der Schulabgänger mit Hochschulberechtigung seit 
längerem stetig an und wird nach den gegenwärtigen An­
nahmen auch in Zukunft noch beträchtlich zunehmen. 
Wer allerdings den heutigen Arbeitsmarkt für Hochschul­
absolventen und darüber hinaus die erkennbaren Entwick­
lungstendenzen betrachtet, muß erwarten, wünschen und 
im Interesse der Abiturienten darauf hinwirken, daß zu­
künftig Ausbildungsalternativen für Abiturienten stärker 
als bisher gefragt werden. 
Dabei geht es um Alternativen zum Hochschulstudium, 
um ein zunehmendes Angebot an praxisorientierten Aus­
bildungsgängen und mittelfristig darum, in der Wirtschaft 
verstärkt Ausbildungsmäglichkeiten für Abiturienten an· 
zubieten. 
In der zweiten Hälfte dieses Jahrzehnts wird aufgrund 
geburtenschwächerer Jahrgänge die Zahl der Real-, Haupt­
und Sonderschüler, die einen Ausbildungsplatz suchen, 
erheblich zurückgehen. Es besteht die Gefahr einer 

"Schere" zwischen Fachkräftenachwuchs und Studenten 
bzw. Hochschulabsolventen, die sich dann nicht mehr 
schließt. 

Zur Zeit werden rund 100 000 Plätze in der dualen 
Berufsausbildung von Abiturienten genutzt, hinzu kommen 
weitere rund 30 000 Plätze in Sonderausbildungsgängen 
der Wirtschaft sowie im beruflichen Schulwesen der 
länder. 

Die vorhandene Vielfalt von Ausbildungsmäglichkeiten, 
die von Abiturienten in Anspruch genommen wird, sollte 
auch für die weiteren Überlegungen Ausgangspunkt sein, 
wie zusätzliche Ausbildungsangebote für Abiturienten 
geschaffen und die Attraktivität der betrieblichen Ausbil­
dung als Alternative zur studienbezogenen Ausbildung im 
Gymnasium und zur Hochschule gesteigert werden können. 
Dabei denke ich nicht an das Abitur als Eingangsvoraus­
setzung, sondern mehr an unterschiedliche Anforderungs· 
profile. Dafür gibt es mehrere Wege: Eine dualeAusbildung 
auf gehobener Stufe, wie sie in der Berufsakademie ihren 
Ausdruck findet und gegebenenfalls weiter verfolgt werden 
sollte. Es gibt die ganz normale Berufsausbildung im dua­
len System mit offenem Zugang, die eine weitere Prüfung 
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herausfordert. Der BMBW stellt seine Hilfe in Aussicht, 
durch Förderung von Modellversuchen, Forschungsprojek­
ten und schnelle Umsetzung neuer Technologien in das 
Ausbildungsgeschehen neue Wege schaffen zu helfen, so­
weit sie einen realistischen Ansatz bieten und nicht nur 
künstlich aufgeblasen sind. 
Zur lösung dieser Aufgabe bedarf es neben Anstößen und 
Maßnahmen des Staates vor allem der Ideen und Beiträge 
einer kreativen Wirtschaft. Soweit es sich um Ausbildungs­
angebote z. B. in Berufsfachschulen, Fachschulen und 
Berufsakademien der länder handelt, habe ich bereits die 
Bund-länder-Kommission für Bildungsplanung und For· 
schungsförderung angesprochen und auch die Entwicklung 
von Muen richtungsweisenden Modellprojekten angeregt. 
Im Bereich der Sonderausbildungsgänge der Wirtschaft für 
Abiturienten fällt bisher der hohe Anteil der Großbetriebe 
als Ausbildungsträger auf. 

Das ist solange kaum erstaunlich, als der vergleichsweise 
hohe Theorieanteil der Ausbildungsgänge überwiegend 
betrieblich vermittelt wird. In den L.ändern mit Berufs­
akademien ist langsam eine Öffnung dieses Bildungsange· 
botes für Klein- und Mittelbetriebe zu beobachten. Dies 
scheint mir ein vielversprechender Weg, wenn es gelingt, 
die besonderen Qualifizierungsbedürfnisse dieser Betriebe 
wirklich einzubeziehen. 

- Ich frage mich, ob nicht eine noch stärkere Beteiligung 
mittlerer und kleiner Unternehmen mit ihrer Innova­
tionskraft an derartigen Ausbildungsgängen möglich ist. 
Der hohe Theorieanteil könnte dabei durch überbetrieb­
liche Maßnahmen vermittelt werden; auch insoweit gilt 
das o.g. Angebot des BMBW zur Unterstützung durch 
Modellversuche usw. 

Ich frage auch, ob neuere Technologien wie z. B. Weiter­
entwicklungen in der Datenverarbeitung, Anwendung 
der Mikroprozessoren, Produktions- und Fertigungs­
steuerung, Meßtechnik, Klimatechnik und Biologie­
technologie neue Ausbildungswege notwendig und zu· 
gleich attraktiv machen könnten. Ich weiß: Neue Berufe 
entstehen nicht "auf der grünen Wiese". Geradedeshalb 
geht mein Appell an die an der Berufsbildung Beteilig­
ten, gemeinsam neue Modellprojekte zu entwickel n, 
durch die beispielhaft Ausbildungsmöglichkeiten in die­
sen Bereichen und damit -nach meiner Einschätzung ­
auch für Abiturienten aufgezeigt werden können. 

Nicht zuletzt ist die Bedeutung der beruflichen Fortbildung 
anzusprechen, durch deren Weiterentwicklung ein wichti­
ger Beitrag für eine noch stärkere Attraktivität des beruf­
lichen Bildungsweges geleistet werden kann. Es ist wohl 
erkennbar, daß durch die Fortführung der hier schon ein· 
geleiteten Arbeiten auch die weitere Entwicklung von 
Ausbildungsmöglichkeiten für Abiturienten gefördert 
wird. Mir geht es dabei um inhaltliche und nicht so sehr 
rechtliche und institutionelle Fragen. Darüber sollten wir 
später einmal getrenntdiskutieren einschließlich der Frage, 
ob bei weiterem Ausbau der Weiterbildung die Erstausbil­
dung verkürzt werden kann. 

Ich habe Ihnen heute bewußt keine im Detail festgefügten Auf­
fassungen zu den beiden Grundsatzfragen vorgetragen, sondern 
mich darauf beschränkt, Anstöße zu geben und Fragen aufzu­
werfen, die Ihrer sachkundigen Beratung bedürfen. Die vorliegen­
den Unterlagen sollten als leitfaden und Material in der nach­
folgenden - wie ich glaube ersten - Diskussion aufgegriffen und 
im weiteren Verlauf Ihrer Beratungen ergänzt und vertieft wer­
den. Ich hoffe, daß Sie sich die zügige Klärung der aufgeworfenen 
Fragen zu einem eigenen Anliegen als Hauptausschuß machen 
und in absehbarer Zeit zu Ergebnissen kommen, die der Bundes­
regierung bei der Gestaltung ihrer Politik helfen. Ich bin grund· 
sätzlich bereit, mich an Ihren Beratungen erneut zu beteiligen, 
wenn der Diskussionsstand dies zweckmäßig erscheinen läßt. 
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Informationstechnik in Büro und Verwaltung - 11 -
Ergebnisse einer Betriebsbefragung zur elektronischen Daten- und Textverarbeitung und den 
Auswirkungen auf Personaleinsatz und Ausbildung in kaufmännischen Berufen. 

Von Uwe Griinewald, Richard Koch unter Mitarbeit von H. Liermann 
1983. 58 Seiten. DM 10,- ISBN 3-88555-185-3 

Dieser Bericht enthält einen Überblick über die Verbreitung und den Einsatz derelektronischen Daten- und 
Textverarbeitung im kaufmännischen und verwaltenden Bereich sowie über die betrieblichen Reaktionen 
auf technisch-organisatorische Umstellungen im Bereich des Personal- und Ausbildungswesens. Er basiert 
auf einer schriftlichen Befragung von ca. 3000 Betrieben der Industrie, des Kreditgewerbes, des Handels 
und sonstiger Dienstleistungsbranchen mit 10 und mehr Beschäftigten. 
Im ersten Bericht (Griinewald/Koch, ... Informationstechnik in Büro und Verwaltung", Berichte zur berufli· 
chen Bildung, Heft 32, Berlin 1980) wurde die künftig zu erwartende Entwicklung der Informationstechnik 
in Büro und Verwaltung eingeschätzt und Forschungshypothesen zum Zusammenhang zwischen Informa· 
tionstechnik, Arbeitsorganisation, Oualifikationsanforderungen, Beschäftigung und Berufsausbildung in 
diesem Bereich zur empirischen Überprufung vorgestellt. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut für Berufsbildung -
Pressereferat - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 - Tel.: (030) 86 83·280 oder 8683-1 
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Berufliche Qualifikation und Erwerbstätigkeit von Meistern 
Von Henning Bau 
1982.40 Seiten. DM 7,- ISBN 3-B8555·188·3 

Trotz bestehender Unterschiede in den Tätigkeitsprofilen von Handwerks- und Industriemeistern zeigt 
eine Tätigkeitsanalyse, daß sowohl die Handwerks- als auch die Industriemeister in hohem Maße Füh­
rungs- und Managementaufgaben ubernehmen. Dafür verdienen Meister überdurchschnittlich gut und 
können in der Regel auch mit einer insgesamt erfolgversprechenden beruflichen Karriere rechnen. Daß 
sie dabei ihre erlernten Qualifikationen gut verwerten können und insgesamt mit ihrereigentlichen Berufs* 
tätigkeit und ihrem Berufsleben zufrieden sind und nicht nur seltener als andere arbeitslos und seltener 
Angst vor Enttassung haben, zu diesem Gesamtergebnis kommt diese Studie des Bundesinstituts für 
Berufsbildung. 

Sie erhalten diese Veröffentlichung beim Bundesinstitut fur Berufsbildung -
Pressereferat - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Bertin 31 - TeL: (030) 86 83-280 oder 8683*1 


